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Beginn der Sitzung: 10 Uhr 

Vor s i t zen d e: Präsident Benya, Zweiter 
Präsident Mag. Minkowitsch, Dritter Präsi­
dent Dr. Stix. 

Präsident: Die Sitzung ist e r ö f f n e t. 

Das Amtliche Protokoll der 59. Sitzung vom 
17. Oktober 1984 ist in der Parlamentsdirek­
tion aufgelegen und unbeanstandet geblieben. 

Kr a n k gemeldet sind die Abgeordneten 
Manndorff und Hobl. 

E n t s c h u I d ig t haben sich die Abgeord­
neten Prechtl, Grabher-Meyer und Fauland. 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 

Bundesministerium für Handel, Gewerbe und 
Industrie 

, Präsident: 1. Anfrage: Abgeordneter Teschl 
(SPÖ) an den Herrn Bundesminister für Han­
del, Gewerbe und Industrie. 

339/M 
Was haben Sie unternommen, um die österreiehi­

sehen Exporte zu fördern? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Vize kanzler Bundesminister für Handel, 
Gewerbe und Industrie Dr. Steger: Sehr 
geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Sie haben mich gefragt, was 
ich unternommen habe, um die Exporte ent­
sprechend zu fördern. 

An sich ist die österreichische Wirtschaft so 
leistungsfähig, daß sie, wie man gerade der­
zeit auch an dem Ansteigen der Exportstati­
stik merkt, große Chancen hat. 

Ich halte es für besonders wichtig, den 
österreichischen Betrieben zu helfen, wenn 
Kontakte mit Staatshandelsländern herzu­
stellen sind. Daher stellen wir regelmäßig 
Wirtschaftsdelegationen zusammen, entwe­
der unter der Führung des Herrn Bundes­
kanzlers oder unter meiner Führung, auch 
der Herr Außenminister nimmt solche Dele­
gationen mit, und der Herr Staatssekretär 

Schmidt ist ebenfalls regelmäßig mit Delega­
tionen unterwegs. 

Bei diesen Delegationsreisen versuchen wir 
zu erreichen, daß es im Ausland entsprechend 
hochrangige Wirtschaftskontakte gibt. 

Abweichend zu früher haben wir uns in 
letzter Zeit verstärkt bemüht, auch kleineren 
und mittleren Betrieben die Möglichkeit zu 
eröffnen, bei derartigen Delegationsreisen 
dabei zu sein. 

Ein zweiter Schwerpunkt betrifft Fragen 
der europäischen Integration. Wir hatten 
gestern Herrn Vizepräsidenten Davignon zu 
Gast, er ist auch noch heute anwesend. Hiebei 
wurde eine umfangreiche Gesprächsliste 
abgewickelt, vor allem, um weitere Möglich­
keiten mit unseren Traditionsmärkten im 
EG-Raum zu besprechen, Normungsfragen, 
Vereinheitlichung der Rechtsvorschriften. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Teschl: Herr Vizekanzler! 
Durch die Exportoffensive der Bundesregie­
rung einerseits und durch entsprechende 
steuerliche Maßnahmen andererseits war es 
möglich, die Exporte in diesem Jahr wesent­
lich ansteigen zu lassen. 

Ich frage Sie, Herr Vizekanzler: Welche 
Möglichkeiten sehen Sie im Rahmen der Ver­
handlungen und Gespräche mit der EG für 
den allmählichen Abbau der technischen 
Handelshemmnisse, die ja doch gewisse 
Erschwernisse für die österreichischen 
Exporte in den EG-Raum mit sich gebracht 
haben und noch immer bringen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Vizekanzler Dr. Steger: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Das ist überhaupt eine der 
wesentlichsten Fragen der Arbeit in der näch­
sten Zeit. Gestern war dies von sehr, sehr gro­
ßer Bedeutung, weil der Herr Vizepräsident 
seine Bereitschaft dazu und darüber hinaus­
gehend erklärt hat, daß nicht nur bei den 
technischen Normungsfragen in, Zukunft 
Österreich stark einbezogen werden kann, 
sondern daß es auch bei den Forschungspro­
jekten direkte Mitwirkungsmöglichkeiten der 
österreichischen Betriebe gibt, allerdings 
selbstverständlich immer nur dann, wenn die 
Kosten nicht ausschließlich von der EG getra­
gen werden. Es muß dann in jedem einzelnen 
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Vizekanzler Dr. Steger 

Fall der zuständige Ressortchef auch Ver­
handlungen mit den EG führen. 

In den Normungsfragen bin ich doch zuver­
sichtlich, daß wir nach den ersten Erfolgen, 
die es bereits gegeben hat, im Jahre 1985 auch 
im Rahmen der Möglichkeiten, die sich bei 
den EG-EFTA-Kontakten insgesamt ergeben, 
vorankommen werden. Sie wissen ja, daß wir 
im kommenden Frühjahr auch 25 Jahre 
EFTA hier in Wien gestalten werden. Ich 
hoffe, daß dort auch schon ein neuer Höhe­
punkt in den eurpäischen Bemühungen merk­
bar werden wird und neue Möglichkeiten für 
die heimische Industrie. 

Präsident: Weitere Zusatzfrage. 

Abgeordneter Teschl: Herr Vizekanzler! Im 
Zusammenhang mit den Ursprungsregeln, 
mit den Ursprungszeugnissen: Sehen Sie da 
eine allmähliche Lockerung und somit eine 
Erleichterung für die österreichische ExpQrt­
industrie? 

Präsident: Herr Minister. 

Vizekanzler Dr. Steger: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Es hat ja bereits Vereinfachun­
gen der Ursprungsregeln im Freihandelsab­
kommen gegeben. Jetzt ist es vor allem 
immer notwendig, daß wir gemeinsam darum 
kämpfen, daß nicht eine Dreiteilung Europas 
entsteht. 

Ich sehe diese Möglichkeiten, aber es muß 
auf allen Ebenen sehr massiv gearbeitet wer­
den. Es sind hier die Parlamentarierarbeiten 
der verschiedenen Delegationen ein genauso 
wichtiger Beitrag wie das, was laufend auf 
Regierungsebene geschieht. 

Es wird das die eigentliche, die entschei­
dende Frage für unsere Hauptmärkte sein. 
Wenn man weiß, daß im vergangenen Jahr 
1983 fast 63 Prozent all unserer Importe und 
fast 54 Prozent unserer Exporte im EG-Raum 
stattgefunden haben, dann müssen wir sicher 
mit allem Nachdruck an dieser Frage arbei­
ten. Ich bin aber optimistisch. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Helbich. 

Abgeordneter Ing. Helbich (ÖVP): Herr 
Vize kanzler! Anfang 1984 waren die Staaten 
der östlichen Wirtschaftsgemeinschaft gegen­
über den österreichischen Geldinstituten mit 
rund 124 Milliarden Schilling verschuldet. Im 
Verhältnis Warenlieferungen und Finanzie-

rung liegt Österreich bedeutend höher als der 
europäische Durchschnitt. 

Ich frage Sie, Herr Vizekanzler: Was kön­
nen Sie unternehmen, um hier wieder den 
europäischen Durchschnitt zu erreichen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Vizekanzler Dr. Steger: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Ich habe nie etwas davon 
gehalten, daß Maßnahmen des Kalten Krie­
ges plötzlich gegenüber den osteuropäischen 
Ländern dazu führen, daß wir unsere Wirt­
schafts beziehungen gefährden; etwa Maßnah­
men, die zu einer bewußt herbeigeführten 
Hochzinspolitik führen, um Finanzschwierig­
keiten auszulösen. Es ist bekannt, welches 
Land ich im besonderen meine. 

Bei den österreichischen Wirtschaftsbezie­
hungen mit dem COMECON-Raum muß man 
davon ausgehen, daß es einige Länder gibt, 
bei denen wir einen Exportüberschuß erzie­
len. Ich darf erinnern, daß das bei der DDR 
summenmäßig am höchsten der Fall ist und 
bei Bulgarien in der Quotendeckung am höch­
sten der Fall ist. 

Derzeit arbeiten wir auch an Fragen der 
Statistik. Denn von einigen COMECON-Län­
dern wird behauptet, daß wir bei unseren 
Exporten einen Überschuß erzielen, unsere 
Statistiken weisen das allerdings nicht ent­
sprechend aus. Es gibt ein starkes Indiz. 
Wenn man etwa weiß, daß die VOEST im grö­
ßeren Bereich Anlagenbau . betreibt, aber die 
gesamten Bauleistungen auch dann, wenn sie 
von österreichischen Firmen erbracht wer­
den, nicht in der österreichischen Statistik 
enthalten sind, muß einem klar sein, daß die 
österreichische Wirtschaft insgesamt wesent­
lich besser ist, als das vielleicht manchmal in 
den Statistiken zum Ausdruck kommt. 

Ich meine: Solange wir eine gute Deckung 
haben und im wesentlichen mehr exportieren 
als importieren und solange gleichzeitig bei 
den Importen im wesentlichen wieder Roh­
stoffe importiert werden, die wir dann in 
Österreich weiterverarbeiten, können wir 
eigentlich froh sein, daß nicht von der ande­
ren Seite unserer Wirtschaftspartner im Aus­
land verlangt wurde, erhebliche Einschrän­
kungen bei unseren Exporten vorzunehmen. 
Wir sollten diesbezüglich vertrauensvoll alles 
weiterentwickeln. Es wird das im Interesse 
der österreichischen Wirtschaft sicherlich der 
bessere Weg sein. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne-

61. Sitzung NR XVI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)4 von 58

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVI. GP - 61. Sitzung - 19. Oktober 1984 5209 

Präsident 

ter Eigruber. 

Abgeordneter Eigruber (FPÖ): Sehr geehr­
ter Herr Vizekanzler! Sie haben die Bedeu­
tung der Klein- und Mittelbetriebe schon 
erwähnt. Für diese Betriebe war es bisher 
sehr schwer möglich, in den Export einzustei­
gen, im wesentlichen bedingt durch finan­
zielle GrUnde. 

Ich frage Sie daher: Welche Maßnahmen 
werden von Ihrem Ressort gesetzt, um Klein­
und Mittelbetriebe den Einstieg in die öster­
reichische Exportoffensive zu ermöglichen? 

Präsident: Herr Minister. 

Vizekanzler Dr. Steger: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Wit haben im Handelsministe­
rium eine Informationsstelle für Exportent­
wicklung eingerichtet. Sie soll vor allem dazu 
dienen, daß die kleineren Betriebe - die mitt­
leren können es ja doch meistens selbst finan­
zieren - überhaupt eine Anlaufstelle haben, 
wo ihnen ein bißehen mehr Erläuterungen 
über die Möglichkeiten, die im Rahmen des 
Handelsministeriums bestehen, gegeben wer­
den. 

Bei diesen Möglichkeiten bemühen wir uns 
um ganz besondere Unterstützung der kleine­
ren und mittleren Betriebe bei den Gegenge­
schäften und bei den Zulieferungen. Es sind 
ja die Zulieferdaten wirklich stolze Ziffern, 
die die Republik Österreich in den letzten 
Jahren erreichen konnte. 

Wir bemühen uns zusätzlich um die Einbe­
ziehung in alle Wirtschaftsdelegationen. 

Ich hoffe, daß mittlerweile durch diese 
Informationsstelle bekanntgemacht werden 
kann, daß wir auch besondere Unterstützun­
gen vor Ort etwa bei der Marktforschung, bei 
der Finanzierung und bei der Vertragsgestal­
tung regelmäßig durchführen. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Tirnthal. 

Abgeordneter Tirnthal (SPÖ): Sehr geehr­
ter Herr Vizekanzler! Auf welche Staaten und 
Wirtschaftsgruppen sollte sich nach Auffas­
sung Ihres Ressorts die österreichische 
Exportoffensive besonders konzentrieren? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Vizekanzler Dr. Steger: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Grundsätzlich gibt es zunächst 
die sogenannten europäischen Traditions-

märkte vor allem im Bereich der EG und der 
EFTA. 

Daüber hinaus existiert der nordamerikani­
sche Markt. 

Es muß auch zusätzlich so sein, daß natür­
lich die Fragen der Finanzierung entspre­
chend Beachtung finden. Es ist nicht alles, 
was durchaus exportfähig wäre, grenzenlos 
finanzierbar , weil es dafür Interesse im Aus­
land gibt. 

Bei den zusätzlichen Ländern - neben dem 
heute bereits besprochenen COMECON­
Bereich - geschieht es im Rahmen der Mög­
lichkeiten, daß wir immer sehr genau auf Aus­
tauschrelationen und auch darauf zu achten 
haben, welche Warengüter in beide Richtun­
gen - das machen wir bei allen Ländern der 
Welt, daher selbstverständlich dort auch - zu 
Austauschrelationen beitragen. 

Ich habe vor allem die Meinung, daß der 
arabische Raum ganz besondere Chancen bie­
tet und es jetzt dringlich geboten erscheint, 
auch im Ferneren Osten, im pazifischen 
Raum, einiges zusätzlich zu unternehmen. 

Wenn Sie bedenken, daß es nicht sehr lange 
her ist, daß wir etwa mit Hongkong eine Aus­
tauschrelation von sieben Teilen Import nach 
Österreich und einen Teil Export nach Hong­
kong hatten, daß es im Vorjahr eine Relation 
von 3 zu 1 bei Importen nach Österreich und 
Exporten nach Hongkong gegeben hat und 
daß wir heuer nach den bisherigen Daten 
schon unter 3 zu 1 kommen, dann sieht man, 
daß unsere Betriebe mit großem Einsatz auch 
in diese Richtung Exporte vorantreiben kön­
nen. Allerdings ist dazu notwendig, daß wir 
den sogenannten "Weißwurst-Horizont" über­
steigen, nämlich daß die traditionellen 
Exporte immer dorthin gegangen sind, wo die 
Weißwurst gegessen wurde, was an sich 
nichts damit zu tun hat, daß die Konsumenten 
in dieser Gegend eher österreichische Pro­
dukte wollen. 

Präsident: Die Anfrage 2 ist ausgefallen. 
(Abg. Dr. B 1 e n k: Es ist sehr bezeichnend, 
daß die 2. Anfrage ausgefallen ist!) 

Anfrage 3: Herr Abgeordneter König (ÖVPj 
an den Herrn Bundesminister. 

364/M 
Werden Sie aus Umweltschutzgründen in der Bun­

desregierung eine Beimischungspflicht für Biosprit ver­
treten? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 
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Vizekanzler Dr. Steger 

Vizekanzler Dr. Steger: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter Dr. Blenk! Sie können gerne 
nachfragen, warum der Herr Abgeordnete 
heute nicht anwesend ist; er kommt heute 
nicht. Wie Sie wissen, ist es dann so, daß eine 
Anfrage nicht gestellt werden kann, wenn der 
Anfragesteller nicht da ist. Auch einer Ihrer 
Abgeordneten befindet sich in Graz und hat 
mir mitgeteilt, daß seine Anfrage daher leider 
nicht gestellt werden kann. Sehen Sie, so 
schnell entlarvt sich Demagogie; aber lassen 
wir das. (Beifall bei FPÖ und SPÖ.) 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter Dr. 
König! Sie haben mich gefragt, ob aus 
Umweltschutzgründen in der Bundesregie­
rung eine Beimischungspflicht für Biosprit 
von mir vertreten wird. 

Die Beimischung, sehr geehrter Herr Abge­
ordneter, von einfachen Alkoholen zu Treib­
stoffen ist zwar geeignet, einen Beitrag zur 
Entbleiung von Treibstoffen zu leisten, reicht 
jedoch nicht aus, den Bleigehalt zu ersetzen. 
Es müßten vielmehr, um bleifreies Benzin 
herzustellen, noch hochoktanige Benzinkom­
ponenten zugesetzt werden. 

Als einfache Alkohole kommen sowohl 
Methanol- als auch Äthanol-Biosprit in Frage. 
Durch die Alkoholbeimischung wird der Aus­
stoß von Stickstoffoxiden nicht vermindert, 
dementsprechend ist aus Umweltschutzgrün­
den die Beimischung von Äthanol nicht erfor­
derlich. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dkfm. DDr. König: Herr Bun­
desminister! Sie haben ja selbst gesagt, daß 
die Beimischung von Biosprit zur Entbleiung 
dienen kann. Allerdings müssen, um die not­
wendige hohe Oktanzahl zu halten, noch 
gewisse Substanzen beigemengt werden. 

Herr Bundesminister! Die Entbleiung an 
und für sich aber ist bereits eine Umwelt­
schutzmaßnahme, und sie ist die Vorausset­
zung für den Einsatz von Katalysatoren. Der 
Katalysator kann eben ohne unverbleites 
Benzin nicht betrieben werden, und dieser 
vermindert dann sehr wohl die Stickoxide. 

Nun steht in der Regierungserklärung ein­
deutig drinnen, daß die Bundesregierung die 
Einführung von Biosprit beabsichtigt. Es sind 
ja etliche Jahre ins Land gegangen. 

Meine ganz konkrete Frage: Wann wird der 
Beimischungszwang für Biosprit kommen? 

Präsident: Herr Minister. 

Vize kanzler Dr. Steger: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Es mag Ihnen lang erscheinen, 
aber es sind erst 17 Monate, daß diese Regie­
rung im Amt ist. Also etliche Jahre - Sie 
empfinden das als zu drückend, so lang ist es 
noch nicht. 

Wir arbeiten daran. Wie Sie wissen - Sie 
sind ja dort auch persönlich tätig -, ist ein 
parlamentarischer Unter ausschuß eingesetzt 
worden, dem entsprechende Unterlagen zur 
Verfügung gestellt wurden. So haben wir etwa 
in Seibersdorf eine Berechnung über die 
Energiebilanzen der jeweiligen Projekte 
durchführen lassen. 

Ich bin zuversichtlich, daß wir dann, wenn 
das Beiratsgutachten, das einvernehmlich 
zwischen allen Fraktionen vereinbart wurde, 
das Gutachten des Beirates der Sozialpartner, 
auch eine entsprechende positive Möglichkeit 
aufzeigt, sehr, sehr rasch, daß heißt noch in 
dieser Legislaturperiode, tatsächlich mit einer 
entsprechenden Produktion beginnen kön­
nen. (Zwischenruf des Abg. He i n z i n ger.) 
Allerdings sind gewisse Vorabklärungen 
durchaus durchzuführen. 

Wenn aus einem Zwischenruf zu entneh­
men ist, daß der Herr Abgeordnete Heinzin­
ger der Auffassung ist, daß das nicht rasch ist, 
dann darf ich ihn darauf aufmerksam 
machen, daß der Aufbau dieser Industrie zwei 
bis drei Jahre dauert. Daher ist es sehr, sehr 
rasch, wenn es noch in dieser Legislaturpe­
riode wirklich zur Produktions aufnahme 
kommt. 

Präsident: Weitere Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dkfm. DDr. König: Herr 
Vizekanzler! Es stimmt zwar, daß Sie erst 17 
Monate im Amt sind, aber bereits lange vor­
her haben wir mit der damaligen Regierung 
und den Sozialpartnern diesbezüglich Ver­
handlungen geführt, sie werden mit der jetzi­
gen fortgesetzt. 

Es ist so, daß gerade in den jüngsten Unter­
ausschußverhandlungen aufgezeigt wurde, 
daß die modernen Verfahren erwarten lassen, 
daß die Beimischung von 5 bis 7 Prozent Bio­
sprit zum Normalbenzin nur zu einer Erhö­
hung des Benzinpreises um etwa 10, 12, viel­
leicht maximal 15 Groschen führt. Das müßte 
uns unserer Meinung nach der Umweltschutz 
wert sein. 

Sie sagten, Sie hoffen, daß noch in dieser 
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Legislaturperiode die Produktion aufgenom­
men werden kann. Das setzt voraus, daß die 
notwendigen gesetzlichen Maßnahmen recht­
zeitig, also noch zu Beginn des kommenden 
Jahres, gesetzt werden. Meine konkrete 
Frage: Sind Sie nun bereit, entgegen den 
Äußerungen des Herrn Landwirtschaftsmini­
sters, der erst vor kurzem gesagt hat, Biosprit 
sei keine Lösung, und sich damit in den 
Gegensatz zur Regierungserklärung gestellt 
hat, dafür einzutreten, daß die gesetzlichen 
Voraussetzungen Anfang des nächsten Jahres 
beschlossen werden? 

Präsident: Herr Bundesminister! 

Vizekanzler Dr. Steger: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Ich habe ein derartiges Zitat 
des Herrn Landwirtschaftsministers, wo er 
das so apodiktisch erklärt haben soll, nicht im 
Ohr. Ich weiß allerdings, daß es einige 
Aspekte des Biosprits gibt, wofür eben diese 
Lösungskapazität nicht vorhanden ist. Ich bin 
nach wie vor der Meinung, daß es eines der 
wichtigsten Projekte ist, hier voranzuarbei­
ten, und ich befinde mich voll auf der Basis 
dessen, was alle Fraktionen im Unteraus­
schuß parlamentarisch vereinbart haben und 
worum ich als Ressortchef gebeten wurde. Ich 
habe daher diesen Endbericht über die Ener­
giebilanz dem Unterausschuß bereits zuge­
schickt. 

In den nächsten Tagen wird eine Zusam­
menstellung der Kalkulationen zugeschickt 
werden und damit die Gegenüberstellung der 
verschiedenen Preiskalkulationen aller Indu­
strieprojekte. Es ist ja letztendlich Sache der 
Industrie, geeignete Projekte vorzulegen. Es 
ist dann unsere Sache, alle diese Produkte zu 
prüfen. Deswegen erfolgte ja diese Prüfung, 
die auch mit Ihrem Einvernehmen erfolgt ist. 
Sie wird dem Unterausschuß zugeleitet. 

Dann wird man noch dieses Beiratsgutach­
ten, bei dem auch zu erwarten ist, daß es 
innerhalb weniger Monate erstellt wird, 
haben. Dann haben wir alle Unterlagen bei­
sammen, um wirklich eine vorbehaltlose Ent­
scheidung treffen zu können. 

Tendenziell bin ich für Biosprit, aber nicht 
aus energiewirtschaftlichen Gründen und 
nicht aus Umweltgründen, sondern aus agra­
rischen Gründen, weil es uns Überschußpro­
duktionen, die in den nächsten Jahren entste­
hen werden, möglicherweise abbauen hilft. 
Das ist der eigentliche Grund, warum auch 
alle Parteien immer wieder Überlegungen in 
diese Richtung anstellen. Es ist nicht primär 
energiewirtschaftlich, denn da sind es insge-

samt maximal 0,17 Prozent des Energiebe­
darfs Österreichs, der eingespart werden 
könnte, allerdings maximal insofern, als 
dabei noch nicht die Energiekosten abgezo­
gen sind, die bei der Produktion des Biosprits 
entstehen. Dann w~rd es noch entsprechend 
weniger. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Probst. 

Abgeordneter Probst (FPÖ): Herr Bundes­
minister! Wir haben nun den Anteil gehört. 
Wir wissen, daß Tests auch in Österreich 
gelaufen sind und erfolgreich gelaufen sind. 
Wir wissen, daß dies Umweltprobleme zu 
lösen imstande ist. 

Ich bin, ehrlich gesagt, erstaunt, wie wenig 
der Energiebedarf durch eine Beimischung 
gesenkt wird. 

Jetzt möchte ich Sie fragen: Bei welcher 
Prozentbeimischung wäre denn das? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Vizekanzler Dr. Steger: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Das ist bei einer Prozentbeimi­
schung von 5 Prozent. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Schober. 

Abgeordneter Schober (SPÖ): Sehr geehrter 
Herr Vizekanzler! Ich freue mich darüber, daß 
die in der Regierungserklärung bekundete 
Absicht so rasch verwirklicht worden ist und 
daß die entsprechenden Unterausschußver­
handlungen so zügig durchgeführt wurden, 
und zwar von allen damit befaßten kompeten­
ten Stellen, daß eine so rasche und zielstre­
bige Arbeit für diesen auch für die Landwirt­
schaft so wichtigen Bereich geleistet worden 
ist. 

Sie haben nun gesagt, Herr Bundesmini­
ster, daß es maximal 0,17 Prozent sein wür­
den. 

Weshalb, sehr geehrter Herr Bundesmini­
ster, ist das für Sie eine Obergrenze? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Vizekanzler Dr. Steger: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Es gibt bei all den Projekten, 
die bisher untersucht wurden, sehr, sehr 
große Preisdifferenzen. Deshalb haben wir 
auch gebeten, daß sich die Sozialpartner mit 
dieser Frage befassen. Wir haben darum 
gebeten, weil letztendlich auch eine sehr 
starke soziale Komponente mit zu berücksich-

362 
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tigen ist, weil sich dadurch eine starke Preis­
verteuerung ergibt. 

Ich möchte jetzt noch keine Beträge.im ein­
zelnen nennen, meine aber doch, daß alle 
Experten - Sie selbst waren ja auch dabei 
bei den Gesprächen - wissen, daß eben die 
Produktionen auf der verschiedenen Basis, 
etwa Getreide, Weizen, Mais oder Zuckerindu­
strie, auf Basis von Zuckerrüben oder Zucker­
hirse, oder VOEST-Alpine: Basis des Projek­
tes und Steyermühl-Papierfabrik, daß alle 
diese verschiedenen Überlegungen zu ganz 
unterschiedlichen Preisergebnissen führen, 
daß' man all das genau auf dem Tisch haben 
muß, dann muß man die agrarische Kompo­
nente, die Umweltkomponente und die ener­
giepolitische Komponente so offen auf den 
Tisch legen, wie wir das in einer sehr kurzen 
Diskussion hier jetzt getan haben, und dann 
kann man erst wirklich Entscheidungen tref­
fen. 

Preislich könnte man zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt noch nichts endgültig sagen. Das 
hängt letztendlich ja auch von der Preisge­
staltung beim Rohöl ab, die über drei Jahre 
vorher nicht abgeschätzt werden kann. 

Präsident: Weitere Frage: Frau Abgeord­
nete Stangl. 

Abgeordnete Maria Stangl (ÖVP): Sehr 
geehrter Herr Minister! Wie wir wissen, wird 
nächstes Jahr bleifreies Benzin in der 
Schweiz eingeführt werden, dann kommt 
diese Sache ja sowieso auch auf uns zu. 

Jetzt möchte ich Sie fragen, Herr Minister: 
Sind Sie bereit, die Vorbereitung dieser Mate­
rie zu beschleunigen, das heißt, daß bleifreies 
Benzin unter Beimischung von Biosprit auch 
nächstes Jahr schon bei uns eingeführt wer­
den kann? Werden Sie diese Vorbereitungen 
beschleunigt treffen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Vizekanzler Dr. Steger: Sehr geehrte Frau 
Abgeordnete! Tatsächlich gibt es in Öster­
reich bereits die ersten Tankstellen, die blei­
freies Benzin anbieten. Es ist - wie Herr Kol­
lege Dr. Steyrer auch schon öffentlich mitge­
teilt hat - geplant, daß im Laufe des näch­
sten Jahres schrittweise ein flächendecken­
des System für ganz Österreich aufgebaut 
wird. N ach den bisherigen Angaben der 
Österreichischen Mineralölverwaltung rechne 
ich damit, daß zum Jahresende 1985 bezie­
hungsweise zum Jahresbeginn 1986 in Öster-

reich flächendeckend Normalbenzin bezogen 
werden kann. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 4: Herr 
Abgeordneter Brandstätter (ÖVP) an den 
Herrn Minister. 

365/M 
Was tun Sie zur Verwirklichung des Biospritprojek­

tes? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Vizekanzler Dr. Steger: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Sie haben mich gefragt, was 
wir alles zur Verwirklichung des Biospritpro­
jektes unternehmen. 

Ich habe dazu mitgeteilt, daß wir bereits 
eine Unterlage an den parlamentarischen 
Unterausschuß geschickt haben, die zweite 
Unterlage wird in den nächsten Tagen zuge­
hen. Dann ist sowohl über die Frage der 
Preisgegenüberstellung als auch über die 
Frage der Energiebilanzen Klarheit im parla­
mentarischen Raum, und dann müssen die 
weiteren Gespräche geführt werden. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Brandstätter: Herr Bundes­
minister! Sie haben gesagt, Alkohol könne 
Blei nicht ersetzen. Tatsache ist, daß in den 
USA durch Alkoholbeigabe Blei ersetzt wird. 

Sie haben gesagt, Sie sind erst 17 Monate 
im Amt. Tatsache ist, daß in den 17 Monaten 
außer zu reden nichts getan wurde. 

Auch in Ihrem Energieplan, Herr Vizekanz­
ler, haben Sie wohl den Ist-Zustand sehr klar 
festgestellt, für die Zukunft aber nur unver­
bindliche Willens äußerungen abgegeben. 

Sie haben gesagt, die Industrie muß Vor­
aussetzungen schaffen. Die verstaatlichte 
Industrie Österreichs hat Anlagen bereits in 
der ganzen Welt laufen, die zur besten Zufrie­
denheit funktionieren. (Rufe bei der SPÖ: 
Kein Referat!) 

Herr Bundesminister, Sie haben sich zuwe­
nig von den Äußerungen des Herrn Ministers 
Haiden distanziert. Sie haben nur gesagt, Sie 
wissen es nicht, ob er das tatsächlich so 
gesagt hat. Er hat gesagt, Biosprit kann das 
Problem der Kraftfahrzeugemission nicht 
lösen, Biosprit ist auch derzeit keine Produk­
tionsalternative. Das hat Minister Haiden 
gesagt. 
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Meine Frage: Herr Vizekanzler , sind Sie 
auch dieser Überzeugung, oder sind Sie nicht 
vielmehr der Überzeugung, daß hier etwas 
zum Schutz unserer Umwelt geschaffen wer­
den muß und daß Sie daher vom Reden end­
lich ZJ.l Taten kommen müßten? Wann werden 
die gesetzlichen Voraussetzungen hiefür 
geschaffen werden? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Vizekanzler Dr. Steger: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Ich bin es gewohnt, daß der 
Herr Minister Haiden, wenn er eine neue 
Überlegung hat, das direkt mitteilt, und 
möchte jetzt nicht reagieren auf etwas, was 
vielleicht in einer Zeitung gestanden ist. Sie 
lesen so etwas offensichtlich aus einer Zei­
tung heraus. Ich lese auch in der Zeitung, daß 
der Herr Abgeordnete Dr. König alles Mögli­
che zu einem Energiebericht sagt. Sie haben 
jetzt auch gerade dazu Stellung genommen, 
was im Energiebericht drinnen ist, den Sie 
noch gar nicht kennen können. 

Wissend, daß ganz bestimmte Personen 
auch bei vertraulichen Verhandlungen Dinge 
an die Öffentlichkeit spielen, haben wir ganz 
bestimmten Personen nur Fragmente gege­
ben. Sie lesen jetzt in den Fragmenten und 
geben das an die Zeitungen. Sie wissen noch 
gar nicht, was im Energiekonzept drinnen 
steht, denn jetzt, um diese Uhrzeit, heute den 
ganzen Tag, findet gerade die nächste Sitzung 
des großen Plenarausschusses statt, bei der 
erst über alle diese Themenkreise gesprochen 
wird! Es steht daher noch gar nicht fest, was 
im Energiebericht drinnen stehen wird. 

Umso amüsanter finde ich es aber, daß Sie 
mir jetzt auch vorhalten, was im Energiekon­
zept drinnen steht. Im Zweifelsfall, dürfen Sie 
annehmen, weiß ich es besser: Es wird auch 
zu diesem Themenkreis etwas drinnen ste­
hen. 

Genauso unrichtig ist die Behauptung, daß 
die Bundesregierung nichts tue für den Bio­
sprit. Denn wenn Sie etwa die Projekte 
Gmünd und das Proj ekt der Zuckerindustrie 
nehmen, so sehen Sie: Es gibt dort den For­
schungsförderungsfonds, der Mittel hineinge­
geben hat, dann gibt es ERP-Mittel, die hin­
eingegeben wurden, es hat das Bundesmini­
sterium für Land- und Forstwirtschaft bereits 
Mittel zur Förderung hineingegeben. 

Was wollen Sie? Dort wird gefördert, damit 
etwas im konkreten begonnen wird. 

Gleichzeitig ist der parlamentarische Unter-

ausschuß so vorangeschritten, daß wir dem­
nächst - nämlich auch Sie als Opposition -
wirklich durchgerechnete Entscheidungs­
grundlagen auf dem Tisch haben werden. 

Ich kenne sie ja schon. Aber ich habe Ihnen 
gerade zugesagt, daß ich sie in den nächsten 
Tagen auch Ihnen schicken werde. Dann wird 
man die weiteren Überlegungen gemeinsam 
anstellen können. Ich glaube nach wie vor, 
daß das ein e interessante Möglichkeit sein 
kann. Es müssen aber Kostenfragen auch 
gemeinsam abgeklärt werden. 

Was es nicht geben wird, ist, daß man das 
Ganze einseitig unter der Überlegung sieht, 
wie eine zusätzliche Subventionsmöglichkeit 
für die Landwirtschaft entsteht. Da ist die 
Frage Biosprit nicht! Ein kleines bißehen 
habe ich schon den Eindruck, daß es das für 
manche Angeordnete ist. Die sagen: Die Kon­
sumenten sollen einfach 30 oder 50 Groschen 
pro Liter Benzin mehr bezahlen, das wird halt 
wieder der Landwirtschaft zugute kommen! 

Wir machen uns auch Sorgen um die Land­
wirtschaft. Aber Biosprit ist eine so große 
Frage, daß es alle Menschen in Österreich 
betrifft, daher müssen alle Komponenten aus­
reichend beachtet werden. (Beifall bei FPÖ 
und SPÖ.) 

Präsident: Weitere Zusatzfrage. 

Abgeordneter Brandstätter: Herr Vizekanz­
ler! Sie verstehen es ausgezeichnet, in sehr 
umfangreichen Ausführungen über alles Mög­
liche zu reden, nur nicht über das, worüber 
man Sie gefragt hat. (Zustimmung bei der 
ÖVP.) 

Ich habe Sie gefragt, wie Sie zu dieser Aus­
sage des Herrn Bundesministers stehen, von 
der ich annehmen muß, daß er sie so gemacht 
hat, weil er sie nicht dementiert hat. Sie 
haben darauf überhaupt keine Antwort gege­
ben. 

Weil Sie nun sagen, wir wollen eine Subven­
tion für die Landwirtschaft, gebe ich Ihnen 
einige Zahlen bekannt, die Sie eigentlich wis­
sen müßten. (Rufe bei der SPÖ: Frage!) 

Der Getreideexport ist von 1980 bis 1984 um 
540 Prozent gestiegen ... 

Präsident: Herr Kollege, Sie können zu der 
Frage eine Zusatzfrage stellen. Aber bitte 
eine direkte Frage. (Abg. Helga Wie s e r: 
Der Minister hat die Frage nicht beantwor­
tet!) 
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Abgeordneter Brandstätter (fortsetzend): 
Herr Präsident! Ich stelle die direkte Frage, 
aber ich muß sie insofern begründen, als der 
Herr Vizekanzler gesagt hat, es handle sich 
um eine Subvention. Und bei der Tatsache, 
daß 2 Milliarden Schilling notwendig sind, um 
Getreide zu exportieren, stelle ich die Frage, 
wie sich der Herr Vizekanzler zu diesen Zah­
len stellt, wie er sich zur Tatsache stellt, daß 
damit Arbeitsplätze - nicht nur in der Land­
wirtschaft, sondern vor allem auch in der ver­
staatlichen Industrie - geschaffen werden 
könnten. 

Präsident: Herr Minister. 

Vizekanzler Dr. Steger: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Es ist mir zum erstenmal jetzt 
bewußt geworden, daß Sie als Bauernvertre­
ter die Allianz zur verstaatlichten Industrie in 
dieser Frage suchen. Ich habe gemeint, daß 
durchaus auch private Industrie Mitanbieter 
in dieser Frage sein kann. (Abg. B r a n d -
s t ä t te r: Ich bin seit 17 Jahren Mitglied des 
Verstaatlichtenausschusses!) 

Sie haben gerade gesagt, die Arbeitsplätze 
in der verstaatlichten Industrie und in der 
Landwirtschaft wollen Sie mit diesem Projekt 
sichern. Ich habe Ihnen darauf zu antworten, 
daß für mich die Privatindustrie gleich wich­
tig ist, so wie das in der Regierungserklärung 
enthalten ist. 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Das ist 
eine Unterstellung, daß ich Ihre Frage nicht 
beantwortet hätte. Ich habe Ihnen gesagt, ich 
bin gewohnt, daß mich der Herr Minister Hai­
den selbst informiert. Ich glaube nicht alles, 
was Sie aus irgendwelchen Zeitungen zitie­
ren; vielleich sogar aus einer Zeitung, die Sie 
selbst parteimäßig beherrschen. 

Der Herr Minister Haiden hat in der Regie­
rung keineswegs erklärt (Abg. Dr. B 1 e n k : 
Er wollte Ihre Meinung wissen!), daß er gegen 
den Biosprit auftritt. Er war bei allen unseren 
Gesprächen damit einverstanden, daß 
zunächst Fakten und Zahlen auf dem Tisch 
sein müssen, die überprüfbar sind. Zuerst 
müssen die Kostenfragen geklärt und Auswir­
kungen im Umwelt- und Energiebereich abge­
sichert sein, erst dann ist die Entscheidung zu 
treffen. Ich sage Ihnen, daß das genauso erfol­
gen wird, und das ist auch die einzig richtige 
Vorgangsweise in der Frage Biosprit. 

Was alle anderen Zahlen betrifft: Da habe 
ich nicht einmal verstanden, was Sie mich 
eigentlich fragen wollten. (Abg. Dr. B 1 e n k: 
Weil Sie es nicht mehr im Ohr haben!) 

Indem Sie auf einmal zum Getreideexport 
Zahlen verlesen, meinten Sie offensichtlich, . 
wir sollten diesem Bereich mehr fördern. Wir 
fördern es, wo immer es geht, dessen dürfen 
Sie ganz sicher sein. 

Präsident: Weitere Frage: Abgeordneter 
Eigruber. 

Abgeordneter Eigruber (FPÖ): Sehr geehr­
ter Herr Vizekanzler! Ich danke Ihnen für die 
Lanze, die Sie für die Privatwirtschaft gegen­
über der Opposition gebrochen haben. (Ironi­
sche Heiterkeit bei der ÖVP.) 

Herr Vizekanzler, Sie haben von verschie­
denen Biospritprojekten gesprochen. 

Ich möchte Sie fragen: Welche Projekte 
werden von Ihnen in die angekündigte Unter­
suchungmiteinbezogen? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Vizekanzler Dr. Steger: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Im parlamentarischen Unter­
ausschuß ist es grundsätzlich so gewesen, daß 
wir die wesentlichsten, angeblich kostengün­
stigsten Projekte hergenommen haben: die 
Produktion von Äthanol durch die Österrei­
chische Agrarindustriegesellschaft m.b.H. auf 
Basis von Getreide, die Projekte der österrei­
chischen Zuckerindustrie auf Basis von Zuk­
kerrüben oder Zuckerhirse und das Vorhaben 
der VOEST-ALPINE und der Steyrermühl­
Papierfabrik AG zur Erzeugung von Äthanol 
auf Basis von zellulosehaltigen Abfällen, 
Stroh und Altpapier. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Schober. 

Abgeordneter Schober (SPÖ): Sehr geehrter 
Herr Vizekanzler! Daß es in dieser für die 
österreichische Volkswirtschaft und im beson­
deren für die österreichische Landwirtschaft 
so wichtigen Frage bereits solche Fortschritte 
gegeben hat, ist zweifelsohne auf die gute 
Zusammenarbeit Ihres Ressorts vor allem mit 
Bundesminister Haiden zurückzuführen, der 
in allen Bereichen eine positive Haltung zur 
Einführung von Biosprit, und zwar schon seit 
vielen Jahren, einnimmt. (Abg. B r an d -
s t ä t t e r: Wo ist da die Frage?) 

Herr Vizekanzler! Sie haben nun einige 
Projekte dezidiert aufgezählt. 

Können Sie mir, bitte, sagen: Wann könn­
ten in etwa diese Projekte realisiert werden? 
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Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Vizekanzler Dr. Steger: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Es ist so, daß eine Bauzeit von 
mindestens zwei Jahren gegeben ist ab dem 
Augenblick, wo man die Entscheidung für den 
großen Ausbau getroffen hat. Das heißt, wenn 
wirklich eine Entscheidung noch Mitte 1985 
fallen könnte - das ist ein sehr optimisti­
scher Terminvoranschlag -, dann kann 1987 
mit der Produktion in großem Stil begonnen 
werden. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Hofer. 

Abgeordneter Hofer (ÖVP): Sehr geehrter 
Herr Handelsminister! Ich kenne zwar die 
Geschäftsordnung noch nicht so gut, weil ich 
ein junger Abgeordneter bin. Aber eines wun­
dert mich schon sehr: Wenn ein Kollege von 
uns Sie etwas genauer fragt, dann werden Sie 
etwas ungehalten und etwas zornig. 

Nun aber zu meiner Frage, Herr Handels­
minister . Für die Landwirtschaft bedeutet 
klarerweise dieses Biospritproblem bezie­
hungsweise dessen Lösung durch diese Bio­
spritanlagen eine große Sache. 

Herr Handelsminister, ich frage Sie: Kön­
nen Sie nicht doch dieses Projekt, dieses 
gesamtpolitische Anliegen mehr beschleuni­
gen, so daß schon nächstes Jahr mit dem Bau 
der Produktions stätten begonnen werden 
kann? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Vizekanzler Dr. Steger: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Ich habe gerade vorhin ausge­
führt: Wenn das mit den Terminsetzungen 
wirklich optimal vorangeht - ein optimisti­
scher Voranschlag, habe ich zur Terminfrage 
gesagt -, dann wird Mitte 1985 die Entschei­
dung über den Bau fallen und der Baubeginn 
sein. Das ist genau das, was Sie jetzt gefor­
dert haben, nämlich daß es möglichst bald 
sein sollte. 

Ich darf also noch einmal wiederholen: 
Wenn bei den Prüfungen alles gut vorangeht, 
so wird es so sein. Allerdings ist auch selbst­
verständlich, daß alle Kostenfragen wirklich 
auf dem Tisch liegen müssen. 

Gestern hat mir auch jemand aus den Rei­
hen der Opposition gesagt, ich soll doch dafür 
sorgen, daß die Handelsdelegierten schneller 
arbeiten. Ich gebe auch das gerne an den Bei­
rat der Sozialpartner weiter. Ich werde auch 

den Präsidenten der Bundeswirtschaftskam­
mer und den Präsidenten der Landwirt­
schaftskammern aufmerksam machen, daß 
Sie hier im Parlament gemeint haben, man 
sollte verhindern, daß das zu lange dauert. Ich 
werde die Unterlage, die alle drei Parteien 
gemeinsam vereinbart haben, die die Voraus­
setzung für eine weitere Entscheidung ist, 
weitergeben. 

Herr Abgeordneter! Wenn der Herr Präsi­
dent das gestattet, darf ich zu Ihrer Bemer­
kung, ich sei zornig, etwas sagen. Zorn war 
mir in diesem Parlament bisher wirklich 
fremd. Das wird Ihnen nicht gelingen. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 5: Herr 
Abgeordneter König (ÖVP) an den Herrn 
Minister. 

366/M 
Werden Sie in Ihrem Energiekonzept eine klare Ent­

scheidung über die Zukunft von Zwentendorf treffen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Vizekanzler Dr. Steger: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Ich habe bei der Beantwortung 
der letzten Anfrage schon Gelegenheit 
gehabt, darauf zu verweisen, daß ich den Zei­
tungen entnehme, daß manche Abgeordnete 
der Opposition glauben, sie kennen bereits 
den Energiebericht, obwohl wir an ganz 
bestimmten Stellen, bei denen wir vermutet 
haben, daß das zur entsprechenden Weiter­
gabe und Veröffentlichung führt, bewußt nur 
Teile des Energieberichtes weitergegeben 
haben. (Abg. He i n z in ger: Das ist eine 
schwachsinnige Spielerei! Das ist ein Spitzbu­
benstreich!) 

Herr Abgeordneter! Selbstverständlich 
kann über Fragen der Vollziehung erst dann 
diskutiert werden, wenn die Vollziehung statt­
gefunden hat. Genauso kann ich nicht über 
das jetzt hier berichten, was im Energiekon­
zept drinnensteht, wenn gleichzeitig - halb­
oder ganztätig - am heutigen Tag das 
Schlußplenum stattfindet, bei dem jene doch 
ungefähr 40 Experten, die insgesamt an der 
Konzeption arbeiten, gerade dabei sind, in 
einem weiteren Durchgang zu fixieren, wel­
che Schlußfolgerungen aus allen Berechnun­
gen jetzt wirklich gemeinsam gezogen wer­
den. 

Zu Ihrer konkreten Frage im Atomenergie­
bereich darf ich Ihnen nur sagen: Es ist eines 
Ihrer zahlreichen Mißverständnisse, wenn Sie 
glauben, daß dazu im Energiebericht nichts 
drinnensteht. Es wird etwas drinnenstehen. 
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Vizekanzler Dr. Steger 

Sie müssen sich aber noch einige Tage gedul­
den, weil ich - nach dem Ablauf ist das 
durchaus korrekt - mit einem derartigen 
Bericht selbstverständlich vorher in die 
Regierung gehen werde. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dkfm. DDr. König: Herr 
Vizekanzler! Wenn Ihr persönlicher Mitarbei­
ter - ich nehme wohl an, mit Ihrem Wissen 
und mit Ihrer Billigung - ganzseitig im 
"Kurier" vom 18. Oktober über den redaktio­
nellen Entwurf dieses Energieberichtes der 
Öffentlichkeit berichtet, dann werden Sie 
wohl Verständnis dafür haben, daß dieser re­
daktionelle Bericht auch von der Opposition 
zum Gegenstand der Kritik genommen wird. 
(Zustimmung bei der ÖVP. - Abg. Dr. 
B 1 e n k: Das sind Kommunikationsschwierig­
keiten! Eher peinlich!) 

Ich habe in meiner Anfrage, Herr Vizekanz­
ler, ganz eindeutig nicht gefragt, ob im Ener­
giebericht irgend etwas zur Kernenergie drin­
nenstehen wird, sondern ich habe ganz kon­
kret gefragt, ob im endgültigen Energiebe­
richt über die Zukunft der Kernenergie eine 
klare Aussage getroffen werden wird. Und ich 
nehme doch wohl an, daß der zuständige 
Energieminister zu so einem wichtigen 
Thema in seinem Energiebericht, den er nota 
bene noch Konzept nennt, eine klare, eindeu­
tige Willensäußerung abgeben wird. (Abg. 
G ra f: Das glaube ich nicht!) 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Vizekanzler Dr. Steger: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Erstens: Es ist wirklich ein gro­
ßer Unterschied, ob Sie über das Energiekon­
zept reden oder der Herr Dr. Kier, denn er 
weiß ja, was drinnen steht. (Abg. Dr. BI e n k: 
Es ist veröffentlicht!) Er liest es ja täglich, er 
arbeitet mit. Sie kennen es nicht. Ich habe 
nur gesagt, daß Sie nicht über Dinge Ent­
scheidungen bekanntgeben sollen, die Sie 
nicht kennen, weil Sie dort sagen, was alles 
fehlt. 

Meines Wissens hat er außerdem nicht der 
Zeitung aktiv bekanntgegeben, was alles drin­
nensteht, sondern er ist einiges gefragt wor­
den, wobei er durchaus vorsichtige Antworten 
gegeben hat, im wesentlichen über umstrit­
tene Entscheidungen. 

Zweitens: Ich bin es gewohnt, daß in der 
politischen Auseinandersetzung manchmal 
Sachverhalte verdreht werden. Es ist ein 
wesentlicher Unterschied, ob Sie mich fragen: 

Werden Aussagen zur Frage Atomenergie ent­
halten sein? - das ist ein wesentlicher The­
menkreis, das haben Sie jetzt soeben gefragt; 
da sage ich Ihnen selbstverständlich: Ja, es 
werden Aussagen enthalten sein! -, oder ob 
Sie das fragen, was in der schriftlichen 
Anfrage steht. Dort heißt Ihre Anfrage: "Wer­
den Sie in Ihrem Energiekonzept eine klare 
Entscheidung über die Zukunft von Zwenten­
dorf treffen?" 

Sehen Sie, so machen Sie mit einer kleinen 
Änderung plötzlich etwas ganz anderes dar­
aus. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Aber das 
entspricht in der Frage Zwentendorf durch­
aus Ihrem Stil! 

Sie arbeiten an einer Dreiparteienentschlie­
ßung im Nationalrat mit, wonach es Ändertm­
gen nur bei einer neuerlichen Zweidrittel­
mehrheit hier im Plenum des Hohen Hauses 
zu dieser Frage mit einer nachfolgenden 
Volksabstimmung geben kann. Sie wissen, 
daß gleichzeitig Ihr Parteiobmann ständig 
Gespräche zu diesem Themenkreis abgeiehnt 
hat. (Zwischenruf des Abg. Dkfm. Gor ton.) 
Ich habe ihn zuletzt im Sommer zu einem 
Gespräch eingeladen; er hat es ausdrücklich 
abgelehnt. Eine Zweidrittelmehrheit - so ist 
das halt in den Abläufen im Parlament - ist 
aber nur dann möglich, wenn sich auch die 
Volkspartei letztendlich in irgendeiner Form 
an Gesprächen beteiligt. (Weitere Zwischen­
rufe bei der ÖVP.) Eine Entscheidung darüber 
kann nach der geltenden Rechtslage nicht die 
Regierung treffen, eine Entscheidung darüber 
kann nur das Parlament treffen, weil es diese 
Parlamentsbeschlüsse gibt. 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Aussa­
gen werden daher enthalten sein, die Ent­
scheidung muß letztendlich das Parlament 
treffen beziehungsweise nachfolgend muß es 
auch eine Volksabstimmung geben, wenn es 
überhaupt je dazu kommt. Für mich als Mini­
ster gelten alle Gesetze, ich habe das zu voll­
ziehen, was das Parlament beschlossen hat. 

Präsident: Weitere Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dkfm. DDr. König: Herr 
Vizekanzler! Ich bedaure, daß ich mit allem 
Nachdruck - mit allem Nachdruck! - Ihre 
Auffassung zurückweisen muß, daß Ihre per­
sönlichen Sekretäre Berichte veröffentlichen 
können und der Opposition das Recht abge­
sprochen wird, zu genau denselben Berichten 
eine kritische Stellungnahme abzugeben! 
(Beifall bei der ÖVP.) Das ist ein Verständnis 
von Demokratie, das man nicht teilen kann. 
(Abg. Dr. BI e n k: Ein verbogenes Demokra­
tieverständnis!) 
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Dkfm. DDr. König 

In der Sache selbst ist es eindeutig, daß 
eine klare Aussage im Energiebericht zur 
Kernenergie, die erforderlich ist, eine Ent­
scheidung über Zwentendorf mit einschließt. 

Nun hat Ihr Generalsekretär Grabher­
Meyer erklärt: Weil es nicht im Regierungs­
programm steht, wird das auch nicht behan­
delt. 

Das ist eine Haltung, die vielleicht er als 
Abgeordneter, aber nicht Sie als zuständiger 
Minister einnehmen können. 

Unser Parteiobmann Dr. Mock hat für die 
Volkspartei unmißverständlich klargestellt, 
daß wir auf Grund einer Regierungsvorlage 
sehr ernst dieses Thema hier im Hause 
behandeln werden und uns als Volkspartei 
um eine Entscheidung nicht drücken werden. 

Ich frage Sie daher noch einmal ganz ein­
deutig: Werden Sie in Ihrem Energiebericht 
für sich als Energieminister , der Sie die Ver­
antwortung hiefür tragen, eine klare Aussage 
zur Kernenergie treffen, die uns in die Lage 
versetzt, darüber auch wirklich Ihre Meinung 
und die Absicht der Bundesregierung zu 
erkennen? 

Präsident: Herr Minister. 

Vizekanzler Dr. Steger: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Sie sagen, daß Ihr Parteiob­
mann Dr. Mock klare Aussagen dazu getrof­
fen hat. Ich erinnere mich, daß er klar sagt: 
Die Volkspartei ist für Atomenergie, aber 
gegen Zwentendorf. - Wo da die Klarheit 
besteht, verstehe ich nicht ganz. (Beifall bei 
FPÖ und SPÖ. - Ruf bei der ÖVP: Sie sind ja 
der Minister!) 

Ich sage Ihnen, daß es außerdem falsch ist, 
daß der Herr Dr. Kier, den Sie hier genannt 
haben, den Energiebericht der Regierung ver­
öffentlicht hätte. Davon kann keine Rede 
sein. 

Ich habe vorher nur darauf verwiesen, daß 
er, wenn er gefragt wird, von etwas spricht, 
was er kennt, während Sie von etwas spre­
chen, was Sie nicht kennen, sich aber trotz­
dem in Mehrspaltern darüber äußern, was 
enthalten ist und was nicht enthalten ist, und 
jetzt sogar den Bericht einer Zeitung über­
nommen haben - als Ihre eigene Aussage -, 
was in meinem Vorwort drinnensteht, obwohl 
ich schon in einer Pressekonferenz gesagt 
habe, daß dieses Vorwort noch nicht geschrie­
ben worden ist, und ich mir vorbehalten habe, 

das Vorwort zu diesem Energiebericht persön­
lich zu schreiben. 

Sie sehen, so gibt es ständig Aussagen in 
Ihren Reihen von Abgeordneten, die nicht 
wissen, wovon sie in dem Fall wirklich reden, 
weil sie es gar nicht kennen k ö n n e n. 

Nach den parlamentarischen Abläufen bin 
ich verpflichtet, bis Ende November diesen 
Energiebericht dem Hohen Hause vorzulegen. 
Ich werde selbstverständlich alle Fristen ein­
halten (Zwischenruf des Abg. Dr. B 1 e n k), 
und wir werden dann in aller Ruhe die parla­
mentarischen Beratungen aufnehmen kön­
nen. Ein Vorgriff auf das, was zum gleichen 
Zeitpunkt heute erst im zuständigen Exper­
tenausschuß beraten wird, damit es dann in 
die Endredigierung kommt - und das Vor­
wort schreibe ich wirklich erst, wenn alles fer­
tig ist, und nicht vorher (Zwischenruf bei der 
ÖVP) -, eine Diskussion darüber zum gegen­
wärtigen Zeitpunkt ist nicht möglich. 

Zur Atomenergie werden klare Aussagen in 
diesem Bericht enthalten sein. (Abg. Dr. 
B 1 e n k: ... statt jetzt herumzuschwätzen!) 

Präsident: Weitere Frage: Abgeordneter 
Bergmann. 

Abgeordneter Bergmann (ÖVP): Herr Mini­
ster! Ich verstehe nicht, daß Sie die an sich 
klare Formel, man ist grundsätzlich für die 
Atomenergie, aber gegen Zwentendorf, vor 
allem, wenn die Sicherheits bedingungen 
nicht geklärt sind, so als nicht klare Linie dar­
stellen. Denn es muß ja einem Bürger dieses 
Landes auch gestattet sein, für die FPÖ, aber 
gegen Steger zu sein, und trotzdem eine klare 
Linie zu haben. (Beifall und Heiterkeit bei der 
ÖVP.) 

Aber, Herr Minister, ich möchte Sie ganz 
konkret im Zusammenhang mit Ihren Kom­
petenzen - und diesmal hundertprozentig 
Ihren Kompetenzen - fragen: Wenn heute in 
der Zeitung steht, daß in der Frage Zwenten­
dorf heikle Geheimverhandlungen zwischen 
der SPÖ und der FPÖ stattfinden, dann heißt 
das doch, daß die Fragestellung oder Ihre 
Zielsetzung zumindest die ist, Zwentendorf in 
Betrieb zu nehmen. 

Gehe ich richtig in der Annahme, daß Ihre 
Bestrebungen bei diesen Geheimverhandlun­
gen sind, zu erreichen, daß die Bundesregie­
rung im Parlament vorstellig wird, das Atom­
sperrgesetz aufzuheben? 

Präsident: Herr Bundesminister. 
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Vizekanzler Dr. Steger 

Vizekanzler Dr. Steger: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Wie so oft sind auch in dem 
Fall (Abg. Heinzinger: Antworten und 
nicht urteilen wie ein kranker Oberlehrer!) 
Ihre Annahmen nicht richtig, denn meine 
ablehnende Haltung zu Zwentendorf ist, wie 
Sie wissen, bekannt. 

Ich darf Ihnen aber auch eines sagen, weil 
Sie etwas hereingezogen haben, bei dem ich 
gehofft habe, daß es nicht im Parlament zur 
Sprache kommt. 

Selbstverständlich ist es möglich, für die 
Freiheitliche Partei zu sein, aber sich einen 
anderen Obmann zu wünschen. Unzulässig 
und der Tiefpunkt des demokratischen 
Zustandes ist aber, daß Sie erklärt haben, daß 
für einen Menschen wie mich in der Innenpo­
litik kein Platz sein sollte! Das ist ein Tief­
punkt der Innenpolitik gewesen, den ich 
schärfstens zurückweise! Und Sie haben von 
dem Themenkreis hier begonnen! (Zustim­
mung bei FPÖ und SPÖ. - Zwischenruf des 
Abg. Dr. B 1 e n k. - Ruf bei der SPÖ: Doch 
ein Vergifter!) 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 6: 
Abgeordneter Heinzinger (ÖVP) an den Herrn 
Minister. 

367/M 
Wie ist das von Ihnen angekündigte Ergebnis der 

Prüfung der Privilegien der E-Wirtschaft? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Vizekanzler Dr. Steger: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Sie haben mich gefragt, wie 
das von mir angekündigte Ergebnis der Prü­
fung der Privilegien der E-Wirtschaft aus­
schaut. 

Ich darf Ihnen dazu mitteilen, daß die Prü­
fung sich selbstverständlich auf Gesellschaf­
ten des Verbundkonzerns beschränken muß, 
weil es nur dort die entsprechenden Möglich­
keiten des Bundesministers gibt. 

Die Eingriffsmöglichkeiten sind nur über 
die Organe möglich, wobei auf Grund des 
Zweiten Verstaatlichungsgesetzes die Ver­
bundgesellschaft dazu berufen ist, bei den 
Sondergesellschaften die treuhändige Verwal­
tung der Bundesbeteiligungen wahrzuneh­
men. Zusatzleistungen, oft vertraglich oder 
durch Betriebsvereinbarungen fixiert, sind 
daher, wenn überhaupt, nur langfristig änder­
bar. 

Meine persönlichen Erhebungen basieren 

auf der Rechnungshofkritik an der ÖDK, 
TKW, DOKW und den Vorarlberger Illwer­
ken. Das Ergebnis - ich fasse es etwas 
gestrafft zusammen -: 

Bei dem Verbundkonzern wurde den Bean­
standungen des Rechnungshofes voll Rech­
nung getragen, und soweit rechtlich möglich 
wurde das bereits umgesetzt und wurden 
Änderungen durchgeführt. 

Einschneidende Reduktionen ergaben sich 
bei den freiwilligen Sozialleistungen, beson­
ders bei dem freiwilligen Pensionsfonds, und 
mit der Aufhebung der innerbetrieblichen 
Gehaltsautomatik für höhere Angestellte. 
Allein die Neuregelung der Pensionsleistun­
gen wird in Zukunft eine Verminderung der 
freiwilligen Ruhebezüge um 21 Prozent zur 
Folge haben. 

Bei der ÖDK besteht ab sofort kein 
Anspruch mehr auf Dienstwohnungen für den 
Vorstand. 

Es gibt keine Gratis-Opernballkarten mehr. 

Es gibt eine Kürzung der Zuschüsse für 
Studienfahrten, Urlaubsaktionen und der 
Fahrtkostenzuschüsse. 

Und es gibt eine Neuregelung der Kranken­
Zusatzversicherung, wobei jetzt verstärkt 
Dienstnehmer selbst Beiträge zu leisten 
haben. 

Es gibt weiters eine Anrechnung der inner­
betrieblichen Urlaube, die freiwillig verein­
bart waren, auf die mittlerweile begonnene -
gesetzliche Urlaubsverlängerung, sodaß auch 
hier schrittweise eine Reduktion der zusätzli­
chen Urlaube erfolgt ist. 

Es gibt einen Abbau des Bestandes an 
Werkswohnungen insgesamt, 

und es gibt eine kritische Durchleuchtung 
des Unterstützungsfonds. 

Ich werde jedenfalls auch in Hinkunft 
bereit sein, mit allem -Nachdruck die Forde­
rung zu unterstützen, daß Kritik des Rech­
nungshofes auch in diesem Bereich ernst ge­
nommen wird, ich glaube aber, den Nachweis 
antreten zu können, daß schon einige wesent­
liche Schritte in die Praxis umgesetzt wurden. 

Präsid~nt: Zusatzfrage. 
I 

Abgebrdneter Heinzinger: Herr Minister, 
was die österreichische Bevölkerung im 
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Heinzinger 

Zusammenhang mit Privilegien am meisten 
aufregt, ist, wenn politische Parteien durch 
ihre Einflußnahme Ämter und Posten bean­
spruchen. Sie sind ein besonderer Kritiker, 
und Ihre Partei hat sich immer dadurch zu 
profilieren versucht, daß sie diese Übung der 
beiden traditionellen Großparteien, die ja 
nicht gerade rühmlich ist, vehementest kriti­
siert hat. 

Seitdem Sie in der Regierung, also an der 
Krippe sind, ist es offensichtlich Ihr Ehrgeiz, 
den Nachholbedarf aufzuholen. 

Ich frage Sie daher konkret: Wie viele 
Posten haben Sie bisher schon durch Ihren 
politischen Einfluß für Ihre Partei an Land 
gezogen? (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident: Herr Abgeordneter! Ich mache 
Sie gleich aufmerksam: Sie haben Ihre Frage 
vergessen. Ihre Frage lautet: "Wie ist das von 
Ihnen angekündigte Ergebnis der Prüfung 
der Privilegien der E-Wirtscha:ft?" Und das 
haben Sie zu fragen. 

Haben Sie eine weitere Frage? 

Abgeordneter Heinzinger: Ich habe ja eine 
Frage gestellt. 

Präsident: Die ist nicht zugelassen. (Ruf bei 
der ÖVP: Die ist nicht zugelassen?) Nein! (Zwi­
schenrufe bei der ÖVP.) Lesen Sie die 
Geschäftsordnung und dann geben Sie zu 
Ihrer Grundfrage eine andere Frage! (Ruf bei 
der ÖVP: Er stellt eine andere Frage!) Bitte. 

Abgeordneter Heinzinger: Herr Vizekanz­
ler! Es handelt sich um die Privilegien der 
E-Wirtschaft. Ist es richtig, daß Sie im neuen 
Energiekonzept die Aufstockung der Kon­
zernspitze des Verbundes vorschlagen, oder 
ist das eine jener Spielereien, die Sie in dem 
Konzept verborgen haben, um die Öffentlich­
keit zu täuschen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Vizekanzler Dr. Steger: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Es steht auch in dieser Frage 
noch gar nicht fest, was wirklich im Konzept 
stehen wird. Ich halte es aber für durchaus 
möglich, daß im Rahmen der Diskussionen 
jetzt der Eindruck entstanden ist, daß einiges 
enthalten ist, was am Schluß nicht drinnen 
sein wird, damit die Opposition ihre Angriffe 
in eine falsche Richtung setzt. 

Ich darf Ihnen nur eines sagen: Es hat kei­
nerlei Gespräche gegeben, daß aus Partei-

gründen in der Energiewirtschaft irgendein 
Direktor oder leitender Angestellter aus den 
freiheitlichen Reihen ernannt werden soll 
oder in Zukunft ernannt werden wird. 

Ich habe mir aber zur Sicherheit eine Stati­
stik geben lassen und dabei festgestellt, daß 
innerhalb der Energiewirtschaft die Volkspar­
tei laufend und ständig viele Jahre hindurch, 
auch als sie nicht mehr Regierungspartei war, 
Verhandlungen gesucht hat, wie Mitglieder 
der Volkspartei Direktoren werden können. 
Ich habe auf Grund dieser Statistik festge­
stellt, daß fast zwei Drittel aller Direktoren in 
der Energiewirtschaft Angehörige der Volks­
partei sind. (Abg. Dr. B 1 e n k: Saubermän­
ner!) 

Es ist jedenfalls nicht ein Vollzug des demo­
kratischen Selbstverständnisses, wenn Sie 
ständig auf die Privilegien in der Energiewirt­
schaft schimpfen, aber überwiegend Ihre Her­
ren Direktoren in dieser Energiewirtschaft 
sind. Das werde ich nicht weiter vollziehen. 
(Beifalrbei FPÖ und SPÖ. - Zwischenruf des 
Abg. Dr. Sc h w i m m er.) 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Haigermoser. 

Abgeordneter Haigermoser (FPÖ): Sehr 
geehrter Herr Minister! Sie haben in Ihren 
Ausführungen bereits anklingen lassen, daß 
in weiten Bereichen Privilegien in den Vor­
standsetagen der EVUs abgebaut wurden. Die 
Frage, die Ihnen der Herr Abgeordnete Hein­
zinger gestellt hat, ist eine jener typischen 
Glashausfragen der Österreichischen Volks­
partei. Wenn die Landeshauptleute der ÖVP 
sagen, sie hätten keine Möglichkeit, in den 
entsprechenden EVUs etwas zu tun, dann 
schlage ich vor, daß sie aus den Aufsichtsrä­
ten herausgehen. Das wäre ein Beitrag der 
Österreichischen Volkspartei zum Privilegien­
abbau. (Beifall bei FPÖ und SPÖ. - Abg. 
Helga Wi eser: Was hat das damit zu tun?­
Abg. Bra nd s t ä t ter: Wo ist da die Frage?) 

Nun frage ich Sie, Herr Minister - der 
Abgeordnete Graff, der Atomhetzer der 
Nation, hat sich aus dem Saal gestohlen, 
offensichtlich will er den Neusiedler See für 
den Winter mit einem dritten Atomkraftwerk 
aufheizen -, wenn die Verbundgesellschaft 
Privilegien abgebaut hat, ob im Zusammen­
hang mit den Strompreiserhöhungen, die 
gefordert werden, Kalkulationsunterlagen 
vorgelegt wurden und ob die Privilegien Teil 
dieser Strompreiserhöhungen sind. 

Präsident: Herr Minister. 
363 

61. Sitzung NR XVI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 15 von 58

www.parlament.gv.at



5220 Nationalrat XVI. GP - 61. Sitzung - 19. Oktober 1984 

Vizekanzler Dr. Steger 

Vizekanzler Dr. Steger: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Ich darf Ihnen sagen, daß von 
seiten der Gewerkschaft Erklärungen vorlie­
gen, daß sich Lohn- und Gehaltserhöhungen 
in der Energiewirtschaft an das halten sollen, 
was sonst im Wirtschaftsbereich an Lohner­
höhungen üblich ist. Ich persönlich trete 
immer dort, wo ich als Eigentümervertreter 
tätig werde, dafür ein, daß es ein ähnlicher 
Rahmen ist, daß für die Energiewirtschaft die 
gleichen Bedingungen wie für alle anderen 
Wirtschafts bereiche zu gelten haben. Aber 
Lohnabschlüsse werden nicht im Rahmen der 
Regierung beraten. Wir geben auch keine 
Lohnleitlinien vor. Hier hat die Gewerkschaft 
tätig zu werden, hier ist es der Interessenaus­
gleich, der durch Eigentümer und Arbeitneh­
mer zu finden ist. 

Bei allen Untersuchungen zum Energie­
preis muß jedenfalls getrachtet werden, daß 
nicht unzumutbare Sondervorteile gegeben 
werden, denn das Verständnis der Bevölke­
rung, daß gleichzeitig der Stromtarif erhöht 
werden muß, ist sonst sicher nicht sehr groß. 

Bei dem jetzt laufenden Vorprüfungsver­
fahren kann man noch keine Ergebnisse vor­
wegnehmen. Das wird erst in einigen Mona­
ten beantwortet werden können. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Veselsky. 

Abgeordneter Dr. Veselsky (SPÖ): Herr 
Vizekanzler! Sie haben uns erklärt, wie die 
Verhältnisse im Bereich des Verbundes, wo 
der Bund Einfluß besitzt, sind. Sie haben auch 
gesagt, daß zwei Drittel der Direktoren in der 
E-Wirtschaft der ÖVP nahestehen. (Vizekanz­
ler Dr. S te ger: Fast!) Das bezieht sich 
offenbar, worüber wir hier nicht reden kön­
nen, auf die Landesgesellschaften. 

Ich frage Sie nun, Herr Vizekanzler: Geben 
Sie sich damit zufrieden, sagen zu müssen, 
man könne dort seitens des Bundes keinen 
Einfluß ausüben, oder denken Sie daran, auch 
in diesem Bereich tätig zu werden, also das zu 
tun, was die Bevölkerung erwartet? (Abg. Dr. 
B 1 e n k: Die Frage ist erlaubt, Herr Präsi­
dent?) 

Präsident: Herr Minister. 

Vizekanzler Dr. Steger: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Ich bin nach Absprache mit 
dem Herrn Bundeskanzler gerne bereit, auch 
dort einzugreifen. Ich kann das nur nach 
jeweiligen Regierungsbeschlüssen machen, 
stehe aber dazu jederzeit zur Verfügung. 
(Abg. Kr a f t: Die Frage war erlaubt?) 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Frizberg. 

Abgeordneter Dr. Frizberg (ÖVP): Werter 
Herr Vizekanzler! Sie haben wieder eine sehr 
schöne Erklärung für Bereiche abgegeben, 
für die Sie natürlich nicht zuständig sind. Es 
würde mich viel eher interessieren, ob Sie zu 
Bereichen, in denen Sie sehr wohl zuständig 
sind, eine Frage zu beantworten bereit sind. 

Herr Vizekanzler! Wie viele Positionen sind 
in der Verbundgesellschaft beziehungsweise 
in der E-Wirtschaft im Zuge des Privilegien ab­
baus für freiheitliche Personen freigemacht 
worden? Wie viele freiheitliche Personen sind 
in solche Positionen nachgerückt? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Vizekanzler Dr. Steger: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Ich kann Sie beruhigen: Es ist 
bisher kein einziger Freiheitlicher dort als 
Dienstnehmer eingerückt. Aber Sie werden 
doch eines dem Minister nicht verwehren: 
Wenn ich ein Ministerbüro habe, so besetze 
ich das nicht mit Angehörigen der Volkspar­
tei, denn meine eigenen Mitarbeiter bilden 
doch meinen unmittelbaren Stab. (Abg. 
Brandstätter: Wer hat Sie darum 
gefragt?) Ich habe gehört, Herr Abgeordneter 
Brandstätter, daß auch die Volkspartei in 
urgrauen Zeiten, als sie noch Minister stellte, 
ihre Büros nicht mit Angehörigen der Soziali­
stischen Partei und auch nicht mit Angehöri­
gen meiner Partei besetzt hat. (Abg. B r a n d -
s t ä t t e r: Darum hat Sie kein Mensch 
gefragt!) 

Wenn in die Aufsichtsräte ein direkter Ver­
treter des Ministers nominiert wird, dann 
kommt es halt vor, daß mein persönlicher 
Energieberater und Energieexperte in den 
Aufsichtsrat als Vertretung des Eigentümers 
nominiert wird. Ich glaube jedenfalls nicht, 
daß Angehörige der Opposition die besten 
Eigentümervertreter im Sinne des Ministers 
sind. Das merke ich ja schon an Ihren Fragen 
hier! (Beifall bei FPÖ und SPÖ.) 

Ich darf Ihnen jedenfalls folgendes sagen: 
Die Doppelstrategie, daß Sie auf alles schimp­
fen, sei es in der verstaatlichten Industrie 
oder in der Energiepolitik, aber Ihre Herren 
politisch dort das Sagen haben, werde ich zu 
durchbrechen versuchen. (Neuerlicher Beifall 
bei FPÖ und SPÖ. - Abg. Dr. B 1 e n k: Pole­
misieren Sie nicht! Herr Präsident! Das sind 
Polemiken! Ungeheuerlich!) 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 7: 

61. Sitzung NR XVI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)16 von 58

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVI. GP - 61. Sitzung - 19. Oktober 1984 5221 

Präsident 

Abgeordneter Köck (SPÖ) an den Herrn Bun­
desminister. 

370!M 
Welche bundesrechtlichen Vorschriften zur Lagerung 

und Abfüllung brennbarer Flüssigkeiten sind nach Ihrer 
Auffassung änderungsbedürftig? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Vizekanzler Dr. Steger: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Sie haben mich gefragt, welche 
bundesrechtlichen Vorschriften zur Lagerung 
und Abfüllung brennbarer Flüssigkeiten mei­
ner Auffassung nach änderungsbedürftig 
sind. 

Die bestehenden Rechtsvorschriften - da 
gebe ich schon dem Tenor Ihrer Frage recht 
- sind dringend änderungsbedürftig. Sie wer­
den nämlich den Anforderungen Unserer 
Wirtschaft heute nicht mehr gerecht. Es feh­
len zum Beispiel ausreichende Bestimmun­
gen für Lagerbehälter aus nichtmetallischen 
Werkstoffen. Das Bundesministerium für 
Handel, Gewerbe und Industrie und das Bun­
desministerium für soziale Verwaltung haben 
daher den Entwurf einer neuen Verordnung 
über die Lagerung und Abfüllung brennbarer 
Flüssigkeiten ausgearbeitet und dem allge­
meinen Begutachtungsverfahren zugeleitet. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Köck: Sehr geehrter Herr 
Vizekanzler! Sie haben in Ihrer Fragebeant­
wortung zum Ausdruck gebracht, daß Sie die 
Änderung der bundesrechtlichen Vorschriften 
für die Lagerung und Abfüllung brennbarer 
Flüssigkeiten für notwendig erachten. 

Ich frage Sie: Bis zu welchem Zeitpunkt, 
glauben Sie, werden derartige Vorschriften, 
Verordnungen oder ähnliches durchgeführt 
sein? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Vizekanzler Dr. Steger: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Um allen Schutzinteressen 
gerecht zu werden, ist es sehr, sehr schwierig, 
all diese widerstreitenden Interessen in ein 
einheitliches Gesetz oder in mehrere Gesetze 
entsprechend einzubringen. Das äußerst 
umfangreiche Begutachtungsverfahren hat 
sehr viele ganz verschiedenartige Anregun­
gen gebracht, wobei Interessenkollisionen 
sehr häufig vorhanden sind. 

Es wurde deshalb jetzt eine Arbeitsgruppe 
gebildet. Ich kann nicht mit Sicherheit sagen, 

ob es nach dem Fortgang der Beratungen 
bereits im kommenden Jahr möglich sein 
wird, die Verordnung auch wirklich zu erlas­
sen. Es geht vor allem darum, daß nach den 
Anregungen im Begutachtungsverfahren 
auch eine Fülle von anderen Gesetzen zu 
ändern ist. Ich kann daher dem nicht vorgrei­
fen. Es wäre aber wünschenswert, wenn wir 
rasch zu einem Abschluß kommen würden. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Kraft. 

Abgeordneter Kraft (ÖVP): Herr Vizekanz­
ler! So wichtig entsprechende Vorschriften 
sind, sie nützen wahrscheinlich zuwenig, 
wenn die entsprechenden Lagerstätten bezie­
hungsweise Entsorgungsbetriebe nicht vor­
handen sind. Asten wird ja angeblich nicht 
gebaut; mit Ihrer Zustimmung, nehme ich an. 
Wie wichtig das wäre, wissen wir alle. 

Es gibt in Österreich auch keine Statistik 
über das Gefahrgutaufkommen, während das 
in anderen Ländern sehr wohl der Fall ist. 
Wir wissen meist erst durch Berichte über 
Unfälle, welch rollende Bomben durch unser 
Land fahren, welch gefährliche Stoffe durch 
Tankzüge bei uns transportiert werden. 

In der Bundesrepublik Deutschland ist die 
Rechtslage für die Behandlung gefährlicher 
Güter viel, viel besser. Sie wissen, es gibt 
einen eigenen Beirat in der Bundesregierung. 

Sie sind ja immerhin der Vizekanzler der 
sozialistischen Koalitionsregierung. Könnten 
Sie sich vorstellen, daß auch bei uns ein Bei­
rat für die Behandlung gefährlicher Güter 
eingerichtet wird, vielleicht in Zusammenar­
beit mit dem Verkehrsministerium und dem 
Innenministerium, könnten Sie sich vorstel­
len, daß auch hier eine qualitativ ähnliche 
Rechtslage wie in der Bundesrepublik 
Deutschland geschaffen wird? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Vizekanzler Dr. Steger: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Grundsätzlich scheint das 
durchaus diskussionswürdig, was Sie hier 
vorschlagen. Ich möchte aber nur darauf ver­
weisen, daß bei der konkreten Festsetzung 
von Lagerplätzen die Zuständigkeit der Lan­
desregierungen beziehungsweise des Landes­
hauptmannes vorhanden ist. Bei dem von 
Ihnen genannten Lagerplatz wurde ich über­
haupt nicht mit dieser Fragestellung befaßt. 
Es ist hier der Landeshauptmann Ratzen­
böck, der sich bisher noch nicht entscheiden 
konnte, welche Lagermöglichkeit er selbst am 
richtigsten findet. 
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Vizekanzler Dr. Steger 

Ich gebe Ihnen aber recht, es sollte das alles 
in Ruhe weiter erörtert werden. Ich könnte 
mir auch vorstellen, daß über eine solche Bei­
ratsdiskussion sehr intensiv weiter diskutiert 
wird. 

Es gibt vor allem die Schwierigkeiten bei 
der Lagerung in Gebäuden im verbauten 
Gebiet, bei den Bestimmungen über den La­
gerhof und auch bei den sogenannten Geister­
tankstellen. Wir müssen jetzt zunächst einmal 
die Ergebnisse dieser Arbeitsgruppe abwar­
ten, dann kann auch Derartiges, wie von 
Ihnen angeregt, weiter besprochen werden. 

Präsident: Eine weitere Frage: Herr Abge­
ordneter Haigermoser. 

Abgeordneter Haigermoser (FPÖ): Sehr 
geehrter Herr Vizekanzler! Der Kollege Kraft, 
glaube ich, sollte sich besser bei seinem Lan­
deshauptmann Ratzenböck zum Thema Asten 
einsetzen. Offensichtlich heißt der Herr Kraft 
nur so und ist weniger kraftvoll. 

Nun darf ich Sie fragen (Zwischenrufe bei 
der 6Vp) - aufpassen, Herr Kollege! -, Herr 
Vizekanzler: Welche besonderen Schwierig­
keiten sind bei den Vorarbeiten für die Lage­
rung noch zu überwinden? 

Präsident: Herr Minister. 

Vizekanzler Dr. Steger: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Es gibt umfangreiche Schwie­
rigkeiten. Ich habe schon versucht, ein biß­
chen darauf einzugehen. 

Ich darf noch einmal sagen: Es ist vor allem 
die Frage der Lagerung in Gebäuden im dicht­
verbauten Gebiet. Das scheint überhaupt die 
größte Schwierigkeit, weil hier mit Recht 
schrittweise auch ein sehr starker Widerstand 
der Bevölkerung entstanden ist. 

Es gibt aber auch das Problem der Lager­
höfe und es gibt auch das Problem der Gei­
stertankstellen, wo man mit Schlüssel-, Münz­
oder Kreditkartentankstellen neue Möglich­
keiten aufgebaut hat. 

All das muß in Ruhe erörtert werden, dann 
erst kann abschließend dazu Stellung genom­
men werden. 

Präsident: Die Fragestunde ist beendet. 

Respektvoll begrüße ich den im Hause 
erschienenen Herrn Bundespräsidenten. (Die 
Anwesenden erheben sich von ihren Plätzen 

und begrüßen den Bundespräsidenten mit leb­
haftem Beifall.) 

Ankündigung einer dringlichen Anfrage 

Präsident: Es ist das von 20 Abgeordneten 
unterstützte Verlangen gestellt worden, die in 
dieser Sitzung eingebrachte schriftliche 
Anfrage (964/J) der Abgeordneten Dr. Kohl­
maier und Genossen an den Herrn Bundes­
kanzler betreffend Kurswechsel zur Stärkung 
des Wirtschaftswachstums und zur Entla­
stung der österreichischen Steuerzahler 
durch eine große Steuerreform dringlich zu 
behandeln. 

Da dieses Verlangen darauf gerichtet ist, 
die dringliche Behandlung noch vor Ein­
gang in die Tagesordnung durchzuführen, 
mache ich von dem Recht gemäß § 93 Abs. 4 
der Geschäftsordnung Gebrauch. 

Es ist mir ein Schreiben der drei Klubob­
männer zugegangen, in dem sie mich ersuch­
ten, nach Erledigung der Tagesordnung die 
Sitzung zu unterbrechen und um 15 Uhr wie­
deraufzunehmen. Die Sitzung wird daher 
nach Erledigung der Tagesordnung erst um 
15 Uhr fortgesetzt. 

Einlauf und Zuweisung 

Präsident: Ich gebe bekannt, daß die Anfra­
gebeantwortungen 879/AB bis 88l/AB einge­
langt sind. 

Dem Finanz- und Budgetausschuß weise 
ich den in der letzten Sitzung eingebrachten 
Antrag 1l0/A der Abgeordneten Steinbauer 
und Genossen betreffend Verzicht auf die ara­
bische Finanzierung des Konferenzzentrums 
zu. 

Ich gebe bekannt, daß die Regierungsvor­
lage Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1985 
samt Anlagen (400 und Zu 400 der Beilagen) 
eingelangt ist. 

Antrag gemäß § 69 Abs. 3 GO 

Beschluß auf erste Lesung 

Präsident: Ich lasse sogleich über den von 
den Abgeordneten Wille, Dr. Mock und Peter 
gemäß § 69 Abs. 3 der Geschäftsordnung 
gestellten Antrag, diese Regierungsvorlage in 
erste Lesung zu nehmen, abstimmen. 
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Präsident 

Ich bitte jene Damen und Herren, die die­
sem Antrag ihre Zustimmung geben, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Das ist ein s tim -
mi g an gen 0 m m e n. 

Erklärung des Bundesministers für Finanzen 
zur Regierungsvorlage betreffend das Bun­

desfinanzgesetz für das Jahr 1985 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein und gelangen zu deren einzigem Punkt: 

Erklärung des Herrn Bundesministers für 
Finanzen zur Regierungsvorlage betreffend 
das Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1985. 

Ich erteile dem Herrn Bundesminister für 
Finanzen Dr. Vranitzky das Wort. 

11.10 

Bundesminister für Finanzen Dr. Vra­
nitzky: Herr Präsident! Hohes Haus! Meine 
Damen und Herren! Der Respekt vor dem 
Hohen Haus und vor den Bestimmungen der 
Bundesverfassung gebietet mir, vor der Bud­
getrede eine Erklärung abzugeben: 

Ich bedaure zutiefst, daß in heute erschie­
nenen Presseorganen bereits Budgetdaten 
publiziert werden. Ich habe eine strenge 
Untersuchung angeordnet, um zu klären, wie 
das zustande gekommen ist. 

Herr Präsident! Hohes Haus! In der Rezes­
sion war es Sache der Budgetpolitik, die Wirt­
schaft zu stützen. Der Wirtschaftsaufschwung 
gebietet es nun, die Konsolidierungspolitik zu 
verstärken. 

Noch vor einem Jahr wurden die Wirt­
schaftsaussichten Österreichs für das Jahr 
1984 viel vorsichtiger beurteilt als heute. Das 
reale Wirtschaftswachstum wurde mit 0,5 Pro­
zent prognostiziert. Tatsächlich werden wir 
2,5 Prozent erreichen. 

Das Wachstum der Investitionen wurde mit 
real 0,7 Prozent angenommen. Nach Ablauf 
der ersten neun Monate des Jahres sagen die 
Experten einen Wert von 3,7 Prozent voraus. 

Als Arbeitslosenrate wurden 5,5 Prozent 
erwartet. Tatsächlich wird sie, auf das Jahr 
berechnet, 4,6 Prozent betragen. 

Ähnliche Verbesserungen lassen sich in 
anderen Bereichen, wie zum Beispiel in der 
für Österreich so wichtigen Exportwirtschaft, 
feststellen. 

Die wirtschaftspolitischen Maßnahmen der 
Bundesregierung waren also ganz offensicht­
lich erfolgreich. Ich stehe aber nicht an, in 
einer dem Anspruch nach Objektivität genü­
genden Beurteilung auch auf die Entwicklung 
jener Volkswirtschaften hinzuweisen, die 
maßgeblich die Richtung und das Tempo der 
internationalen Konjunkturentwicklung prä­
gen. 

In den USA fällt das diesjährige Wirt­
schaftswachstum - mit einer Rate von real 
7 Prozent - stärker aus, als noch Ende 1983 
angenommen worden war. 1985 muß aller­
dings mit einer Halbierung dieses Wertes 
gerechnet werden. 

Einer zufriedenstelIenden Investitionsnach­
frage, einer zumindest im Jahresdurchschnitt 
sinkenden Arbeitslosenrate und einer gerin­
gen Inflationsrate stehen in den USA das wei­
terhin hohe Zinsniveau, das gestiegene Lei­
stungsbilanzdefizit sowie das vielfach als zu 
hoch empfundene Budgetdefizit gegenüber. 

Die kräftige Erholung der amerikanischen 
Konjunktur hat zu den Exporterfolgen der 
europäischen Industrieländer , nicht zuletzt 
Österreichs, beigetragen. 

Eine weitere wirtschaftliche Großmacht -
Japan - wird heuer real um 5 Prozent wach­
sen und auch im nächsten Jahr vermutlich 
nur einen leichten Rückgang der Wachstums-:­
rate hinnehmen müssen. 

Der dritte wichtige Auslandsmarkt - und 
der ist für Österreich von besonderem Inter­
esse - ist die Bundesrepublik Deutschland, 
in der man für das Jahr 1984 mit einem realen 
Wachstum von 2,5 Prozent rechnet. Das ist 
eine Entwicklung, die im Gleichklang mit 
jener Österreichs steht. Während für 1985 
allerdings ein Wert prognostiziert wird, der 
unter dem des Jahres 1984 liegt, kann Öster­
reich noch eine leichte Wachstumsbeschleuni­
gung auf real 3 Prozent in Ansatz bringen. 

Zusammenfassend kann festgehalten wer­
den, daß die außereuropäischen OECD-Staa­
ten auch 1985 eine höhere Wachstumsdyna­
mik als die europäischen Industriestaaten 
aufweisen werden. 

Das europäische Wirtschaftswachstum wird 
somit aller Voraussicht nach nicht ausrei­
chen, ein neuerliches Ansteigen der Arbeitslo­
senraten zu verhindern. Der im laufenden 
Jahr fortschreitende Inflationsabbau dürfte 
1985 infolge des wirtschaftlichen Auf­
schwungs zum Stillstand kommen. 
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Die an sich gebesserte Lage der Weltwirt­
schaft ist leider nicht dazu geeignet, ein vor­
behaltslos optimistisches Bild zu zeichnen. 
Die internationale Schuldenkrise ist nur einer 
der Bereiche, aus dem Unsicherheitsfaktoren 
resultieren können. Die Nachhaltigkeit des 
konjunkturellen Aufschwungs ist aber auch 
aus anderen Gründen vorerst nicht abgesi­
chert. 

Die wirtschaftlichen Aussichten Öster­
reichs sind dennoch positiv zu beurteilen. Im 
Gegensatz zu vielen anderen Industriestaaten 
können wir für 1985 mit einem neuerlichen 
Anstieg des realen Wachstums unserer Volks­
wirtschaft rechnen. 

Obwohl sich in Europa eine Tendenz weiter 
ansteigender Arbeitslosigkeit zeigt, sollte es 
uns gelingen, die Arbeitslosenrate im Jahr 
1985 von 4,6 Prozent auf 4,4 Prozent abzusen­
ken. 

Im Außenhandel werden für 1985 reale Stei­
gerungen von 7,0 Prozent bei den Warenex­
porten und von 5,5 Prozent bei den Importen 
erwartet. 

Die Wirtschaftsforscher prognostizieren für 
1985 eine annähernd ausgeglichene Lei­
stungsbilanz. 

Im Rahmen einer Einschätzung der Jahre 
1984 und 1985 ist besonders erwähnenswert, 
daß sich auch die Investitionsgüternachfrage 
erfreulich entwickelt. Nach real 3,7 Prozent 
im Jahr 1984 wird für 1985 mit 4,2 Prozent 
eine noch bessere Marke vorhergesagt. (Bei­
fall bei SPÖ und FPÖ.) 

Die Inflationsrate, die heuer zum J ahres­
ende bei etwa 5,5 Prozent liegen wird, sollte 
sich im kommenden Jahr auf 4 bis 4,5 Prozent 
reduzieren lassen. (Beifall bei SPÖ und FPÖ. 
- Abg. Dr. Marga Hub i n e k: Das sind ja 
lauter Absichtserklärungen!) 

Die Unsicherheiten der österreichischen 
Wachstumsprognose für 1985 liegen vor allem 
im Bereich der internationalen Konjunktur. 
Wenn sich die Weltwirtschaft stärker 
abschwächen sollte als erwartet, dann ließen 
damit auch die vom Export auf die inländi­
sche Wirtschaft ausgehenden Impulse nach: 
Die Beschäftigung und die Masseneinkom­
men würden sich ungünstiger entwickeln und 
der private Konsum nicht im prognostizierten 
Ausmaß wachsen. 

Hohes Haus! Die österreichische Wirtschaft 

ist durch ein enges Zusammenwirken von pri­
vatem und öffentlichem Sektor geprägt. 

Die Finanzpolitik muß - ausgehend von 
dieser wirtschaftlichen Besonderheit - dar­
auf abzielen, die Leistungskraft im privaten 
wie auch im öffentlichen Sektor zu stärken. 

Diese Bundesregierung bekennt sich zu 
Leistung und Arbeit, hat doch die Tradition 
der Sozialdemokratie wie die der Liberalen 
der Leistung stets einen wichtigen Stellen­
wert eingeräumt. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 
Haben die einen mehr die Leistungen des 
Individuums für die Gemeinschaft in den 
Vordergrund gestellt, so haben die anderen 
die Leistung des einzelnen inder Gesell­
schaft betont. 

Wenn auch immer wieder vom wachstums­
feindlichen Übermaß des Staatseinflusses 
gesprochen wird - ich nehme dieses Thema 
durchaus ernst -, so bekennen wir uns doch 
zu den Prinzipien der Gemeinschaft und der 
Solidarität in unserer Gesellschaft. (Beifall 
bei SPÖ und FPÖ.j 

Was bedeutet das für die staatliche Finanz­
politik? Zum einen ist staatliches Handeln -
so zurückhaltend es konzipiert sein mag -
allein durch das Volumen der durch die 
öffentliche Hand geleiteten und ausgelösten 
Zahlungsströme für alle anderen Wirtschafts­
sektoren eine entscheidende Größe. 

Zum zweiten aber gibt es gar kein "neutra­
les" Wirken des Staates. Jedes Budget trifft 
Auswahl, fördert und schafft Einkommens­
chancen. Budgetpolitik ist nie neutral. 

Wer von dieser Erkenntnis ausgeht, sieht 
nicht nur die große Verantwortung, die der 
Politik bei der Erstellung eines Bundesvoran­
schlages zukommt, sondern auch die der 
Regierung auferlegte pflicht zur gestaltenden 
Budgetpolitik. 

Der Staat hat eine Vielzahl von Aufgaben, 
ordnungspolitische und ablaufpolitische. Die 
öffentliche Hand hat dabei darauf zu achten, 
daß sie Eigeninitiative nicht erschwert, son­
dern Leitlinien schafft, die die individuelle 
Leistungsbereitschaft nicht in Partikularis­
mus verlaufen lassen, sondern letztendlich 
zum Wohl der Gemeinschaft bündeln. 

Für uns folgt daraus das Prinzip der wech­
selseitigen Stärkung privater und öffentlicher 
Kräfte. 

Der Beitrag der Sozialpartner zur wirt-
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schaftlichen Entwicklung unseres Landes sei 
an dieser Stelle einmal mehr hervorgehoben. 
(Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Beispiele anderer Nationen lehren uns, daß 
in unserem Land unter allen Umständen eine 
Konfrontation der gesellschaftlichen Gruppen 
vermieden werden muß. 

Die Budgetpolitik soll in Abstimmung mit 
dem sonstigen wirtschaftspolitischen Instru­
mentarium durch stetige Veränderungen und 
nicht durch abrupte Schritte geprägt sein. 
Dies auch, um den Staatsbürgern und den 
Betrieben Berechenbarkeit staatlichen Han­
delns zu sichern. 

Regierungen, die ihre wirtschaftspoliti­
schen Konzepte ohne soziale Bedenken 
umsetzen, riskieren schwere Arbeitskonflikte. 
Dies führt nicht nur zu Armut, familärem 
Elend und unwürdigem Dasein. Es soll sich 
doch niemand der Illusion hingeben, daß die 
Zerstörung der ökonomischen Basis nicht 
letztlich auch zur Gefährdung des gesell­
schaftlichen Gewebes führt. (Beifall bei SPÖ 
und FPÖ.) 

Hohes Haus! Der Bundesvoranschlag 1985 
ist nach folgenden Grundsätzen erstellt: 

Stär kung der wirtschaftlichen Dynamik 
und Fortsetzung der strukturellen Verbesse­
rung der österreichischen Wirtschaftssub­
stanz zur Aufrechterhaltung eines hohen 
Beschäftigungsniveaus, 

Versöhnung von Umwelt und Wirtschaft, 

Sicherung des sozialen Ausgleichs und 

Erhaltung der wirtschaftspolitischen Flexi­
bilität. 

Wirtschaftspolitische Flexibilität bedeutet, 
daß der Staat nicht nur über das Instrumenta­
rium verfügt, sondern daß die Hebel der Wirt­
schaftspolitik gerade dann einsatzbereit sind, 
wenn sie benötigt werden. 

In Österreich wird konsequente Währungs­
politik und verantwortungsvolle Lohnpolitik 
betrieben. Die Geldpolitik kann daher zur 
Erhaltung der außenwirtschaftlichen Stabili­
tät eingesetzt werden. Damit bleibt Öster­
reich der Einsatz des monetären "Werkzeugs" 
als Inflationsbrecher weitgehend erspart. 

Die Fiskalpolitik hingegen setzt strukturpo­
litische Akzente. Sie schafft ebenso selektive 
Anreize, wie sie hemmende Belastungen aus-

gleicht. All dies dient letztlich der Erweite­
rung des Expansionsspielraums der österrei­
chischen Wirtschaft. 

Die Budgetpolitik setzt weiter auf den Kurs 
der Konsolidierung. Budgetkonsolidierung ist 
zuallererst Sicherung des effizienten Einsat­
zes öffentlicher MitteL Budgetkonsolidierung 
ist weder ein modisches Schlagwort, noch 
kann dieser Forderung durch Paukenschläge 
entsprochen werden. 

Die Verringerung von Budgetabgängen darf 
jedoch niemals zum Selbstzweck werden, wie 
es ökonomische Doktrinäre ohne Rücksicht 
auf den einzelnen Bürger so gerne vertreten. 

Das Maß der öffentlichen Finanzgebarung 
darf nicht bloß der Saldo von Einnahmen und 
Ausgaben sein. 

In der jeweiligen wirtschaftlichen Lage ist 
stets die Zusammensetzung der budgetären 
Aggregate zu betrachten. Alle diese Faktoren 
bestimmen, ob der Bundeshaushalt den 
gesamtwirtschaftlichen und den gesellschafts­
politischen Anforderungen entspricht. 

Mit dem Bundesvoranschlag 1985 konnte 
die Manövrierbarkeit des Bundeshaushalts 
neuerlich verbessert werden. Mittelfristig ist 
es unser Ziel, den Ausgabenüberhang in Rela­
tion zur gesamtwirtschaftlichen Leistung wei­
ter zu reduzieren. Dabei dürfen nicht zu opti­
mistische Erwartungen in eine rasche Anpas­
sung der Einnahmen- und Ausgabenstruktu­
ren gesetzt werden, weil es sich ja nicht bloß 
um Zahlungsvorgänge handelt, sondern um 
die finanzielle Absicherung von unter 
Umständen schon seit langem existierenden 
Systemen. 

Unsere Staatsverschuldung ist internatio­
nal vergleichsweise niedrig. 

Dennoch sind folgende Grundsätze zu 
beachten: 

1. Ein rasch zunehmender Schuldendienst 
engt die konjunktur- und strukturpolitische 
Einsetzbarkeit des Budgets ein. 

2. Die Staatsschuld darf jenes Maß nicht 
überschreiten, das im Urteil der internationa­
len Finanzwelt der Stärke unserer Wirtschaft 
angemessen erscheint. 

Außerdem ist darauf zu achten, daß die 
Inanspruchnahme der Finanzmärkte durch 
die öffentliche Hand private Initiativen nicht 
beeinträchtigt. 
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Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Die Zielsetzung für die Erstel­
lung des Bundesvoranschlages 1985 lauten: 

1. Das Wachstum der Ausgaben ist unter 
der Steigerung des nominellen Bruttoinlands­
produkts zu halten. 

2. Das Bruttodefizit des Vorjahres soll auch 
1985 nicht überschritten, das Nettodefizit 
sogar gesenkt werden. 

3. Trotz abnehmender Ergiebigkeit beste­
hender Steuern werden keine neue Steuern 
eingeführt. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Lassen Sie mich auf das Budget 1984 
zurückkommen. Bereits bei der Erstellung 
des Voranschlages 1984 wurden Maßnahmen 
zur Budgetkonsolidierung gesetzt. Der bishe­
rige Budgetvollzug zeigt, daß das Ergebnis 
1984 insgesamt gesehen sogar noch etwas 
günstiger ausfallen wird als der Voranschlag. 

Der Bruttoabgang dürfte 1984 94,5 Milliar­
den Schilling, der Nettoabgang etwa 61,5 Mil­
liarden Schilling betragen. Der Nettogeba­
rungsabgang in Prozent des Bruttoinlands­
produkts wird damit von den ursprünglich 
erwarteten 4,9 Prozent auf 4,75 Prozent absin­
ken. 

Hohes Haus! Der Bundesvoranschlag für 
das Jahr 1985 weist Gesamtausgaben von 
462,9 Milliarden Schilling und Gesamteinnah­
men von 368,7 Milliarden Schilling auf, sodaß 
das Bruttodefizit 94,2 Milliarden Schilling 
beträgt. 

Nach Abzug der Finanzschuldtilgungen in 
Höhe von 33,8 Milliarden Schilling wird sich 
das Nettodefizit auf 60,4 Milliarden Schilling 
belaufen. 

Von den Gesamtausgaben entfällt 1985 ein 
k.nappes Viertel oder 117,2 Milliarden Schil­
ling auf den Personalaufwand, dessen Anteil 
seit Jahren tendenziell zurückgeht. 345,7 Mil­
liarden Schilling sind im Budget des kommen­
den Jahres als Sachaufwand vorgesehen. 

Die Ausgabenansätze des Bundesvoran­
schlages 1985 weisen gegenüber dem voraus­
sichtlichen Gebarungsabgang des Jahres 1984 
eine Steigerung um 5,2 Prozent auf und wer­
den damit beträchtlich unter der voraussicht­
lichen nominellen Zuwachsrate des Sozialpro­
dukts von 7 Prozent liegen. Das für 1985 
geschätzte Wachstum der Einnahmen beträgt 
6,7 Prozent. 

Die stabilitätspolitisch relevante Meßzahl 
"Nettodefizit in Prozent des Bruttoinlandspro­
dukts" wird sich 1985 neuerlich vermindern, 
und zwar von 4,75 auf voraussichtlich 4,4 Pro­
zent. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Für das Jahr 1985 werden für die öffentli­
chen Abgaben Bruttoeinnahmen von 
335,7 Milliarden Schilling und Nettoeinnah­
men von 206,9 Milliarden Schilling veran­
schlagt. Dabei sind Zuwächse aufgrund der 
verstärkten Wirtschaftsaktivität ebenso 
berücksichtigt wie Auswirkungen der bisheri­
gen Stabilisierungsmaßnahmen. 

Neue Steuern werden nicht eingeführt, die 
bestehenden Steuern nicht erhöht. Steuerer­
leichterungen sind für 1985 unter anderem bei 
der Gewerbekapitalsteuer, beim Verlustvor­
trag und im Zusammenhang mit Umwelt­
schutzinvestitionen vorgesehen. 

Eine Steuer wird sogar deutlich gesenkt: 
Die Zinsertragsteuer wird von 7,5 Prozent auf 
5 Prozent, also um ein Drittel, herabgesetzt, 
und zwar gleichermaßen für Einlagen und 
Wertpapiere. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Die im Verlauf des Jahres 1984 eingetretene 
Verflechtung des österreichischen Kapital­
marktgeschehens hat mehrere Ursachen. Mit 
der Herabsetzung der Zinsertragsteuer ist ein 
gewisses Signal gesetzt worden. Es wird dar­
über hinaus aber in Zusammenarbeit mit der 
österreichischen Geldwirtschaft notwendig 
sein, durch intensive Betreuung diesen wich­
tigen Markt wieder zu mehr Aktivität zu füh­
ren. 

Bei den Einnahmen der Bundesbetriebe, 
insbesondere bei Bahn und Post, sind nur 
geringfügige Zuwächse zu erwarten. 

Von den Bruttoeinnahmen aus öffentlichen 
Abgaben in Höhe von 335,7 Milliarden Schil­
ling werden aufgrund des neuen Finanzaus­
gleiches 128,8 Milliarden Schilling oder rund 
38 Prozent an Länder, Gemeinden, Fonds und 
an andere Körperschaften des öffentlichen 
Rechts überwiesen werden. (Beifall bei SPÖ 
und FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Obwohl Länder 
und Gemeinden bei Eröffnung der Verhand­
lungen über den Finanzausgleich ein Forde­
rungsprogramm im Umfang von jährlich rund 
8 Milliarden Schilling auf den Tisch gelegt 
hatten und zunächst ein erfolgreicher 
Abschluß nur unter beträchtlichen Opfern des 
Bundes möglich schien, konnte verhältnismä­
ßig rasch ein für alle Seiten befriedigendes 
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Ergebnis erzielt werden. (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ.) 

Der Bund hat seine Bereitschaft zur Unter­
stützung der Gemeinden in die Tat umgesetzt, 
weil der Gemeinde bei der Gestaltung des 
unmittelbaren Lebensraums der in unserem 
Land lebenden Menschen eine Vielzahl von 
Aufgaben erwächst. 

Zwischen Bund, Ländern und Sozialversi­
cherungsträgern wurde vor wenigen Tagen 
Einvernehmen über die Grundzüge der künf­
tigen Krankenanstaltenfinanzierung erzielt. 
Hier wird ein neuer Schritt in Richtung Wirt­
schaftlichkeit im öffentlichen Sektor gesetzt: 
Vom bisherigen, überwiegend an Verlustab­
deckung orientierten System wird auf ein lei­
stungsorientiertes Zuschußsystem übergegan­
gen. Damit soll die Wirtschaftlichkeit der 
österreichischen Krankenanstalten wesent­
lich gesteigert werden. 

Es ist bekannt, daß es zur Neugestaltung 
des Steuersystems eine Vielzahl von Vor­
schlägen und Forderungen gibt. Die bisher 
vorgelegten Konzepte haben fast ausnahms­
los einen nicht ohne weiteres akzeptablen 
gemeinsamen Nenner: Sie würden zu einem 
Steuerausfall führen und damit die allseits 
beklagte Tarifaushöhlung noch verstärken 
und das Defizit erhöhen. 

In der nächsten Zeit geht es daher vor 
allem darum, eine Bestandsaufnahme aller 
Ideen und Vorstellungen durchzuführen. Die 
Stoßrichtung wird hiebei nicht prioritär eine 
Veränderung des Steueraufkommens sein, 
sondern vorrangig in Richtung administrati­
ver Vereinfachung liegen. 

Kalkulierbarkeit und Überschaubarkeit 
erfordern nicht nur legistische Maßnahmen, 
sondern stellen auch Ansprüche an die Voll­
ziehung. 

Überschaubarkeit bedeutet Bürgerfreund­
lichkeit. 

Das ist konkret 

Verwaltungsvereinfachung, 

umfassende Information, 

leichter Zugang zum Recht. (Beifall bei 
SPÖ und FPÖ.) 

Hohes Haus! Bevor ich zu den einzelnen 
Kapiteln des Bundesvoranschlages 1985 Stel­
lung nehme, möchte ich den Mitgliedern der 

Bundesregierung für ihr Verständnis, das sie 
den Belangen des Gesamthaushaltes entge­
gengebracht haben, danken. Dank gilt auch 
all jenen Beamten, die bei der Erstellung des 
Bundesvoranschlages - dies auch schon 
unter der Ägide meines Amtsvorgängers - s? 
gute Arbeit geleistet haben. (Beifall bei SPO 
und FPÖ.) 

Ich erlaube mir, mich nunmehr der Ausga­
benseite zuzuwenden. 

Wie ich schon erwähnt habe, entfällt rund 
ein Viertel des Ausgabenvoranschlags auf den 
Personalaufwand. Das sind 117,2 Milliarden 
Schilling. 

Der Stellenplan 1985 umfaßt etwas über 
290000 Bundesbedienstete. Eine Planstellen­
erhöhung um 0,4 Prozent oder rund 1 200 Mit­
arbeiter ergibt sich vor allem aufgrund von 
Maßnahmen im Unterrichts- und Wissen­
schaftsbereich. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang fest­
stellen, daß großen Teilen des Personalauf­
wandes investitionsähnlicher Charakter 
zukommt. Mit Recht kann man bei Bildung, 
Forschung, Gesundheit und Umweltschutz 
von "Human Capital" sprechen. 

In den letzten 10 Jahren kam es darüber 
hinaus zu einer Betonung der sicherheitspoli­
tischen Anliegen. In diesen Bereichen sind 
Leistung und Personaleinsatz besonders eng 
miteinander verknüpft. Demgegenüber 
gelang es, die Zahl der Bediensteten in der all­
gemeinen Verwaltung trotz steigender Anfor­
derungen an den Staat deutlich zu senken. 
Damit ist der Beweis gelungen, daß effiziente 
Verwaltung k~ine leere Worthülse ist. Nicht 
zuletzt die Finanzverwaltung hat im Bereich 
der Verwaltungsreform Pionierarbeit gelei­
stet und sich mit Engagement und Sachkennt­
nis der Hilfsmittel der elektronischen Daten­
verarbeitung bedient. 

Hohes Haus! Lassen Sie mich nunmehr zu 
den einzelnen Kapiteln des Bundesvoran­
schlages 1985 Stellung nehmen. 

Die Bundesregierung bekennt sich zu einer 
Gesundheitspolitik, die sich nicht nur auf die 
Heilung von Krankheiten beschränkt, son­
dern auch danach trachtet, den Lebensraum 
der Menschen gesundheitsgerecht zu gestal­
ten und somit vorbeugend zu wirken. 

Ebenso ist die langfristige Sicherung der 
Versorgung der österreichischen Bevölkerung 
mit Krankenhausleistungen hohen Standards 
erklärtes Anliegen. 

364 
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Für die Vorhaben auf dem Gebiet des 
Gesundheitswesens werden 1985 rund 2,6 Mil­
liarden Schilling zur Verfügung stehen. Zur 
Unterstützung einer gesundheitsbewußten 
Lebensführung der österreichischen Bevölke­
rung werden auch weiterhin Informations­
kampagnen durchgeführt. Nicht minder wich­
tig erscheint im Hinblick auf die Sicherheit 
unserer Arzneimittel der Ausbau und die 
Modernisierung jener Untersuchungsanstal­
ten des Bundes, die mit Aufgaben im Rahmen 
der Vollziehung des neuen Arzneimittelgeset­
zes befaßt sind. 

Der Umweltschutz ist zentrales Thema der 
gesellschaftlichen Diskussion. 

Wenn auch der Begriff "Umweltschutz" mit 
Bewahren oder Sichern assoziiert wird, so hat 
die tatsächliche Aufgabenstellung das bloße 
Fernhalten von Schaden bereits weit über­
holt. Geboten ist eine offensive Politik, die 
neben Wiederherstellen auch Vorbeugen im 
Auge haben muß. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Nur eine Politik, die der Natur eine Chance 
gibt, wird letztlich in der Lage sein, auch den 
Menschen eine Chance zu geben. 

Folgende Aspekte sind zu beachten: 

1. Die Relevanz der Umwelt wirft in vielen 
Bereichen die Problematik auf, daß dem ein­
zelnen richtig oder nützlich erscheinendes 
Verhalten für die Gemeinschaft schädlich 
wirkt. 

2. Es geht vielfach nicht mehr bloß um her­
kömmlichen Schutz der Umwelt, wie von Luft 
oder Wasser, sondern um immaterielle 
Begriffe, wie Wohlbefinden, Lebensqualität 
und Vertrauen auf eine lebenswerte Zukunft. 

3. Umweltschutz kann nicht allein durch 
Einsatz der staatlichen Autorität erreicht wer­
den, sondern muß auch in der Wertskala jedes 
einzelnen verankert sein. 

Somit gilt es festzuhalten, daß die Umwelt­
relevanz im Rahmen einer wirtschaftspoliti­
schen Entscheidung in verstärktem Maße 
nicht als Korrektur volks- oder betriebswirt­
schaftlieher Überlegungen betrachtet werden 
darf, sondern integrierender Bestandteil der 
Kalkulation sein muß, wie andere Kostenfak­
toren auch. 

Umweltpolitik muß sich mehrerer Instru­
mente bedienen: 

gesetzlicher Regelungen, wie sie zum Teil 
bereits geschaffen wurden, 

bewußtseinsbildender Maßnahmen, 

finanzieller Anreize. 

In diesem Sinn werden die für den Umwelt­
fonds vorgesehenen Mittel im Jahr 1985 ver­
doppelt und somit 1 Milliarde Schilling betra­
gen. Durch die bisherige Tätigkeit des Fonds 
konnte bereits ein umweltbezogenes Investi­
tionsvolumen von 1 Milliarde Schilling stimu­
liert werden. Damit wird es zum Beispiel 
gelingen, die Qualität der Luft in großen Bal­
lungszentren zu verbessern. (Beifall bei SPÖ 
und FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Umweltschutz 
und wirtschaftliche Effizienz müssen selbst in 
betriebswirtschaftlicher Hinsicht nicht mit­
einander im Konflikt stehen. Es gibt viele Bei­
spiele dafür, daß mit Investitionen, die 
zunächst der Verminderung der Umweltbela­
stung dienen, letztlich die Wirtschaftlichkeit 
eines Unternehmens gestärkt wird. So hat ein 
großes österreichisches Chemieunternehmen 
eine Anlage zur Reinigung seiner industriel­
len Abwässer installiert. 

Aus dem Reinigungsprozeß gelang es, zwei 
wertvolle Chemikalien zu gewinnen, deren 
Erlös die Anlage innerhalb von knapp vier 
Jahren amortisiert. Das Beispiel dieses Unter­
nehmens belegt nicht nur die Verträglichkeit 
von Umwelt und Wirtschaft, sondern zeigt 
darüber hinaus, welch hohe technische Her-, 
ausforderung umweltbezogene Vorhaben viel­
fach mit sich bringen. 

Umweltschutz ist nicht Luxus einer Wohl­
standsgesellschaft, sondern Überlebensfrage 
einer Industrienation. (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Die Bundesre­
gierung mißt der Förderung und finanziellen 
Entlastung der Familie große Bedeutung bei. 
Das Bundesministerium für Familie, Jugend 
und Konsumentenschutz verfügt mit dem 
Familienlastenausgleichsfonds allein im Jahr 
1985 über ein Budget von 36 Milliarden Schil­
ling. In finanzieller Hinsicht ist die Erhöhung 
der Familienbeihilfe ab 1. Jänner 1985 um 
100 S monatlich für jedes Kind hervorzuhe­
ben. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) Die Bedeu­
tung der familienpolitischen Instrumente 
mag daraus ersehen werden, daß allein durch 
Schülerfreifahrten das Jahresbudget einer 
Familie um rund 3 200 S je Schüler entlastet 
wird. 
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Zum Thema Soziales. 

Diese Bundesregierung ist von der Verant­
wortung der Gemeinschaft für den einzelnen 
überzeugt. Wir setzen daher Maßnahmen, das 
soziale Gefüge unseres Staates zu festigen. 

Die Sozialversicherung wurde als öffentli­
che Einrichtung geschaffen, um jedem einzel­
nen in einem bestimmten Maß wirtschaftliche 
Sicherheit zu gewährleisten. Dieses Prinzip 
steht auch in aller Zukunft außer Zweifel -
ein deutlicher Gegensatz zu Staaten, die nicht 
davor zurückschrecken, soziale Einrichtun­
gen zu demontieren. (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ.) 

Mit Recht steht die Beschäftigungspolitik 
weiterhin im Mittelpunkt. 

Beschäftigungspolitik ist nicht das Festhal­
ten an veralteten Strukturen. Sie ermöglicht 
und erfordert vielmehr den Strukturwandel; 
sie ist jene Politik, die es öffentlichen wie pri­
vaten Unternehmungen erlaubt, ihr Lei­
stungsangebot an sich ändernde Marktbedin­
gungen anzupassen. 

Wir werden weiterhin bereit sein, Betriebe 
zu unterstützen, gleich ob sie sich in privatem 
oder öffentlichem Eigentum befinden, soweit 
wir damit mittel- und längerfristig selbsttra­
gende Arbeitsplätze sichern und letztendlich 
neue Beschäftigungsmöglichkeiten begrün­
den. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

In den Jahren 1980 bis 1984 stiegen die Aus­
gaben der Arbeitsmarktverwaltung von 
7,5 Milliarden Schilling auf 18 Milliarden 
Schilling. Der Großteil dieser Erhöhung ergab 
sich im Bereich der Arbeitslosenversiche­
rung, deren Leistungen 1984 ein Volumen von 
13,5 Milliarden Schilling erreichen. 

Die Förderungsausgaben der Arbeitsmarkt­
verwaltung erfahren im Bundesvoranschlag 
1985 eine überproportionale Ausweitung 
gegenüber dem Ansatz des Jahres 1984. 1985 
sind für diesen Zweck 2,8 Milliarden Schilling 
vorgesehen. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Bei der Schaffung zusätzlicher Beschäfti­
gungsmöglichkeiten wird in besonderer Weise 
den Problemen der Jugendarbeitslosigkeit 
und der Langzeitarbeitslosen Rechnung 
getragen. Mit dem Beschäftigungsprogramm 
,,Aktion 8000" wird auch 1985 versucht, durch 
Einstellungsbeihilfen den Eintritt in eine 
Beschäftigung zu erleichtern. Für junge Men­
schen sind zusätzlich die Lehrstellenförde­
rung sowie spezielle Maßnahmen für die 

Altersgruppe der 19- bis 25jährigen hervorzu­
heben. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Die Pensionsreform 1984 ist in Angriff 
genommen worden, um das Leistungsrecht in 
seiner Substanz zu erhalten. Eine Reform ist 
deshalb notwendig, weil ohne die 40. Novelle 
zum ASVG das Anwachsen der Bundesbei­
träge zur Pensionsversicherung zu einer zu 
starken Belastung des Bundeshaushaltes 
geführt hätte. 

Bereits im Jahr 1984 wird der Bundeszu­
schuß zur Pensionsversicherung über 
33,3 Milliarden Schilling betragen. Bei unver­
änderter Rechtslage wäre im Jahr 1990 unter 
Berücksichtigung vorliegender Prognosen ein 
Bundesbeitrag von 71 Milliarden Schilling zu 
finanzieren gewesen. Die Reform erfolgt im 
Sinne des Grundsatzes der sozialen Sy,mme­
trie: 

Die Aktiven werden durch einen erhöhten 
Beitragssatz zu einer besseren Eigenfinanzie­
rung der Pensionsversicherung beitragen, die 
bestehenden Pensionen bleiben unverändert, 
werden jedoch ab 1986 etwas weniger stark 
steigen. Eine Reihe von weiteren Veränderun­
gen, wie die Verlängerung der Bemessungs­
zei t von fünf auf zehn Jahre, werden die 
Reform abrunden. Für das Jahr 1985 wird 
eine weitere Budgetentlastung durch 
Umschichtungen innerhalb der Sozialversi­
cherung in einer Größenordnurig von rund 
800 Millionen Schilling erzielt werden kön­
nen. 

Das Maßnahmenbündel ist nicht nur geeig­
net, die Vorbildlichkeit des österreichischen 
Pensionsrechts zu erhalten, sondern wird 
auch die innere Gerechtigkeit des Leistungs­
systems erhöhen. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Unseren Kindern Wissen, Einsicht und Ver­
antwortungsgefühl zu vermitteln, heißt, ihnen 
eine unverzichtbare Grundlage für ihre 
Zukunft zu gestalten. Diesem Gedanken folgt 
unsere Schulpolitik. Mit einem Ansatz von 
36,3 Milliarden Schilling für das Kapital 
Unterricht können geeignete Voraussetzun­
gen hiefür geschaffen werden. 

In den letzten Jahren wurde die Zahl der 
Lehrer maßgeblich gesteigert und mit neuen 
Arbeitsformen und wesentlich kleineren Klas­
sen wurde die Unterrichtssituation deutlich 
verbessert. 

Die Regierungserklärung 1983 bezeichnet 
den Sport als wesentlichen Bestandteil der 
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Lebensgestaltung. Dieses Bekenntnis bleibt 
bei einem um nahezu 16 Prozent höheren 
Budgetansatz für die Sportförderung auf­
recht. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Wichtiger Grundsatz der Kulturförderung 
ist das uneingeschränkte Bekenntnis zur 
Freiheit der Kunst und zur Vielfalt ihrer Aus­
drucksformen. Die Kulturförderung wird 
dafür Sorge tragen, daß Kunst und Kultur 
nicht als Vorrecht einiger weniger verstanden 
werden. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Hohes Haus! Wissenschaft und Forschung 
werden im Bundesvoranschlag 1985 verstärkt 
gefördert. Damit sollen Umweltschutz, For­
schung und neuen Techniken besondere Ent­
wicklungschancen eröffnet werden. 

Mehr· Forschung in diesen Bereichen, ver­
bunden mit einem Ausbau der Förderung, 
welche die Möglichkeit schafft, Grundlagen­
forschung in angewandte Technologie, das 
heißt marktgerechte Produkte, überzuleiten, 
sind wesentliche Elemente eines wirtschaftli­
chen und gesellschaftlichen Strukturwandels. 
(Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Die Bundesregierung ist sich des Umstan­
des bewußt, daß Investitionen in Wissenschaft 
und Forschung auch Investitionen in eine 
zukunftsorientierte Entwicklung unserer 
Wirtschaft und Gesellschaft sind. In diesem 
Sinn wird der Gesamtausgabenrahmen für 
Wissenschaft und Forschung 1985 gegenüber 
dem Vorj ahr um mehr als 1 Milliarde Schil­
ling oder 8,9 Prozent wachsen. (Beifall bei 
SPÖ und FPÖ.) , 

Der Schwerpunkt der Tätigkeit des Bundes­
ministeriums für Inneres wird auch im kom­
menden Jahr seinem Selbstverständnis als 
Bürgerministerium entsprechen. Gemäß dem 
Auftrag der Regierungserklärung kommt 
sowohl der Verbesserung der Beziehungen 
zwischen Bevölkerung und Exekutive - als 
auch dem Schutz jedes einzelnen Bürgers die­
ses Landes große Bedeutung zu. In diesem 
Sinn wird es nicht nur zu einer Ausweitung 
der technischen und personellen Mittel der 
Exekutive, sondern auch zu einer Reihe von 
Reformen kommen, die dem Bürger den 
Umgang mit der Verwaltung erleichtern. 

Die materielle Ausstattung von Bundespo­
lizei und Gendarmerie wird verbessert, ihre 
Präsenz in der Öffentlichkeit verstärkt wer­
den. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Die für 1985 veranschlagten Gesamtausga­
ben des Justizressorts erfahren mit 7 Prozent 

eine überproportionale Erhöhung. Im Inter­
esse einer raschen Bewältigung der Aufgaben 
der Gerichte und Staatsanwaltschaften sowie 
im Interesse der Sicherheit in den Justizan­
stalten erfolgte eine Erhöhung spezifischer 
Budgetansätze. 

Durch den Einsatz erhöhter Mittel wird es 
möglich sein, die Vereinssachwalterschaft, 
eine neue Form der Rechtsfürsorge für psy­
chisch Kranke und Behinderte, auf das 
gesamte Bundesgebiet auszudehnen und 
damit den Bedürfnissen der Betroffenen 
Rechnung zu tragen. (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ.) 

Zur Verhinderung des Rückfalls von Haft­
entlassenen werden Einrichtungen der Haft­
entlassenenhilfe in verstärktem Ausmaß 
gefördert werden. 

Ein neues Gerichtsgebührenrecht wird die 
Administration wesentlich vereinfachen. 

Hohes Haus! Im Jahr 1985 stehen für die 
Landesverteidigung Mittel in Höhe von 16,9 
Milliarden Schilling zur Verfügung. Dadurch 
werden die Finanzierung der Bereitschafts­
truppe und der weitere Ausbau der Landwehr 
sichergestellt. Neben der schrittweisen 
Anschaffung von Luftraumüberwachungs­
flugzeugen liegt das Schwergewicht auf der 
Bereitstellung der materiellen Ausrüstung 
des Bundesheeres. 

Weiters kann der Aufwand für den Zeitsol­
daten in vollem Umfang abgedeckt werden, 
sodaß eine erhebliche Aufstockung des 
Kaderpersonals möglich ist. 

Zu Auswärtige Angelegenheiten. 

Mit den für das Jahr 1985 zur Verfügung 
gestellten Mitteln in Höhe von 1,8 Milliarden 
Schilling werden die Aufwendungen für 
unsere Vertretungsbehörden im Ausland und 
ihren weitreichenden Aktivitäten sicherge­
stellt. Hiedurch soll der Notwendigkeit und 
dem erklärten Ziel der Bundesregierung 
Rechnung getragen werden, zum Ausland 
freundschaftliche Beziehungen aufrechtzuer­
halten und auszubauen. 

Österreich hat 1983 0,23 Prozent seines 
Bruttoinlandsproduktes für öffentliche Ent­
wicklungshilfe aufgewendet, während sich 
der OECD-Durchschnitt auf 0,36 Prozent 
belief. Wir haben uns jedoch gegenüber der 
OECD verpflichtet, diesen Prozentsatz auf 0,7 
Prozent anzuheben. (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ.) Erhöht wurden in den letzten Jahren 
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die Ansätze für bilaterale technische Hilfe, 
Investitionsdarlehen und die Entwicklungs­
hilfeprogramme der Vereinten Nationen. 

Meine Damen und Herren! Für das Kapitel 
Bauten und Technik sind 1985 mit 27,9 Mil­
liarden Schilling rund 5 Prozent mehr Budget­
mittel vorgesehen als 1984. (Beifall bei SPÖ 
und FPÖ.) Das Bundesbudget wird dabei auch 
für den Hochbau Impulse setzen. Die Wohn­
bauförderungsmittel kommen ab 1985 ver-

. stärkt auch der Wohnhaus sanierung zugute. 

Auch der Wasserwirtschaftsfonds wird 1985 
über höhere Bundesmittel verfügen. Das ins­
gesamt durch Förderungen aus Mitteln des 
Wasserwirtschaftsfonds ausgelöste Bauvolu­
men wird bei 10,5 Milliarden Schilling und 
damit um etwa 5 Prozent höher als 1984 lie­
gen. 

Nach den großen Erfolgen der Maßnahmen 
zur Reinhaltung der Seen wird der Fonds in 
den nächsten Jahren verstärkt in die Fließge­
wässerreinhaltung investieren. 

Die Budgetmittel für den Bundesstraßen­
bau werden 1985 mit rund 16,8 Milliarden 
Schilling die des Jahres 1984 ebenfalls um 
rund 5 Prozent übersteigen. 

Zum Bereich Handel, Gewerbe und Indu­
strie. Klein- und Mittelbetriebe haben einen 
grQßen Anteil an der österreichischen Wert­
schöpfung. Die Bundesregierung schenkt des­
halb diesen Betrieben ebenso großes Augen­
merk wie den großen Unternehmungen. Die 
dem Bundesministerium für Handel, 
Gewerbe und Industrie dafür zur Verfügung 
gestellten Mittel betragen rund 1,6 Milliarden 
Schilling. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Auch die Innovationsagentur soll prIm ar 
Klein- und Mittelbetrieben dienen. Sie soll als 
koordinierende Service- und Informations­
stelle die Forschungs-, Entwicklungs- und 
Technologiepotentiale des universitären, 
außeruniversitären und industriell-gewerbli­
chen Bereichs erfassen und einer wirtschaftli­
chen Nutzung zuführen. 

Ein Schwerpunkt der Wirtschaftsförde­
rungsmaßnahmen wird in einer verstärkten 
Regionalförderung für entwicklungs- und 
strukturschwache Gebiete gesetzt. Im Rah­
men von Verträgen mit den Bundesländern 
wurden in diesem Bereich die Förderungen 
stark erhöht. 

Die Konkurrenz im internationalen Touris­
mus hat in Europa bei insgesamt stagnieren-

der bis rückläufiger Nachfrage verstärkt den 
Charakter eines Verdrängungswettbewerbs 
angenommen. Die österreichische Fremden­
verkehrspolitik muß daher primär auf Quali­
tätsförderung setzen. Für diesen Zweck wer­
den 1985 mehr als 600 Millionen Schilling zur 
Verfügung gestellt. 

Die Mittel für die Fremdenverkehrswer­
bung werden auf 210 Millionen Schilling auf­
gestockt. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Die Bundesregierung wird dem Nationalrat 
in Kürze das neue Energiekonzept vorlegen. 
Darin wird das Bestreben ausgedrückt, Ener­
gie- und Umweltfragen nicht als Gegensätze 
zu behandeln, sondern in einem übergreifen­
den Konzept zu vereinen. An der Spitze der 
Bemühungen der Energiepolitik stehen Maß­
nahmen, die zur sinnvollen Nutzung von 
Energie und zur Steigerung des Wirkungsgra­
des - also zu Energiesparen im wohlverstan­
denen Sinn - führen. Jeder Erfolg beim 
Energiesparen ist gleichzeitig auch ein wichti­
ger Beitrag zum Umweltschutz. 

Ein vorrangiges Ziel der Energiepolitik der 
Bundesregierung ist es weiters, den Anteil 
des Erdöls an der Energieversorgung durch 
andere Energieträger, insbesondere heimi­
sche, wie die Wasserkraft, zu ersetzen. Die 
bisherigen erfolgreichen Bemühungen um 
eine breite geographische Streuung der Ener­
gieimporte werden fortgesetzt. 

Die Rohstoff- und Bergbaupolitik der Bun­
desregierung ist darauf ausgerichtet, die 
inländische Versorgung zu möglichst günsti­
gen Preisen zu sichern. 

Hohes Haus! In Österreich hat sich ein tief­
greifender Wandel in der Wirtschafts struktur 
vollzogen. Marktanteilsgewinne im In- und 
Ausland, die gegenüber den siebziger Jahren 
tendenzielle Verbesserung der Leistungsbi­
lanz sowie technologisch interessante 
Betriebsansiedlungsprojekte bezeugen dies. 

Strukturwandel ist ein permanenter Pro­
zeß, weitere Anpassungen sind daher laufend 
notwendig. 

Es wäre verfehlt, die traditionellen Indu­
strien schlechthin als technologie- und inno­
vationsfeindlich zu klassifizieren und allein 
den modernen Sparten industrieller Tätigkeit 
Erfolgsaussichten zuzuschreiben. Selbstver­
ständlich sind auch im Bereich der Grund­
stoffindustrie enorme technische Leistungen 
vollbracht worden. Dennoch zeigt die genaue 
Analyse der Exportstatistiken eine nach wie 
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vor unbefriedigende Preisentwicklung. Öster­
reich muß daher in erhöhtem Maße Technolo­
gienischen finden, um mit angemessenen 
Preisen einen befriedigenden Ertrag für qua­
litativ hochstehende Arbeit zu erzielen. 

Strukturpolitik bedeutet auch Politik des 
sinnvollen Ausgleichs regionaler Ungleichge­
wichte, eine Problematik, die man gerade in 
einer Zeit der konjunkturellen Belebung nicht 
aus dem Auge verlieren darf. Wir müssen wei­
ter alles tun, um die Lebens- und Arbeitsbe­
dingungen in den ökonomischen Randlagen 
zu verbessern. 

Es gehört zu den Errungenschaften der 
Zweiten Republik, daß Strukturpolitik in 
sämtlichen politischen Lagern nicht als reine 
Managementfrage, sondern im gesellschaftli­
chen Gesamtzusarn:menhang gesehen wird. 
(Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Hohes Haus! Richtig investieren heißt, für 
Produkte, die morgen benötigt werden, 
bereits hepte die Voraussetzung ihrer wirt­
schaftlichen Produktion zu schaffen. All dies 
wird gemeinhin unter dem Sammelbegriff 
"Innovation" zusammengefaßt. 

Es sind verschiedentlich kritische Worte 
über das österreichische Förderungssystem 
gefallen. Diese Einwände sind sehr ernst zu 
nehmen. Unser erklärtes Ziel ist es, das För­
derungsinstrumentarium zu vereinfachen, zu 
entbürokratisieren und auch die Instrumente 
selbst - gleichsam innovativ - zu verbes­
sern: So wurde etwa zur Unterstützung der 
Ansiedlung neuer Betriebe in bestimmten 
Krisenregionen eine Leasingfinanzierungsva­
riante entwickelt, bei der die öffentliche Hand 
in der schwierigen Anlaufphase die Bezah­
lung der Leasingraten übernimmt. 

An weiteren Maßnahmen sind anzuführen: 
Die Förderung technologieintensiver Pro­
dukte über TOP-Investitionskredite, die 
Mikroelektronikförderung, die Mobilitätsför­
derung und die Regionalförderung. 

Das Bundesministerium für öffentliche 
Wirtschaft und Verkehr wird Bereiche umfas­
sen, deren Tätigkeit auf sämtliche Sektoren 
der österreichischen Wirtschaft ausstrahlt. 
Allein die Österreichische Post- und Telegra­
phenverwaltung sieht für 1985 Investitions­
aufträge in Höhe von 14,3 Milliarden Schilling 
vor. Auch diese Mittel werden neuerlich zur 
Umorientierung auf moderne Techniken ein­
gesetzt. 1985 werden die ersten Telefonzentra­
len in Digitaltechnik ihren Betrieb aufneh­
men, und mit dem Einsatz von Glasfaserka-

beln für Fern- und Vermittlungsleitungen 
wird eine neue Dimension der Informations­
technik erschlossen werden. 

Die Österreichischen Bundesbahnen wer­
den 1985 9 Milliarden Schilling investieren, 
ein Volumen, das fast ausschließlich in Öster­
reich nachfragewirksam sein wird. Dies gilt 
für traditionelle Sparten des Hoch- und Tief­
baus, des Waggon- und Stahlbaus, der Stark­
und Schwachstromindustrie ebenso wie für 
Bereiche neue ster Entwicklungen, wie elek­
tronische Zugleitsysteme oder moderne Stell­
werkstechnik. Auch in diesem Sektor wird 
den beiden wirtschaftspolitischen Prioritäten 
des Jahres 1985, Umweltschonung und Wirt­
schaftlichkeit, Rechnung getragen. 

Die verstaatlichte Industrie hat ihren 
Erneuerungsprozeß in diesem Jahr fortge­
setzt. 1984 werden voraussichtlich sechs der 
neun größten Unternehmungen wieder 
schwarze Zahlen schreiben. (Beifall bei SPÖ 
und FPÖ.) Die Bundesregierung hat den in 
der ÖIAG zusammengefaßten verstaatlichten 
Betrieben Unterstützung bei der Durchfüh­
rung der notwendigen Umstrukturierungs­
maßnahmen zugesagt. Für 1985 stehen rund 
5 Milliarden Schilling aus dem Gesamtpaket 
von 16,6 Milliarden Schilling zur Verfügung. 

Die Bundesregierung ist den verstaatlich­
ten Unternehmungen tatkräftig zur Seite 
gestanden. Sie hat sich dabei vergewissert -
und wird das in Zukunft auch so halten -, 
daß die als tragfähig erkannten Unterneh­
menskonzepte konsequent realisiert werden. 
Dies liegt sowohl im Interesse der Beschäftig­
ten der verstaatlichten Industrie als auch in 
dem der rund 20 000 Klein- und Mittelbe­
triebe, deren jährliche Zulieferungen etwa 
30 Milliarden Schilling betragen. 

Für die Land- und Forstwirtschaft und für 
die Preisausgleiche werden 1985 insgesamt 
rund 8,5 Milliarden Schilling an Förderungs­
mittel zur Verfügung stehen. Damit wird ein 
wesentlicher Beitrag zur Einkommenssiche­
rung der Landwirte und zur Absatzfinanzie­
rung agrarischer Überschüsse geleistet. (Bei­
fall bei SPÖ und FPÖ.) 

Im Zuge der Marktordnungsverhandlungen 
war es möglich, vor allem die Milchmarktord­
nung zugunsten der Bauern zu verbessern 
und die Finanzierung der Überschußverwer­
tung auch im Getreidebereich weiter zu 
sichern. 

Bei den Kosten der Überschußverwertung 
insgesamt muß eine überproportionale Steige-

61. Sitzung NR XVI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)28 von 58

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVI. GP - 61. Sitzung - 19. Oktober 1984 5233 

Bundesminister für Finanzen Dr. Vranitzky 

rung festgestellt werden. In diesem Zusam­
menhang wird eine grundsätzliche Überprü­
fung des bisherigen Systems der Stützungs­
entscheidungen notwendig sein. (Beifall bei 
SPÖ und FPÖ.) 

Die Bergbauernpolitik ist nach wie vor ein 
Schwerpunkt der Agrarpolitik der Bundesre­
gierung. Die Bergbauern-Sonderprogramme 
der Bundesregierung sind zu einem wirksa­
men Instrument der Erhaltung von existenz­
gefährdeten Bergbauernbetrieben geworden. 
(Neuerlicher Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Auch im Bereich der Forstpolitik hat die 
Umweltoffensive Vorrang. Die Maßnahmen 
gegen das Waldsterben müssen mit besonde­
rer Intensität fortgesetzt werden. (Zustim­
mung bei SPÖ und FPÖ.) Nur dann wird der 
Wald seiner Schutz-, Nutz- und Wohlfahrts­
funktion gerecht werden können, wenn es 
gelingt, sehr rasch waldschädigende Schad­
stoffimmissionen zu verringern. 

Hohes Haus! Die Bundesregierung legt 
Ihnen einen Bundesvoranschlag für 1985 vor, 
der den Gesichtspunkten der Wirtschaftlich­
keit und der Umweltschonung Rechnung 
trägt. Er ist darüber hinaus ein Bundesvoran­
schlag der Konsoldierung, der die Funktions­
fähigkeit des öffentlichen Leistungsangebots 
gleichzeitig absichert. 

Viele an den Bundeshaushalt herangetra­
gene Wünsche konnten nicht erfüllt werden. 
Auch in Hinkunft wird dem Umstand Rech­
nung zu tragen sein, daß die eine oder andere 
an das Budget gerichtete Forderung mangels 
finanzieller Möglichkeiten nicht realisiert 
werden kann. 

Eine maßvolle Ausgabenpolitik in einer 
Phase des Wirtschaftsaufschwungs erlaubt es 
uns, das in der Rezession gestiegene Defizit 
schrittweise wieder auf ein niedrigeres Maß 
zurückzuführen. Dennoch geht es nicht in 
erster Linie und nicht ausschließlich um eine 
mechanische Saldogrößenbetrachtung, son­
dern um die Wirtschaftlichkeit des öffentli­
chen Mitteleinsatzes. Wir haben die Chance 
ergriffen, die Einsatzfähigkeit des Staats­
haushaltes zu bewahren. Unser Ziel ist es, die 
Rahmenbedingungen so zu gestalten, daß der 
einzelne bestärkt wird, seine individuelle Lei­
stungsbereitschaft umzusetzen. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Ich 
bitte Sie, dem Bundesvoranschlag 1985 Ihre 
Zustimmung zu erteilen. (Lebhafter Beifall 
bei SPÖ und FPÖ.) 12.01 

Präsident: Die Tagesordnung ist damit erle­
digt. Ich u n t erb r e c h e nunmehr die Sit­
zung bis 15 Uhr. 

(Die Sitzung wird um 12 Uhr 2 Minuten 
unterbrochen und um 15 Uhr wieder aufge­
nommen.) 

Präsident Dr. Stix: Ich nehme um 15 Uhr 
die unterbrochene Sitzung wieder auf. 

Dringliche Anfrage 
der Abgeordneten Dr. Kohlmaier, Graf, Dr. 
Taus, Dr. Steidl, Dr. Schüssel und Genossen 
an den Bundeskanzler betreffend Kurswech­
sel zur Stärkung des Wirtschaftswachstums 
und zur Entlastung der österreichischen 
Steuerzahler durch eine große Steuerreform 

(964/J) 

Präsident Dr. Stix: Wir gelangen zur Be­
handlung der dringlichen Anfrage. 

Ich bitte zunächst die Frau Schriftführer, 
Abgeordnete Edith Dobesberger, die Anfrage 
zu verlesen. (Abg. Dr. Z i t tm a y r: Gute Auf­
gabe!) 

Schriftführerin Edith Dobesberger: Dringli­
che Anfrage der Abgeordneten Dr. Kohl­
maier, Graf, Dr. Taus, Dr. Steidl, Dr. Schüssel 
und Kollegen an den Bundeskanzler betref­
fend Kurswechsel zur Stärkung des 
Wirtschaftswachstums und zur Entlastung 
der österreichischen Steuerzahler durch eine 
große Steuerreform. 

Wenn es zu keiner Änderung des österrei­
chischen Steuersystems kommt, wird die 
Belastung der Masseneinkommen durch die 
Lohnsteuer bis 1988 um fast 30 Prozent (in 
Worten: dreißig Prozent) ansteigen. 

Zu diesem dramatischen Ergebnis kommt 
der Beirat für Wirtschafts- und Sozialfragen 
in seiner Budgetvorschau für 1984 bis 1988. 

Für die Österreicherinnen und Österreicher 
heißt dies: Die hohen Inflationsraten, die stei­
genden Belastungen und die ungebremste 
Steuerprogression nehmen den Bürgern 
immer mehr von ihren hart erworbenen Schil­
lingen weg. 

Dieser immer brutaler werdende Griff in 
die Taschen der Menschen ist leistungshem­
mend und eigentumsfeindlich: Gleichzeitig 
bleiben aber die Probleme der längerfristigen 
Sicherung der Arbeitsplätze sowie die Finan­
zierung der Renten und Pensionen ungelöst. 
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Dies ist auch der sozialistischen Koalitions­
regierung bekannt. Denn in der Regierungs­
erklärung, die Bundeskanzler Dr. Sinowatz 
am 31. Mai 1983 dem Nationalrat vorgelegt 
hat, heißt es wörtlich: 

"Die Bundesregierung beabsichtigt daher, 
sehr rasch Vorschläge für eine Steuerreform 
vorzulegen. Diese Reform wird der Zielset­
zung eines sozial gerechten, einfachen und 
leistungsfördernden Steuersystems verpflich­
tet sein." 

Wer das Versprechen, "sehr rasch Vor­
schläge" zu unterbreiten, ernst nahm, wurde ' 
das erste Mal enttäuscht, als sich im darauf­
folgenden Herbst herausstellte, daß im Bud­
get für eine Steuerreform keine Vorsorge 
getroffen wurde. 

Die zweite Enttäuschung bereitete Bundes­
kanzler Dr. Sinowatz jenen, die an seine 
Regierungserklärung geglaubt haben, als er 
im Mai dieses Jahres die von Dr. Salcher 
bereits vorbereitete Reform mit einer Pres­
seerklärung absagte. 

Finanzminister Dr. Salcher wollte damals 
zurücktreten, er durfte aber nicht - später, 
als er bleiben wollte, mußte er gehen. 

Die dritte Enttäuschung erleben die Öster­
reicherinnen und Österreicher in diesen 
Tagen. Der neue Finanzminister setzt die alte 
sozialistische Steuerpolitik fort. Er hat im 
Budget 1985 keine umfassende Steuerreform 
eingeplant und für eine Entlastung der Bür­
ger und der Wirtschaft keinerlei Vorsorge 
getroffen. Es ist ihm nicht gelungen, die Spar­
buchsteuer abzuschaffen. Ja er geht sogar 
soweit zurück, daß er feststellt, für ihn sei die 
Steuerpolitik kein Schlüssel zur Bewältigung 
der wirtschaftlichen Probleme. 

Als sichtbar wurde, daß die sozialistische 
Koalitionsregierung ihr Versprechen, "sehr 
rasch" eine Steuerreform durchzuführen, 
nicht einhalten will, hat die ÖVP im National­
rat ein umfassendes Konzept über eine große 
Steuerreform eingebracht. 

Eine Verwirklichung der ÖVP-Vorschläge 
würde die österreichischen Steuerzahler ent­
lasten, das Wirtschaftswachstum stärken, 
bestehende Arbeitsplätze sichern und neue 
schaffen. 

Da der Bundeskanzler in der Erklärung der 
sozialistischen Koalitionsregierung vor dem 
Nationalrat "sehr rasch Vorschläge" für eine 
Steuerreform versprochen hat, im heute vor-

gelegten Budgetentwurf des Finanzministers 
aber dafür keine Vorsorge getroffen wurde, 
richten die unterfertigten Abgeordneten an 
den Bundeskanzler folgende 

Anfrage: 

Wann wird die Bundesregierung eine große 
Steuerreform zur Stärkung des Wirtschafts­
wachstums und zur Entlastung der österrei­
chischen Steuerzahler, wie sie die ÖVP im 
Nationalrat bereits vorgelegt hat, verwirkli­
chen? 

In formeller Hinsicht wird beantragt, diese 
Anfrage gemäß § 93 der Geschäftsordnung 
des Nationalrates als dringlich zu behandeln 
und dem Erstunterzeichner Gelegenheit zur 
Begründung zu geben. 

Präsident Dr. Stix: Danke für die Verlesung 
der Anfrage. 

Ich erteile nunmehr dem Abgeordneten Dr. 
Kohlmaier als erstem Fragesteller zur 
Begründung der Anfrage das Wort. 

15.04 

Abgeordneter Dr. Kohlmaier (ÖVP): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Eine Anfrage muß, 
vor allem wenn sie in dringlicher Form 
gestellt wird, ihre Berechtigung haben, ihre 
Sinnhaftigkeit von der Klarstellung her, die 
gewünscht wird. (Zwischenruf bei der SPÖ.) 

Diese Voraussetzung wird wohl kaum, 
meine Damen und Herren von der SPÖ, kaum 
jemals so gegeben sein wie bei dem Thema, 
um das es uns heute geht, nämlich die künf­
tige Gestaltung des Steuersystems. (Beifall 
bei der ÖVP. - Zwischenrufe.) 

Wir alle wissen, daß unsere Zeit Reformen 
braucht, Neuordnung in großen wichtigen 
Bereichen des öffentlichen Lebens. Es ist völ­
lig unbestritten, daß dies ganz besonders für 
das Steuersystem gilt, handelt es sich doch 
dabei um einen Ordnungsfaktor ersten Ran­
ges. Hier muß die Antwort auf eine Grund­
frage der Politik gegeben werden, die lautet: 
Wer leistet welchen Anteil zur Erfüllung der 
Gemeinschaftsaufgaben ? 

Hohes Haus! Lassen Sie mich in diesem 
Zusammenhang eine prinzipielle Tatsache 
festhalten, die man trotz ihrer Selbstverständ­
lichkeit oft nicht zur Kenntnis nehmen will: 
Der Staat kann nur leisten, was seine Bürger 
durch ihre Leistung ermöglichen. (Beifall bei 
der ÖVP.) 
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In diesem Zusammenhang möchte ich aber 
auch ein absolutes Prinzip aussprechen, von 
dem die Österreichische Volkspartei ausgeht 
und das ich so formulieren möchte: 

Nicht die Ausgabenpolitik eines verschwen­
derischen Staates darf das Maß für die Steu­
ern liefern, sondern umgekehrt: Die zumut­
bare Belastbarkeit der Bürger muß das Maß 
für die Ausgaben des Staates sein, Hohes 
Haus. (Beifall bei der ÖVP.) 

Dieses Maß ist längst überschritten. Seit es 
einen sozialistischen Bundeskanzler gibt, ist 
die gesamtwirtschaftliche Belastungsquote 
von 35,8 Prozent auf mehr als 42 Prozent 
gestiegen. 

Gerade weil die Regierungsparteien immer 
wieder mit internationalen Vergleichen ope­
rieren, sei hinzugefügt, daß Österreich im 
Spitzenfeld der Steuerbelastung im OECD­
Vergleich liegt. Hinter uns rangieren unter 
anderem Großbritannien, Luxemburg, die 
Bundesrepublik Deutschland und die Schweiz 
- von den Vereinigten Staaten oder Japan 
ganz zu schweigen. 

Man mag über die Form der Argumentation 
spötteln, aber es stimmt: Erst ab dem 4. Juni 
eines Jahres arbeitet Herr Österreicher für 
die eigene Tasche, bis dahin für den unersätt­
lichen Bedarf der öffentlichen Hand. (Zwi­
schenrufe bei der SPÖ.) Sie hören die Wahr­
heit offenbar nicht gern, meine Damen und 
Herren von der SPÖ. (Beifall bei der ÖVP. -
Abg. Dr. Mo c k: Genau! - Zwischenruf der 
Abg. Dr. Helene Par ti k - Pa bl e. - Zwi­
schenrufe.) 

Steuerfragen lieferten dementsprechend 
die großen politischen Ärgernisse der letzten 
Jahre. Zu Beginn dieses Jahres wurde uns das 
Belastungspaket beschert, das eine höchst 
unsoziale Erhöhung der Massensteuern und 
volkswirtschaftlich genau jene Folgen, die wir 
als Opposition vorausgesagt haben, brachte: 
den Verlust der Stabilität, also hohe Inflation, 
mit allen bekannten ökonomischen Gefahren. 

Die sogenannte ZESt., besser als Sparbuch­
steuer bekannt, wird zum Dauerproblem, an 
dem offenbar auch der neue. Finanzminister 
- einst deklarierter Gegner dieser extrem 
schädlichen Abgabe - scheitert. 

Hohes Haus! Gerade angesichts einer 
hohen Geldentwertung bedrückt uns heute 
besonders das Phänomen der "kalten" Ver­
schärfung der Steuerprogression. Durch das 
Untätigbleiben des Gesetzgebers, durch das 

Weitergelten längst überholter Einkommens­
stufen für die progressiv zunehmende 
Besteuerung aller Bezüge kommt es zu einem 
gewaltigen Anwachsen der Belastung für den 
einzelnen, obwohl die Kaufkraft, also das 
Realeinkommen, nicht steigt. 

Das ist nicht die polemische Betrachtungs­
weise eines Oppositionspolitikers, sondern 
gesicherter Wissens stand der Finanzwissen­
schaften. (Beifall bei der ÖVP. - Zwischen­
ruf.) 

Schon 1981 veröffentlichte Gerhard Lehner 
eine Studie des Wirtschaftsforschungsinsti­
tuts, wo er davor warnte, daß Steuersenkun­
gen wieder rasch kompensiert würden, wenn 
die Progressionskurve nicht korrigiert, son­
dern immer steiler werde. Lehner warnte 
davor, daß auch Einkommensteile, die nur der 
Abgeltung der Geldentwertung dienen, der 
Progression unterworfen und daß damit die 
Realeinkommen überproportional geschmä­
lert würden. 

Genau das ereignet sich und findet jetzt 
verstärkt statt. 

Lassen Sie mich das, meine Damen und 
Herren, an Hand einiger Beispiele erörtern, 
wobei ich von der Annahme ausgehe, daß 
Arbeitnehmer eine 5prozentige Lohnsteige­
rung erhalten, die heuer ja nicht einmal mehr 
zur Inflationsabgeltung ausreicht, also schon 
brutto tritt ein Realverlust ein. Dennoch wird 
dieser unzureichende Zuwachs zu einem 
erheblichen Teil weggesteuert! (Abg. We i n -
be r ger: Müssen die Arbeitgeber mehr zah­
len!) 

Bei einem steuerpflichtigen Monatseinkom­
men von 7 000 S machen 5 Prozent brutto 
mehr 350 S aus, die Steuer s.teigt um 94 S. 

Bei 14000 S werden von 700 S Teuerungsab­
geltung 273 S dem Fiskus abgeführt, Hohes 
Haus. 

Und bei einem Einkommen von 21000 S 
sind von 1 050 S unzureichender Teuerungs­
abgeltung bereits 504 S sofort wieder verlo­
ren. 

Das alles, meine Damen und Herren, 
betrifft aber genauso Pensionisten, die zum 
kommenden Jahreswechsel überhaupt nur 3,3 
Prozent bekommen und von dieser wirklich 
kläglichen Aufbesserung progressive Steuern 
bezahlen müssen. 

Sieht man das im Zusammenhang mit den 
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vorgestrigen Beschlüssen der Regierungspar­
teien, welche diese unzureichende Dynamik 
bewußt noch verschlechtern, dann muß man 
wohl mit Fug und Recht von einem sozialen 
Steuerskandal in Österreich sprechen! (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Unser Steuersystem weist aber auch noch 
eine Reihe anderer schwerer Mängel auf. 

Es ist ungerecht, auch durch seine Unüb~.r­
sichtlichkeit (Zwischenruf bei der SPO), 
durch nicht mehr sinnvolle Ausnahmerege­
lungen und Sondervorschriften. 

Es ist familienfeindlich, Herr Abgeordne­
ter. 

Es erschwert die Bildung des heute absolut 
unverzichtbaren Risikokapitals in der Wirt­
schaft, es hemmt Initiative und bessere Aus­
rüstung unserer Betriebe. (Zwischenruf des 
Abg. Dr. Veselsky.) . 

Die österreichische Wirtschaft ist durch 
Ihre Politik extrem unterkapitalisiert worden, 
besonders in der Industrie macht die zu 
geringe Investitionsquote allen denen Sorgen, 
die um die Wettbewerbsfähigkeit unserer 
Volkswirtschaft bangen. (Zwischenruf bei der 
SPÖ.) 

Auch hier liegen wir im OECD-Vergleich 
schlecht, der Maschinenpark ist vielfach über­
altert, und das alles angesichts eines interna­
tionalen Wettbewerbs mit Staaten, denen eine 
gewaltige wirtschaftliche Dynamik ein­
schließlich ständiger Neugründung von 
Betrieben und überlegener Forschung zugute 
kommt. 

In dieser Situation leistet sich Österreich 
ein Steuersystem, das Eigenkapital wie zum 
Beispiel Einlagen in Kapitalgesellschaften 
bewußt diskriminiert. (Zwischenruf bei der 
SPÖ.) Wie sollen wir so eine Zukunft bewälti­
gen, die laut einer geradezu rührend schlich­
ten SPÖ-Plakatwerbung angeblich schon 
begonnen hat? 

Hohes Haus! Der Schluß ist zwingend: Wir 
haben die vorrangige Verpflichtung, alle 
Kraft für eine Gesamtreform des Steuersy­
stems, das heute leistungsfeindlich ist, einzu­
setzen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Jedermann weiß das. 

Es wußten auch Sie das, Herr Bundeskanz­
ler, als Sie am 31. Mai des Vorjahres Ihre 

Regierungserklärung abgaben und dem 
Hohen Haus erklärten: 

"Die Bundesregierung beabsichtigt daher, 
sehr rasch Vorschläge für eine Steuerreform 
vorzulegen. Diese Reform wird der Zielset­
zung eines sozial gerechten, einfachen und 
leistungsfördernden Steuersystems verpflich­
tet sein." (Abg. Dr. Mo c k: Der Wert einer 
Regierungserklärung!) 

Angesichts dieser Tatsachen muß man die 
tiefe Enttäuschung, ja geradezu das Entset­
zen einer interessierten Öffentlichkeit verste­
hen, als sie - etwa durch die Schlagzeile der 
auflagenstärksten Tageszeitung am 23. Mai 
des heurigen Jahres - erfuhr: 

"Regierungschef steigt auf die Bremse: 
Keine Steuerreform." (Zwischenruf des Abg. 
S tau d i n ger.) 

Was sind wohl die Ursachen für dieses 
totale Herumreißen des Steuers? Ich finde, 
Hohes Haus, nur Erklärungen, die wahrlich 
kein gutes Licht auf die Politik der Bundesre­
gierung werfen. 

Die eine lautet, daß Ihnen einfach die Kraft 
und der Mut fehlen, ein ausdrücklich als not­
wendig anerkanntes Vorhaben zu verwirkli­
chen. Viel, fast alles spricht für diese 
Annahme. Sie haben zwar unter dem Druck 
eines explodierenden Budgetdefizits das Bela­
stungspaket zustande gebracht, aber die Unsi­
cherheit, ja der Streit über die Richtigkeit 
und vor allem über die politische "Verkauf­
barkeit" einer Steuerreform hat Sie offenbar 
überfordert. 

Hier haben Sie genau das Verhalten an den 
Tag gelegt, das auch eine echte Reform der 
Sozialversicherung verhindert hat, indem Sie 
die Menschen durch eine leichtfertige, 
unkluge und verworrene Diskussion über 
kommende Verschlechterungen schockierten, 
anstatt ein wohlabgewogenes und ausgereif­
tes System vorzulegen, das Sinn und Vorteile 
einer Neuerung begründbar macht. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Die Politiker der Koalition überboten sich 
im Wegräumen von sogenannten Tabus, ohne 
die Gegenleistung für den Steuerzahler ver­
ständlich zu machen: Urlaubs- und Weih­
nachtsgeld, Überstunden, ja selbst Abferti­
gungen sollten schärfer besteuert werden, 
und der Sturm der Entrüstung bei den Arbeit­
nehmern fegte die Verhandlungspositionen 
noch so bemühter Experten weg. 
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Auch der Ideologiestreit konnte natürlich 
nicht fehlen, und ich möchte in diesem 
Zusammenhang nur den neben Karl Blecha 
zunehmend als eine Art Chefideologe der 
Regierung auftretenden Wissenschaftsmini­
ster Fischer zitieren, der zur Steuerpolitik 
recht offenherzig meinte, meine Damen und 
Herren: 

"Es wäre sozialistischer gewesen, anstelle 
der Mehrwertsteuererhöhung die höhere 
Besteuerung des 13. und 14. Gehalts durchzu­
führen." (Ruf bei der ÖVP: Da schau her!) 

Es gibt uns dieser Ausspruch jedenfalls 
auch Klarheit darüber, in welche Richtung 
Ihre Bestrebungen offenbar weiterhin gehen 
und was von den Betroffenen zu befürchten 
ist. 

Es gibt aber auch eine andere Erklärung 
für das bisherige Scheitern der Steuerreform, 
die, meine Damen und Herren, noch bedrük­
kender ist. 

Sie lassen die Steuerreform bleiben, weil 
Sie wissen, daß Ihnen die kalte Progressions­
erhöhung, über die ich schon gesprochen 
habe, einen relativ bequemen Weg eröffnet, 
die Steuerschraube in den kommenden J ah­
ren gründlich weiter anzuziehen. 

Erklärungen, die Sie abgegeben haben, 
Herr Dr. Sinowatz, wie etwa, daß es keine 
Steuererhöhungen bis Ende 1985 geben 
werde, sind in dieser Sicht der Dinge nicht 
nur extrem unaufrichtig, sondern ein Indiz 
dafür, daß Sie sich mit der Inflation verbün­
det haben, um einen vermehrten Zugriff auf 
die Einkommen der Menschen zu erhalten. 
(Zustimmung bei der ÖVP.) 

So ablehnenswert diese Haltung ist, so 
begreifbar ist sie uns auch. Handeln Sie doch 
geradezu zwanghaft in der Folgewirkung 
jeder sozialistischen Politik, die sich anmaßt, 
den Staat als Spender aller Wohltaten darzu­
stellen: als Arbeitgeber der Nation, als Ernäh­
rer, als Familienerhalter, als allein Vorsor­
gender und sozialen Aufstieg Vermittelnder. 

Sie haben damit einen Teufelskreis in Gang 
gesetzt. Je mehr Sie politische Bestätigung 
dadurch erwarten, daß Sie die Menschen 
scheinbar mit Wohltaten überhäufen, umso 
mehr müssen Sie den angeblich Beschenkten 
das Geld dann dafür auf Heller und Pfennig 
wieder abknöpfen. 

Oder, als Sie dabei an die Grenzen der 
Belastbarkeit stießen, handelten Sie dann 

noch dazu nach dem Werbeslogan: "Kaufen 
Sie heute - zahlen Sie später!" 

Die Staatsschuld schnellte in die Höhe, und 
dafür büßen die Steuerzahler jetzt mit Zinsen 
und Zinseszinsen. 

Wir stehen heute mitten in diesem von mir 
genannten Teufelskreis, und er ist in die häß­
lichste Entartung getreten, die hier denkbar 
ist. Wir sind, meine Damen und Herren, jetzt 
dort, daß einer immer höher werdenden 
Steuerleistung zurückgehende Staatsleistun­
gen gegenüberstehen - verkürzte Straßen­
projekte, verkürzte Pensionen, verkürzte 
Familienbeihilfen. Das ist das Ergebnis sozia­
listischer Politik. Je mehr der Bürger zahlt, 
um so weniger bekommt er an öffentlichen 
Leistungen angeboten. Eine wahrhaft 
absurde Situation, Hohes Haus! (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Sie, Herr Bundeskanzler Dr. Sinowatz, sind 
von Schuld nicht loszusprechen, auch wenn 
Sie die Misere von Ihrem Vorgänger und sei­
nem Finanzminister übernommen haben, die 
es schafften, schon in der Zeit der Hochkon­
junktur die Staatsverschuldung hinaufzutrei­
ben, und die uns in schlechten Zeiten gehen 
ließen mit ungedeckten Wechseln auf die 
Zukunft. Sie waren ja schon immer dabei, 
zuletzt als Vizekanzler . Wir alle tragen am 
Erbe der Herren Dr. Kreisky und Dr. 
Androsch, die noch dazu Ihre Partei im ver­
gangenen Sommer in eine schwere politische 
Krise trieben und jetzt noch den traurigen 
Mut haben, immer wieder öffentlich als große 
Ratgeber aufzutreten. 

Angesichts all dessen ist auch verständlich, 
obwohl es an sich unfaßbar erscheint, daß der 
Präsident des Österreichischen Gewerk­
schaftsbundes einen traurigen Wandel, einen 
gründlichen Wandel vom Interessenvertreter 
der arbeitenden Menschen zum obersten 
Steuereintreiber der Nation vollzog. Er sagte 
einmal, und zwar noch im Vorjahr, zur Not­
wendigkeit der Steuerreform, wie ein Nach­
richtenmagazin am 27. Juni 1983 zitierte: Das 
ziehen wir schon durch, da gibt es gar nichts, 
die werden pfeffern, wir werden es machen! 
Es - die Steuerreform nämlich. 

Anton Benya liebt aber auch eine andere 
Redewendung, die da bekanntlich lautet: Da 
ist nichts drin! Am vorigen Wochenende lasen 
wir in einem Benya-Interview, daß der ÖGB, 
der Österreichische Gewerkschaftsbund, der­
zeit an einer Lohnsteuerreform nicht interes­
siert sei; jener ÖGB, der sich über den bedau­
erlichen Umstand wundert, daß ihm die Mit-
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glieder davonlaufen. Ich wundere mich dar­
über bei einer solchen Einstellung des ÖGB­
Chefs, die in keinem Gremium beschlossen 
wurde, nicht. 

. Diesem Präsidenten können gar nicht 
genug Steuern bezahlt werden. Er kämpft 
jetzt ganz offensichtlich für die Sparbuch­
steuer und zieht halt überhaupt nur mehr 
durch, daß nichts drinnen ist, meine Damen 
und Herren. (Abg. Dr. Jolanda 0 f f e n be c k: 
Das ist ungeheuerlich! - Zwischenruf des 
Abg. Dr. Ve seI s k y.) Ja, so ist es. Was 
heißt, das ist ungeheuerlich? (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Ich finde es ungeheuerlich, daß ein Mann, 
dessen oberste Aufgabe es ist, auf der Seite 
der Steuerzahler zu stehen, sich heute ganz 
auf die Seite der Steuereintreiber stellt. Das 
ist ungeheuerlich! (Abg. Dr. No wo t n y: 
Seine Aufgabe ist es, für die Arbeitsplätze zu 
sorgen!) Nein, die Aufgabe des ÖGB-Präsiden­
ten ist es, für die Einkommen der Arbeitneh­
mer zu sorgen und ihre Interessen zu vertre­
ten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich danke Ihnen für diese Zwischenrufe. 
Sie sind äußerst entlarvend. Sie zeigen, wo 
Sie heute stehen. Sie stehen nicht auf der 
Seite der Arbeitnehmer, Sie stehen eindeutig 
auf der Seite des Finanzministers. Wie soll 
denn hier die Ausgewogenheit hergestellt 
werden, wenn sich alle nur auf der Seite ver­
bünden, wo kassiert wird, und wenn niemand 
mehr auf der Seite steht, wo die Abkassierten 
sind. (Neuerlicher Beifall bei der ÖVP. - Abg. -
Dr. Ve s e 1 s k y: Unverantwortliche Kritik!) 

Die Menschen wissen das. Die Menschen 
spüren das. Sie werden Ihnen die Rechnung 
dafür weiter präsentieren. Da können Sie 
schreien, soviel Sie wollen, die Menschen leh­
nen diese Machtpolitik ab, meine Damen und 
Herren! (Beifall bei der ÖVP. - Zwischenrufe 
bei der SPÖ. - Ruf bei der SPÖ: Fragen Sie 
einmal die VOEST-Arbeiter!) Die möchte ich 
gerne fragen, ob sie mit den Abzügen einver­
standen sind, die sie heute haben. - Sie sind 
es nicht. (Abg. R 0 p per t: Ein "Sozialpoliti­
ker" sprichtf) Jawohl, jawohl, das kann ich 
Ihnen sagen. Mein soziales Herz steht auf der 
Seite derer, die Sie heute aussackeln, bis es 
nicht mehr geht. (Neuerlicher Beifall bei der 
ÖVP.) 

Die Folge Ihrer Politik, meine Damen und 
Herren, ist, daß die Einkommen aller arbei­
tenden Menschen sinken, daß die Einkom­
men aller arbeitenden Menschen zusammen­
gepreßt werden zwischen einer unzureichen-

den Ertragskraft der überlasteten Wirtschaft 
und einer davongaloppierenden Besteuerung. 
Da und dort trostreich angeführte Statistiken 
über angebliche Lohnsteigerungen stimmen 
nicht. Es wird zunehmend eingestanden, daß 
die Masseneinkommen sinken, daß die Kauf­
kraft schrumpft, daß die sozialen Mißstände 
und die Armut erschreckend zunehmen. (Abg. 
W in d s te i g: Reden Sie von Deutschland 
oder von uns?) Ich rede von Österreich. Wenn 
Sie, meine Damen und Herren, die Beziehung 
zu diesem Land und zu den Menschen dieses 
Landes so sehr verloren haben (Ruf bei der 
SPÖ: Sie haben sie noch gar nie gehabt!), 
dann brauchen Sie sich nicht zu wundern, 
wenn Ihnen das Vertrauen der Wähler verlo­
rengeht. (Beifall bei der ÖVP. - Abg. W in d -
s te i g: Man muß Verantwortung auch tragen 
für die Leute!) Hohes Haus! Wir werden uns 
und wir wollen uns mit dieser Situation nicht 
abfinden. (Neuerlicher Beifall bei der ÖVP.) 

Eine Änderung all dessen ist nicht nur für 
die Opposition (Zwischenrufe bei der SPÖ)­
ich würde Sie bitten, mir jetzt zuzuhören, 
auch wenn Ihnen das Schreien offenbar wich­
tiger ist -, sondern muß für die gesamte 
Volksvertretung eine hohe Verpflichtung sein; 
für eine Volksvertretung, meine Damen und 
Herren, die vor eineinhalb Jahren eine sozial 
gerechte und leistungsfördernde Steuerre­
form versprochen erhielt und die mehr denn 
je auf Geradlinigkeit, Aufrichtigkeit und 
Glaubwürdigkeit der Politik achten muß, soll 
nicht noch viel mehr verlorengehen als der 
Steuerschilling. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir müssen den Teufelskreis, von dem ich 
gesprochen habe, durchbrechen. Auch andere 
Länder versuchen das (Zwischenrufe bei der 
SPÖ), bemerkenswerterweise zuletzt auch 
das sozialistisch regierte Frankreich. Wie oft 
haben Sie in den letzten Jahren die soge­
nannte konservative Politik verhöhnt, und 
jetzt lebt der bescheidene Aufschwung, des­
sen Sie sich rühmen, von der Nachfrage 
gerade jener Länder, deren Politik Sie ver­
spottet haben, nicht aber von einer verstärk­
ten Inlandsnachfrage, also einer hausgemach­
ten Konjunktur. (Ruf bei der SPÖ: England!) 

Hohes Haus! Es muß uns jetzt gelingen, 
drei Schritte zu bewältigen. 

Erstens einen Verschwendungsstopp: Der 
Steuerschilling muß wieder als das betrachtet 
werden, was er ist, nämlich als Frucht des 
Fleißes der Bürger, dem man Respekt entge­
genzubringen hat, nicht aber die Arroganz 
von Feudalherren neuer Prägung. 
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Zweitens: Wir müssen alle Kraft einsetzen, 
daß wir gesunde, leistungsfähige, ertragrei­
che Betriebe haben, daß wir also wirtschaftli­
che Rahmenbedingungen für eine offensive 
Wirtschaftspolitik herstellen. Die Österreichi­
sche Volkspartei empfiehlt mit allem Nach­
druck die Anwendung jenes Rezeptes, das 
unserer Heimat in einer noch schwierigeren 
Situation eine segensreiche Entwicklung 
sicherte und das unter dem Titel "Raab­
Kamitz-Kurs" populär wurde. 

Wir sind davon überzeugt, daß Steuerver­
zicht zugunsten von Ertragsanreizen in der 
weiteren Folge auch die steuerliche Ertrags­
kraft und damit die Finanzlage des Staates 
entscheidend verbessern wird. Diese Auffas­
sung wird auch durch aktuelle internationale 
finanzwissenschaftliche Erkenntnisse ge­
stützt. (Staatssekretär Dkfm. Bau er: Wo 
denn?) 

Ich möchte hier auf die jüngst erschienene 
Studie Nr.605 der Weltbank verweisen, die 
sich unter dem Titel "Link between taxes and 
economic growth" mit dem Zusammenhang 
von Steuerbelastung und Wachstumschancen 
befaßt. Herr Staatssekretär, ich kann sie 
Ihnen zur Lektüre überreichen. (Abg. Dr. 
No wo t n y: Da sind alle En twicklungsländer 
drinnen!) 

Das Ergebnis lautet im wesentlichen, daß 
ein Prozentpunkt mehr Belastungsquote das 
volkswirtschaftliche Wachstum um 0,36 Pro­
zent drückt. (Abg. Dr. No wo t n y: Das haben 
Sie überhaupt nicht verstanden!) Es wird in 
dieser Studie die auffällige Tatsache betont, 
daß die Länder mit höchster Staatsquote das 
geringste Wachstum aufweisen; Hohes Haus. 
Wachstum ist aber ein Schlüssel nicht nur für 
unseren Wohlstand, sondern auch für die 
finanziellen Möglichkeiten des Staates. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Drittens: Wir verlangen eine steuerliche 
Entlastung, nicht nur eine vorübergehende, 
die bald wieder von einer gnadenlosen Pro­
gression aufgefressen wird, sondern wir ver­
langen als Hauptziel einer Steuerreform, daß 
die reale Steuerbelastung auf Dauer gleich­
bleibend gehalten wird. Das geht nur mit 
einer gesetzlichen Neuregelung im Sinne 
einer Verpflichtung des Finanzministers, den 
Steuertarif regelmäßig einem schwindenden 
Geldwert anzupassen. Wenn der Finanzmini­
ster höhere Steuern will, so soll er sich dem 
Hohen Haus mit Gesetzesvorlagen stellen, 
sich aber nicht zurücklehnen und darauf war­
ten, daß ihm die Steuerprogression eine grau­
same Automatik der ständigen Mehrbela-

stung durch die Teuerung beschert. (Bundes­
minister Mag. G rat z: ... unbarmherzig!) Ja, 
das ist unbarmherzig, natürlich ist es 
unbarmherzig. (Bundesminister Mag. 
G rat z: Ich erkläre es nur Kollegen Fischer!) 

Wenn die Progression heute mittlere Ein­
kommen so erfaßt wie früher hohe und kleine 
Einkommen so wie früher mittlere, wenn der 
Gesetzgeber einen Tarif beschlossen hat, der 
von den Realitäten weit weg ist, und wenn Sie 
die Menschen in eine Progression hineintrei­
ben, die niemals ein Gesetzgeber wollte, dann 
betrachte ich das als unbarmherzig gegen­
über den Steuerzahlern. (Beifall bei der ÖVP.) 

Hohes Haus! Das sind die Grundgedanken 
jenes Steuerkonzeptes, das die Österreichi­
sche Volkspartei als Antwort auf Ihr Versa­
gen der Öffentlichkeit vorgelegt hat. Das ist 
unsere Alternative, ja das ist eine Dokumen­
tation unseres Wollens und des Aufzeigens 
jenes Weges, der uns wiede~ zu einer vernünf­
tigen Wirtschafts- und Finanzpolitik führen 
soll. Wir wissen vor allem, daß noch so hohe 
Steuern die überfällige Sanierung des Staats­
haushaltes nicht herbeiführen werden. Wir 
halten es hier mit Professor Koren, dessen 
fachliche Qualifikation auch bei Ihnen außer 
Streit steht und der immer wieder darauf hin­
weist, daß man ein Budget nur von der Ausga­
benseite her sanieren kann. 

Hören Sie endlich mit der Vergeudung 
öffentlicher Mittel auf, dann können wir wie­
der zu vertretbaren Steuerbelastungen und zu 
einer vernünftigen Finanzgebarung des Staa­
tes kommen. (Staatssekretär Dkfm. Bau er: 
Es ist falsch, was Sie da von sich geben!) 
Meine Damen und Herren! Ich bin überrascht 
über das Ausmaß der Ignoranz, das sich auf 
der Regierungsbank offenbart. Da reden die 
Herren hinter meinem Rücken und tauschen 
die Meinung aus, das habe Professor Koren 
nie gesagt. Wenn Regierungsmitglieder nicht 
einmal wissen, was der Nationalbankpräsi­
dent sagt, dann offenbart das eine Ignoranz, 
die ich als erschreckend betrachte. (Beifall bei 
der ÖVP. - Abg. Dr. G rad e n e g ger: 
Immer schön fein bleiben!) Wenn Ihnen Igno­
ranz nicht fein genug ist, dann muß ich Sie, 
verehrter Herr Hofrat, darauf aufmerksam 
machen, daß ich das auch mit ganz anderen 
Worten ausdrücken könnte, aber das tue ich 
nicht, das wäre mehr Ihre Art. (Abg. Dr. 
G rad e n e g ger: Das ist Ihr Stil, nicht der 
unsere!) 

Meine Damen und Herren! Die Grundsätze, 
die ich hier darzulegen versucht habe, diese 
Überzeugung steht hinter der Frage, die wir 
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heute beantwortet wissen wollen. Es geht 
nicht nur darum, daß Sie endlich Klarheit in 
eine verwirrende Vielzahl von Ankündigun­
gen bringen, wo es von kleinen Steuerrefor­
men, wichtigen und unwichtigen Details, auch 
geplatzten Seifenblasen, wie etwa eine angeb­
liche Abschaffung der Lohnsteuerkarten, und 
ähnlichen Alibihandlungen nur so wimmelt. 
Jetzt hört man im Finanzministerium, meine 
Damen und Herren, man müsse sich erst alle 
bisherigen Vorschläge wieder ansehen, man 
denke nicht an eine Beschleunigung des Ver­
fahrens, und es wird sogar die Steuerreform 
als permanenter Prozeß beschrieben. Dieses 
Wort möchte ich in diesem Zusammenhang 
volkstümlich in "endloses Herumbasteln" 
übersetzen. 

Wenn wir fragen, ob, wann und wie sich die 
Bundesregierung an ihre eigene Erklärung 
halten und eine echte Steuerreform durchfüh­
ren will, stellen wir auch die Frage, wann Sie 
bereit sind, auf einem verhängnisvollen Weg 
der Belastung und des Zurückziehens aus der 
steuerpolitischen Verantwortung endlich 
umzukehren. Wir fragen, weil wir Verwirrung 
beseitigen wollen, Verwirrung, wie sie eine 
Regierungspolitik schafft, welche der Propa­
ganda den Vorrang vor der Leistung ein­
räumt. 

Meine Damen und Herren! Am 6. Oktober 
schrieb ein Kommentator im Zentralorgan 
der großen Regierungspartei, in der "Arbei­
ter-Zeitung": "Die wirklichen Wertzerstörer 
sind die Konservativen, die sich gegen eine 
radikale Umverteilung der Arbeit und der 
Einkommen wenden." Und der Kommentator 
fügte dem, was die "bösen" Konservativen 
angeblich nicht wollen, in seiner Aufzählung 
- man höre und staune - auch das Wort 
"Steuerreform" hinzu und schloß diesen küh­
nen Gedankengang mit dem Satz: "Die Sozia­
listen werden diese Dinge anpacken." 

Herr Bundeskanzler! Manche Äußerungen 
in der letzten Zeit lassen in mir Zweifel dar­
über aufkommen, wieweit Sie es noch ertra­
gen, als Sozialist angesprochen zu werden. 
Aber da Sie immerhin Vorsitzender der Sozia­
listischen Partei sind, wage ich es, Sie im 
Zusammenhang mit dem Kommentar Ihrer 
Parteizeitung zu fragen, was Sie als Sozialist 
jetzt "anpacken" werden. Es geht ja schließ­
lich und endlich auch um die Beurteilung der 
Person des Bundeskanzlers. 

Sie haben versucht, Herr Dr. Sinowatz, 
Energie zu demonstrieren, indem Sie einen 
Finanzminister, und das noch dazu unter eher 
entwürdigenden Umständen, in die Wüste 

schickten. Was bleibt, ist die Frage, ob neue 
Minister auch neue politische Wege signalisie­
ren. 

Ihr Sozialminister war in dieser Frage, wel­
che die Öffentlichkeit sehr interessiert, sehr 
deutlich und meinte aus seiner bekannterma­
ßen linken Position am 20. September in 
einem Interview: Es gibt keine neue wirt­
schaftspolitische Richtung, keinen Kurswech­
sel. Bezogen auf seine neuen Amtskollegen, 
etwa Dr. Vranitzky, sagte er: Man wird sich 
einschleifen, einordnen in die Entwicklung. 

Sie aber, Herr Dr. Sinowatz, sprachen vor 
dem September-Parteirat der SPÖ von "Mut 
zu neuen Lösungen" und von der "Mobilisie­
rung der reformwilligen gesellschaftlichen 
Kräfte". Wir fragen Sie, Herr Bundeskanzler, 
nicht zuletzt - ich wiederhole das noch ein­
mal - weil es um Ihre Beurteilung als Regie­
rungschef geht, der dem Parlament ein Ver­
sprechen abgegeben hat und jetzt davon wie­
der zurückweicht. Wir können und wollen 
auch Sie nur nach Ihren Taten messen, nicht 
nach noch so schönen und noch so gewunde­
nen Erklärungen. Bedenken Sie, wie sehr das 
österreichische politische Klima von der 
Erkenntnis eines politischen Qualitätsverlu­
stes schon negativ beeinflußt ist. (Abg. Dr. 
No wo t n y: Jetzt sprechen Sie aber von sich!) 

Sei es wie es sei, Sie bekommen heute von 
uns eine Schlüsselfrage gestellt ich 
betrachte es so -; eine Schlüsselfrage aus 
vielen Gründen: Halten Sie Ihre Zusagen? Wie 
beurteilen Sie die steuerliche Belastung der 
Österreicher? Wie wollen Sie die Dinge ver­
bessern? Ich betrachte das - ich sage es noch 
einmal - als eine wirkliche Schlüsselfrage 
der Innenpolitik. Ich glaube, diese Frage ist 
hinlänglich begründet. 

Sollte Ihre Antwort heute nein sein oder auf 
ein Nein hinauslaufen, so darf ich jetzt schon 
eines sagen: Wir fragen heute nicht nur, son­
dern wir legen auch ein Bekenntnis ab; ein 
Bekenntnis, das in den Forderungen des 
Steuerkonzeptes der Volkspartei seinen Nie­
derschlag gefunden hat. Wir wollen uns damit 
eine Pflicht auferlegen; die Pflicht, mit aller 
Ernsthaftigkeit und allem Nachdruck, der uns 
zur Verfügung steht, für eine Entlastung der 
Wirtschaft und der österreichischen Bürger, 
der Arbeiter, der Angestellten, der Bauern, 
der Gewerbetreibenden, der Freiberufler und 
der öffentlich Bediensteten, einzutreten. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Wir treten ein für eine Entlastung auch der 
sozial Schwachen und der älteren Generation. 
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(Abg. Dr. No wo t n y: Nur steht davon in 
Ihrem Konzept nichts!) 

Wir werden die Pflicht, die wir uns auferle­
gen, beharrlich zu erfüllen versuchen, und 
wenn es uns als Opposition nicht gelingt, 
dann soll und wird es der Auftrag der Wähler 
unter neuen Verhältnissen sein. (Anhaltender 
Beifall bei der ÖVP.) 15.39 

Präsident Dr. Stix: Zur Beantwortung der 
Anfrage hat sich der Herr Bundeskanzler Dr. 
Sinowatz gemeldet. 

15.40 

Bundeskanzler Dr. Sinowatz: Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Ich sage es Ihnen ganz ehrlich: Ich hätte mich 
gewundert, wenn diese Rede nach der heuti­
gen Budgetrede des Herrn Finanzministers 
nicht gehalten worden wäre (Abg. Dr. 
G r a f f: Was soll das ?), denn ich bin seit 1971 
bei den Budgetreden des Finanzministers 
dabei und kann Ihnen sagen: 1971, '72, '73, '74, 
'75, '76, '77 (Abg. Dr. G r a f f: Zählen kann er! 
- Heiterkeit bei der ÖVP), '78, '79, '80, '81, '82 
und '83 ist festgestellt worden, meine Damen 
und Herren von der Opposition, und zwar 
Jahr für Jahr: Alles ist für Österreich verlo­
ren, die Katastrophe ist da, die Regierung hat 
versagt, und Österreich ist nun ein Land der 
Armut! (Abg. Dr. Graff: Was ist mit der 
Steuerreform ?) 

Aber ich sage Ihnen nach diesen vergange­
nen 13 Jahren: Noch nie gab es in Österreich 
so viel Wohlstand bei so vielen Menschen wie 
heute. (Starker, lang anhaltender Beifall bei 
SPÖ und FPÖ.) 

Dabei, meine Damen und Herren... (Ruf 
bei der ÖVP: War der Beifall abgesprochen? 
- Zahlreiche Zwischenrufe bei SPÖ, ÖVP 
und FPÖ.) 

Meine Damen und Herren von der Opposi­
tion! Ich kann Ihnen versichern, mir genügt 
der Beifall, den ich jetzt im Hause bekommen 
habe. (Neuerlicher langanhaltender Beifall 
bei SPÖ und FPÖ. - Abg. Dr. BI e n k: Ant­
wort geben, nicht polemisieren!) 

Dabei möchte ich gar nicht verschweigen, 
daß wir noch viel zu tun haben, daß wir viele 
Sorgen haben, daß wir die Jahre der Rezes­
sion überstehen mußten und daß wir - die 
Bundesregierung - auch keine Wunder wir­
ken konnten. Das gebe ich ja alles gerne zu. 
(Abg. Dr. Graff: Was ist mit der Steuerre­
form?) 

Aber noch einmal: Es ist heute in Öster­
reich viel besser als in der Zeit vor 1970. (Bei­
fall bei SPÖ und FPÖ. - Abg. Dr. G r a f f: 
Was ist mit der Steuerreform?) 

Und jetzt möchte ich noch eines feststellen: 
Es stimmt schon, Herr Abgeordneter Kohl­
maier, wenn Sie sagen, daß die Steuerquote 
seit 1970 von 35,8 Prozent auf 42 Prozent 
gestiegen ist. Sie sprechen ja bei Ihrer 
Anfrage in vornehmem Ton von einem bruta­
len Griff in die Tasche, und Sie selbst haben 
von "aussackeln" geredet. 

Meine Damen und Herren! Aber in der Zeit 
seit 1970 ist die Kaufkraft des Lohnes eines 
österreichischen Industriearbeiters um 
56 Prozent gestiegen. Können Sie da sagen, 
daß die Leute "ausgesackelt" worden sind? 
(Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Im selben Zeitraum, den Sie anführen, ist 
die Kaufkraft unserer Pensionen um 55 Pro­
zent real gestiegen, meine Damen und Her­
ren! (Neuerlicher Beifall bei SPÖ und FPÖ. -
Abg. Dr. G r a f f: Was ist mit der Steuerre­
form ? - Bundesminister Mag. G rat z: Ein 
geringer Wortschatz!) 

Wir haben doppelt so viele PKWs, die Men­
schen geben doppelt so viel für ihren Urlaub 
aus, und in allen Bereichen hat es unerhörte 
Fortschritte gegeben. Das, sagen Sie, ist die 
Folge eines brutalen Griffes in die Taschen 
der Menschen? Meine Damen und Herren! 
Das ist die Folge und das Ergebnis einer 
guten Politik, die seit 1970 gemacht worden 
ist. (Lebhafter Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Herr Abgeordneter Kohlmaier! Da Sie 
heute in dieser Form den ÖGB und den Präsi­
denten des ÖGB diskriminiert haben (Abg. 
Dr. K 0 h 1 mai e r: Nicht den ÖGB!), werde 
ich Ihnen sagen: Bitte schön, Herr Abgeord­
neter Kohlmaier, lesen Sie die Ergebnisse der 
Betriebsratswahlen der größten Betriebe in 
Österreich! Das ist das Ergebnis und das ist 
das, was der ÖGB heute bei den Arbeitern 
und Angestellten gilt. (Langanhaltender Bei­
fall bei SPÖ und FPÖ. - Abg. Dr. K 0 h 1-
mai er: Unterstellen Sie mir nichts! Ich habe 
nicht den ÖGB kritisiert! - Abg. Dr. G r a f f: 
Was ist mit der Steuerreform?) 

Hohes Haus! Zu den Anfragen selbst. Die 
dringliche Anfrage der Abgeordneten Dr. 
Kohlmaier und Genossen ist im Sinne der 
Geschäftsordnung vor Eingang in die Tages­
ordnung der heutigen Sitzung und damit vor 
der Budgetrede des Bundesministers für 
Finanzen - ich stelle fest: vor der Budget-
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rede eingebracht worden. (Abg. Dr. 
G raff: Was ist mit der Steuerreform? Da 
steht ja auch nichts drin!) Warten Sie, es 
kommt schon, Herr Abgeordneter Graff, war­
ten Sie ein bißehen! Denn das ist nämlich ver­
mutlich der Grund - ich kann mir gar keinen 
anderen vorstellen -, warum den Fragestel­
lern offenbar eine Reihe von Tatsachen und 
Fakten nicht bekannt gewesen ist, die die 
Situation der österreichischen Wirtschaft und 
die wirtschaftliche Lage der Österreicherin­
nen und Österreicher in einem ganz anderen 
Licht erscheinen lassen, als es von den Frage­
stellern dargestellt worden ist. (Beifall bei 
SPÖ und FPÖ. - Abg. Dr. Graff: Was ist 
mit der Steuerreform ?) 

Aber ich benutze die Gelegenheit heute 
sehr gerne - die mir von Ihnen gebotene 
Gelegenheit -, das Hohe Haus unter Hinweis 
auf die Budgetrede des Finanzministers über 
die tatsächliche Situation zu informieren und 
die Fehleinschätzungen der Herren Anfrage­
steller nachzuweisen. 

Der Finanzminister hat in seiner heutigen 
Budgetrede die Grundsätze der Steuerpolitik 
dargestellt. In dieser Legislaturperiode wer­
den weder neue Steuern eingeführt noch 
bestehende Steuern erhöht werden. 

Dagegen gibt es vor allem im Wirtschafts­
und im Umweltbereich bedeutende Steuerer­
leichterungen. So wird etwa die Gewerbekapi­
talsteuer, die schon mit Anfang 1984 erstmals 
gekürzt wurde, neuerlich reduziert. Weiters 
werden die Abschreibemöglichkeiten bei 
Umweltschutzinvestitionen substantiell ver­
bessert, und nicht zuletzt wird die Zinsertrag­
steuer um ein Drittel gesenkt. 

Gleichzeitig sind wir in der Lage, den Pro­
zeß der Budgetkonsolidierung fortzusetzen 
und das Nettodefizit zu senken. (Beifall bei 
SPÖ und FPÖ. - Abg. Dr. G r a f f: Wo ist die 
Steuerreform ?) 

Es kann daher von einem immer brutaler 
werdenden Grüf in die Tasche der Menschen 
nicht die Rede sein, das Gegenteil ist der Fall 
(Abg. Dr. G ra f f: Wo bleibt die Steuerre­
form ?), die Staatsquote wird im kommenden 
Jahr einnahmenseitig nicht höher liegen und 
ausgabenseitig sicher niedriger liegen als im 
heurigen Jahr. (Beifall bei SPÖ und FPÖ. -
Abg. Dr. Marga Hub in e k: Das hat der Sal­
cher auch schon gesagt!) 

Hohes Haus! Auch die Behauptung, daß die 
langfristige Sicherung der Arbeitsplätze und 

die Finanzierung der Pensionen ungelöst blei­
ben, ist nachweisbar unrichtig. 

Die Arbeitslosenrate wird in Österreich im 
kommenden Jahr auf 4,4 Prozent sinken, in 
den europäischen OECD-Ländern wird sie 
dagegen auf durchschnittlich 11,3 Prozent 
steigen, das kann man wahrhaftig von der 
Regierungsbank aus sagen. (Beifall bei SPÖ 
und FPÖ.) 

Und nun zu den Pensionen. Die Finanzie­
rung unseres Pensionssystems wäre dann 
nicht gesichert, wenn die von der Bundesre­
gierung erarbeitete Pensionsreform abge­
lehnt worden wäre. Da aber der Nationalrat 
mit eindrucksvoller Mehrheit diese Reform 
beschlossen hat, kann ich guten Gewissens 
versichern: Jawohl, die Pensionen unserer 
älteren Mitbürger sind bis weit in die neunzi­
ger Jahre hinein gesichert. (Beifall bei SPÖ 
und FPÖ.) 

Hohes Haus! In der Anfragebegründung 
zeigen sich die Fragesteller enttäuscht, daß 
im Mai dieses Jahres eine Steuerreform in 
einem Wochenmagazin angekündigt (Abg. Dr. 
G r a f f: In der Regierungserklärung!) und von 
mir in dieser Form nicht akzeptiert wurde. 
Ich kann diese Enttäuschung voll und ganz 
verstehen, ist doch damit eine weitere Mög­
lichkeit weggefallen, die Bundesregierung zu 
attackieren und die Bevölkerung zu verunsi­
chern. (Abg. Dr. Graff: Was ist mit der 
Regierungserklärung?) 

Im Gegensatz zu den Fragestellern werden 
aber die Österreicherinnen und Österreicher 
bestimmt nicht darüber enttäuscht sein, daß 
ich eindeutig klargestellt habe, daß ich weder 
eine höhere Besteuerung des Urlaubsgeldes 
noch des Weihnachtsgeldes noch der Über­
stunden geplant habe; das steht jetzt einmal 
fest. (Beifall bei SPÖ und FPÖ. - Abg. Dr. 
B 1 e n k: Leider gilt seit Kreisky das Wort 
eines Bundeskanzlers nichts mehr!) 

Und wenn die Fragesteller in diesen Tagen 
eine weitere Enttäuschung registrieren, so ist 
das wohl die Enttäuschung darüber, daß die 
Bundesregierung aufgrund der wirtschaftlich 
günstigen Entwicklung die Zinsertragsteuer , 
ich sagte es schon, um ein Drittel reduzieren 
kann. Und nun, meine Damen und Herren ... 
(Abg. Dr. G r a f f: Und wo bleibt die Steuerre­
form ?) Und nun, meine Damen und Herren 
von der Opposition, zu der Anfragebeantwor­
tung ganz konkret (Abg. Dr. K 0 h 1 mai e r: 
Hört! Hört!), zu den Vorschlägen, die Sie 
gemacht haben. Sie verlangen auf der einen 
Seite eine 20prozentige Senkung der 
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Lohn- und Einkommensteuer (Abg. Dr. 
G raff: Wie schaut Ihre Steuerreform aus?), 
gleichzeitig aber ... Herr Abgeordneter Graff! 
Sie haben ja Zeit, Sie werden es hören, Sie 
werden sehr Interessantes von mir hören. Sie 
können sich ruhig Zeit lassen. 

Sie verlangen also auf der einen Seite eine 
20prozentige Senkung der Lohn- und Einkom­
mensteuer, gleichzeitig. aber eine Senkung 
des Budgetdefizits von 61 Milliarden auf 
48 Milliarden Schilling, das waren Sie, wenn 
ich mich richtig erinnere, der das vorgeschla­
gen hat, obwohl sich alleine durch diese 
20prozentige Tarifsenkung die Einnahmen 
von Bund, Ländern und Gemeinden um 
28 Milliarden Schilling verringern würden. 
(Abg. Dr. Graff: Was ist mit Ihrer Steuerre­
form?) 

Sie verlangen weiters in Ihrem Steuerpa­
pier den wirtschaftspolitisch zweifelhaften 
Ausbau diverser Ausnahme- und Sonder rege­
lungen, obwohl dies nach Ihrer eigenen Schät­
zung einen weiteren Einnahmeausfall von 
rund 11 Milliarden Schilling bedeuten würde, 
Sie verlangen schließlich auf der einen Seite 
den generellen Abbau der Subventionen und 
auf der anderen Seite, um nur zwei der mar­
kantesten Vorschläge aus Ihrem Forderungs­
paket in Erinnerung zu rufen, die Einführung 
eines Müttergehaltes und zusätzliche Milliar­
densubventionen an die Landwirtschaft. 

Eine solche Politik, die sich nur an kurzfri­
stiger Popularität orientiert, aber nicht die 
Konsequenzen für den Staatshaushalt sieht, 
lehnt die Bundesregierung jedenfalls mit aller 
Entschiedenheit ab. (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ.) 

Und weil Sie es nicht erwarten können, 
Herr Abgeordneter Graff, was ich zu der kon­
kreten Anfrage sage, das kommt jetzt: Aus 
den von mir vorher erwähnten Gründen 
beantworte ich die gestellte Frage, wann die 
Bundesregierung eine Steuerreform im Sinne 
der ÖVP-Vorschläge verwirklichen wird, 
dahin gehend, daß die Verwirklichung der 
ÖVP-Vorschläge von uns abgelehnt wird. (Bei­
fall bei SPÖ und FPÖ. - Abg. Dr. G r a f f: 
Das habe ich nicht gefragt!) 

Das ist nämlich die Frage, die an mich 
gestellt wurde. Lesen Sie das bitte noch ein­
mal nach. (Ruf bei der ÖVP: Sie sprechen wie 
ein Oppositionsführer!) Aber weiter. 

Für die Bundesregierung ist die Steuerre­
form eine permanente Aufgabe. Unser Ziel ist 
es, wie es in der Regierungserklärung zum 

Ausdruck kommt, ein möglichst einfaches, 
transparentes und sozial gerechtes Steuersy­
stem zu schaffen. Als ein wichtiger Schritt zur 
Verwirklichung dieser Aufgabe wurde dem 
Nationalrat am 17. Oktober 1984 das Abgaben­
änderungsgesetz vorgelegt. Ich ersuche das 
Hohe Haus, den darin enthaltenen Steuerre­
formvorschlägen einschließlich der Senkung 
der Zinsertragsteuer um 33,3 Prozent zuzu­
stimmen. 

Zuletzt noch eine Feststellung, meine 
Damen und Herren: Die Bundesregierung 
registriert. .. (Abg. G r a f: Also ist es doch 
eine Steuerreform! Vranitzky hat gesagt, es 
ist keine Steuerreform!) Sie werden der Zins­
ertragsteuersenkung nicht zustimmen, kann 
ich das also annehmen? - Sehr interessant. 
Wir nehmen das zur Kenntnis. (Ruf bei der 
ÖVP: Zinsertragsteuer abschaffen!) 

Die Bundesregierung registriert in diesem 
Herbst einen deutlichen wirtschaftlichen und 
auch politischen Aufschwung und wird alles 
tun, diesen Aufschwung zu verstärken. 

Ich danke den Anfragestellern für die Gele­
genheit, dies unter nochmaligem Hinweis auf 
die Budgetrede des Herrn Finanzministers 
dem Hohen Haus darlegen zu können. (Star­
ker, anhaltender Beifall bei SPÖ und 
FPÖ.) 15.55 

Präsident Dr. Stix: Wir gehen nun in die 
Debatte ein. Ich mache darauf aufmerksam, 
daß gemäß der Geschäftsordnung kein Red­
ner länger als 20 Minuten sprechen darf. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr Abge­
ordnete Robert Graf. Ich erteile es ihm. 

15.55 

Abgeordneter Graf (ÖVP): Meine Damen 
und Herren! Hohes Haus! Wann immer in den 
letzten Jahren die Sozialisten frenetisch ap­
plaudiert hatten, hat es zwei Gründe gegeben. 
Entweder war es knapp vor der Absägung 
eines ihrer Minister, oder sie waren in Verle­
genheit. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Ich muß aus­
schließen, daß Sie irgend jemand absägen 
wollen, denn das ist ja erst zu Ende gegangen, 
und in Verlegenheit sind sie sicher. Und 
zuerst noch. .. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) 
Ich komme darauf. Ich leide unter der Kujo­
nie der 20 Minuten. Ich kann nicht auf alle 
Ihre Zwischenrufe eingehen. 

Herr Bundeskanzler! Der erste frenetische 
Applaus Ihrer Fraktion galt Ihnen, als Sie uns 
sagten, Sie können von 1 bis 15 zählen. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 
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Ich muß zum zweiten, bevor ich mit 
Ihnen. .. (Rufe: Es waren nur 131) Selbst 
wenn es nur 13 waren, war es des Applauses 
nicht wert. (Heiterkeit bei der ÖVP.) 

Aber bevor ich zu Ihren Ausführungen 
komme, muß ich eine Feststellung machen 
für den Dr. Kohlmaier. Er hat Anton Benya 
kritisiert und nicht den Gewerkschaftsbund. 
Und Anton Benya ist kritisierbar so wie jeder 
andere in diesem Haus! Ich darf Ihnen das 
hinterbringen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Bundeskanzler! Sie sagten, der Grund 
für unsere dringliche Anfrage sei vermutlich 
darin gelegen gewesen, daß wir unsere 
Anfrage vor der Budgetrede des Herrn 
Finanzministers eingebracht haben. Hier 
irren Sie wie so oft am heutigen Tag. Wir 
haben diese dringliche Anfrage aus einem 
sehr realistischen Grund eingebracht. (Ruf 
bei der SPÖ: Wegen des Fernsehens!) Da 
haben wir schon andere Möglichkeiten. Frü­
her als Sie kommen wir schon hinein, Herr 
Abgeordneter! (Beifall und Heiterkeit bei der 
ÖVP. - Abg. Sc h i e der: Das war interes­
sant! Das muß man mitschreiben!) Lassen Sie 
sich nicht aufhalten. (Abg. Dr. Ve seI s k y: 
Das war ein Geständnis! Bitte, ins Protokoll!) 

Wir haben, meine Damen und Herren, diese 
dringliche Frage eingebracht, weil Sie, Herr 
Bundeskanzler, vor einigen Wochen Ihre 
Regierung umgebildet haben und auch von 
uns attestiert bekamen, daß Sie an sich fähige 
Leute in diese Regierung hineingenommen 
haben. Wir haben damals erklärt, daß wir die­
sen neuen Leuten, auch Ihrem Herrn Finanz­
minister, die Befähigung, etwas zu können, 
nicht absprechen. Wir sagten aber, es werde 
sich herausstellen, ob er seine Fähigkeit im 
Budget und in seiner Rede umsetzen kann. 

Und da Sie so gut wie wir alle im Haus wis­
sen, daß uns der Herr Bundesminister nicht 
aus Gnade, sondern einem alten Brauch 
zufolge seine' Rede am Abend zugestellt hat, 
wußten wir am Abend und heute in der Früh, 
bevor die Rede gehalten wurde, daß sich 
nichts geändert hat, nicht weil Vranitzky 
nicht fähig wäre, sondern weil sozialistische 
Dogmatik ihn nicht reden läßt. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Das ist der einzige und realistische Grund. 
Wir wollten von Ihnen jetzt wissen: Hat sich 
etwas geändert an der Finanzpolitik, ja oder 
nein? Auf Grund Ihrer Aussagen - und auch 
das ist keine Überraschung - hat sich nicht 
nur nichts geändert, es ist kein koalitionäres 
Budget, sondern es ist ein sozialistisches Bud-

get, das nicht die Handschrift Vranitzkys 
trägt, und bevor Sie von der Freiheitlichen 
sich aufregen, möchte ich sagen: Ihre sechs 
"Gastarbeiter" in der Regierung haben die­
sem Budget keinen Stempel aufgedrückt. Das 
muß ich Ihnen sagen. (Neuerlicher Beifall bei 
der ÖVP.) Leider, leider! (Abg. Dr. Helene 
Par ti k - Pa b I e: Die "Gastarbeiter" sind 
sehr stark!) 

Herr Bundeskanzler, auf die Steuererhö­
hung kann ich im Moment nicht eingehen. Ich 
möchte aber folgendes sagen: Wenn Sie hier 
erklären, Herr Bundeskanzler, Sie haben die 
ZESt um ein Drittel gesenkt, und wenn Sie 
sagen, daß das eine Leistung der Regierung 
ist, dann lassen Sie sich allen Ernstes sagen: 
Es gibt im Zusammenhang mit der Zinser­
tragsteuer überhaupt nur eine Lösung, näm­
lich die Abschaffung, und die haben Sie nicht 
getroffen. (Beifall bei der ÖVP.) Diesbezüglich 
hat der neue Finanzminister unsere Erwar­
tungen nicht erfüllt. 

Ich sage Ihnen noch etwas. Wir haben dem 
Herrn Finanzminister selbstverständlich 
einen Spielraum gewährt, weil wir wußten, er 
übernimmt große Teile eines vorbereiteten 
Budgets. Was wir heute vom Herrn Dr. Vra­
nitzky hören wollten, war, daß er zwar keine 
Zeit zum Zero-budgeting und zum Sunset­
budgeting hatte, aber daß er bei der Betrach­
tung der Ausgaben so vorgehen wird, als ob er 
Zeit gehabt hätte. Das haben wir erwartet. 

Herr Bundeskanzler! Alle Ihre heutigen 
Erklärungen waren applausträchtig, aber der 
Applaus Ihrer Fraktion erinnert mich an ein 
Baseball-Stadion in New York. Wenn die Red 
socks von New York spielen, applaudieren 
alle New Yorker, ob sie gut oder schlecht sind, 
und das haben Sie hier fabriziert. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Meine Herren! Die Red socks sind keine 
Erfindung, weil ihre Parteifarbe rot ist, die 
gibt es wirklich. (Vizekanzler Dr. S te ger: 
Die sind in Chikago, nicht in New York!) Herr 
Dr. Steger, ich bin Ihnen dankbar für diesen 
Hinweis. Sie haben auch schon in New York 
gespielt, aber ich habe keine Zeit, mich mit 
Ihnen in dieser Frage zu spielen. 

Ich möchte Ihnen etwas sagen: Sie, die 
gesamte Regierung, sagten zu diesem Budget 
- und unsere Kritik richtet sich heute nicht 
isoliert an den Herrn Finanzminister , und 
daher fragten wir den Herrn Bundeskanzler 
-, Sie sagten bei der Regierungserklärung, 
Sie hätten die Segel neu gesetzt. Das bedeutet 
- wir beide haben ja nur Flachwassererfah­
rung, aber immerhin -, es bedeutet, wenn 
man die Segel neu setzt, will man den alten 
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Kurs beibehalten. Und diese Befürchtung der 
Volkspartei haben das heutige Budget und die 
Rede des Herrn Ministers bestätigt. 

Nur ein paar Dinge lassen Sie mich noch 
sagen: Sie haben mit diesem Budgetentwurf 
- Sie, die Regierung generell - die Chance 
versäumt, bei der sich langsam abzeichnen­
den Konjunkturverbesserung eine wirkliche 
Verringerung des Budgetdefizits durchzufüh­
ren, denn das haben Sie ja tatsächlich nicht 
getan. 

Ich möchte in Erinnerung rufen, ich stehe 
nicht an zu erklären, daß man sich in Diktion 
und im Ton und im Inhalt der Rede minus der 
Zahlen einfach geäußert hat, ohne besondere 
Freude, das sei dem Finanzminister zuge­
schrieben. Er hat geflissentlich nicht gesagt, 
um seine Fraktion nicht zu kränken, daß im 
Jahre 1985 die Zinszahlungen mit bereits 
39 Milliarden Schilling ein Fünftel aller 
Steuereinnahmen auffressen werden. Und Sie 
wissen, was das bedeutet. Die Chance auf die 
Steuerreform, die haben Sie vertan. 

Und Ihre Feststellung, Sie werden Steuern 
nicht erhöhen, sie bezog sich erstens nur auf 
dieses Budget, und zweitens, auch wenn Sie 
die Steuern nicht erhöhen, es ist lediglich eine 
Captatio benevolentiae an Leute, die das nicht 
gen au wissen. 

Auch bei der Nichterhöhung, ohne Steuer­
reform, wächst durch die Entwicklung der 
Inflation und die Progression die Belastung 
der Bevölkerung. Und das hätten Sie ganz 
gerne sagen sollen, meine Damen und Her­
ren. (Beifall bei der ÖVP. - Vizekanzler Dr. 
S te ger: Das waren die black socks!) 

Und warum, meine Damen und Herren, 
sich der Herr Bundeskanzler, warum der 
Herr Bundeskanzler Dr. Sinowatz sich bei der 
Opposition. .. (Abg. S tau d i n ger: Keine 
Zwischenreden von der Regierungsbank! Das 
ist eine Unart sondergleichen! - Staatssekre­
tär Dkfm. Bau er: Wo steht das geschrieben? 
- Abg. S tau d in ger: Das ist eine Frage 
der Kultur! Das ist jahrzehntelang außer 
Frage gestanden!) 

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich 
interfraktionell meine Rede in der vorge­
schriebenen Zeit beenden. 

Warum der Herr Bundeskanzler die Gele­
genheit wahrgenommen hat, sich bei der 
Opposition für diese dringliche Anfrage zu 
bedanken, wird mir ewig unverständlich blei­
ben, denn, Herr Bundeskanzler, die Gesamt-

belastungsquote in der Zeit des Kabinetts Ste­
ger - Sinowatz hat sich von 41,4 auf 42,2 Pro­
zent erhöht, das bedeutet eine meßbare Erhö­
hung der Belastung um 20 Milliarden Schil­
ling. 

Zweitens. In Ihrer Ära ist die Belastung der 
Masseneinkommen von 11,5 Prozent im Jahre 
1983 auf 11,8 Prozent im Jahre 1984 gestiegen, 
und sie wird auf 12,2 Prozent im Jahre 1985 
steigen. Das bedeutet einen automatischen 
Progressionsschub durch die Belastung der 
Inflation von 5 Milliarden Schilling, meine 
Damen und Herren. Und Sie haben durch die 
Nichtdurchführung einer wirtschaftsbeleben­
den Steuerreform mögliche Aktivitäten beein­
trächtigt und Sie reduzieren die Steuerergie­
bigkeit. Das alles wissen Sie. 

Und zu der Erwartung, zu unserer Erwar­
tung, daß mit dem neuen Finanzminister ein 
Kurswechsel in der Steuerpolitik in Richtung 
konstruktiver Verbesserungen erfolgt, haben 
Sie uns jetzt wissen lassen, daß das nicht pas­
siert. (Abg. Sc h i e der: Das stimmt doch so 
wenig wie der Gag mit den red sockst Die sind 
doch aus Boston, nicht aus New York!) 

Wunderbar. Jetzt haben wir endlich drei 
Plätze, das scheint Ihnen wichtig zu sein, und 
es ist bezeichnend, daß Sie keine anderen Sor­
gen haben. Ich habe gesagt "New York", der 
Herr Steger sagt "Chikago" und Sie sagen 
"Boston" . Die Österreicher werden sich 
freuen. (Beifall bei der ÖVP. - Abg. Sc h i e -
der: Alle drei Parteien könnten wir klären, 
wer recht hat!) 

Wissen Sie, wo wir recht haben? - Daß Ihr 
Beifall ein Ausdruck von Verlegenheit war, 
um über etwas hinwegzutäuschen. Ich sag's 
Ihnen. Oder soll ich annehmen, daß Sie schon 
wieder jemand absetzen wollen, denn das 
habe ich immer in dem Hause erlebt. 

Und ich werde Ihnen noch etwas sagen zu 
dem Budget, das hier so gelobt wird. 

Ist Ihnen bewußt, daß die Zunahme der 
gesamten Forschungsförderung eine Sache 
ist, der wir interfraktionell größte Bedeutung 
beimessen? Interfraktionell! Die Zunahme der 
gesamten Forschungsförderung ist mit 38,3 
Millionen Schilling nicht einmal halb so hoch 
wie die Zunahme beim Bundestheaterdefizit. 
Wissen Sie, was ich mit diesem Satz sagen 
will? Sie haben nicht nur nichts getan, Sie 
haben Entscheidendes versäumt, auch Ihr 
neuer Herr, und ich sage für ihn, nur weil Sie 
ihn sich nicht entwickeln ließen. (Beifall bei 
der ÖVP.j 
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Ich muß etwas dazusagen: Ihre Rede, Herr 
Bundeskanzler, dokumentiert, daß die Regie­
rung Sinowatz - Steger mit der Bewältigung 
des Kreisky-Erbes überfordert ist. Und ich 
werde Ihnen abschließend zwei Beweise lie­
fern. Ich hätte fünf, aber die erste Lesung 
kommt, und da darf ich länger. Zwei Dinge. 

Die Abschaffung der ZESt, meine Damen 
und Herren, in der Meinung des Bankiers 
Vranitzky, nichts hat sich daran geändert. Sie 
haben etwas getan, was fast nichts ist, weil es 
die Beklemmung beläßt, um Ihrem Mann 
öffentlich zu zeigen, wir haben ihn eh lassen. 

Und das zweite, was Sie versäumt haben, 
und hier unterstelle ich Ihnen beweisbar, Sie 
haben Kreisky nicht überwunden. Die arabi­
schen Schatten des Dr. Kreisky werden zwar 
immer kürzer, aber wenn man ansieht, was 
sich gestern im Zusammenhang mit der Ara­
ber-Finanzierung abgespielt hat - und es ist 
budgetwirksam, daher darf ich es sagen -, 
dann hätte es überhaupt für Sie, Herr Bun­
deskanzler, nur eine einzige Möglichkeit 
gegeben: dem Fachmann Vranitzky zu erlau­
ben, nach Arabien zu fahren und nicht 
gestern hier herumzutanzen, man dürfe Ara­
ber nicht kränken. 

In der internationalen Finanzwelt - und 
diese Leute kommen von dort - gibt es eine 
Möglichkeit: Es gibt ein besseres, ein neueres 
Offert, und das verhindert, daß man in unse­
rer Souveränität herumbohrt. Sie hätten ihn 
dort hinschicken müssen, und er hätte es für 
Sie geregelt. Verstehen Sie mich? Und das 
haben Sie versäumt. 

Und hier allein zeigt sich, Sie haben die 
Erbfolge zwar übernommen, aber Sie haben 
Kreisky nicht bewältigt. Sie bekennen sich zu 
einem Kurs, den Sie beibehalten. 

Und an Sie, meine Herren blue Socks, ob 
Boston, Chikago oder New York, blaue Gast­
arbeiter in der Regierung, Sie sollten langsam 
anfangen zum Nachdenken. Sie sollten lang­
sam anfangen, das könnte für Sie auch, Frau 
Doktor, gelten, aber ich kann Sie nicht zum 
Denken animieren, ich habe nicht das Recht 
dazu. (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber: Sie sollten langsam nachdenken, wer 
hat recht. Der Herr Dr. Sinowatz, wenn er 
sagt, es gibt keinen Kurswechsel, oder der 
Herr Steger, wenn er sagt, Sie haben freiheit­
liche Momente eingebracht. Dieses Budget ist 
ein sozialistisches, es ist das schlechteste, 
obwohl Sie den Vranitzky haben, und wir wer­
den es bekämpfen. (Beifall bei der ÖVP.) 16.10 

Präsident Dr. Stix: Nächster Redner ist der 
Herr Abgeordnete Mühlbacher. 

16.10 

Abgeordneter Mühlbacher (SPÖ): Meine 
Damen und Herren! Herr Präsident! Mich hat 
sehr interessiert, warum diese dringliche 
Anfrage heute von der Österreichischen 
Volkspartei eingebracht worden ist, und ich 
bin dem Herrn Abgeordneten Graf sehr dank­
bar, daß er erklärte, warum seine Partei dies 
getan hat. Aber nur eines, das, was er gesagt 
hat, glaube ich nicht, und ich sage Ihnen, wes­
wegen Sie die dringliche Anfrage tatsächlich 
eingebracht haben. 

Es ist richtig, daß Sie schon gestern am 
Abend gewußt haben, was in der Budgetrede 
steht (Abg. G r a f: Ich hoffe, Sie auch!), und 
genau das war der Grund, warum Sie heute 
die dringliche Anfrage eingebracht haben, 
dies daher d'accord. Nur ein Unterschied ist 
da. Wir haben nämlich heute eine Budgetrede 
gehört und den Voranschlag für das Jahr 1985 
bekommen, einen Voranschlag für 1985, der 
aufzeigt, daß wir im Jahre 1985 ein geringeres 
Defizit haben werden, daß die Verschuldung 
zurückgeht, und darüber hinaus in einer Vor­
lage auf Grund der statistischen Daten ein­
deutig jedem bekanntgibt, welch wirtschaftli­
cher Erfolg von dieser Regierung ausgegan­
gen ist. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Deshalb haben Sie heute eine dringliche 
Anfrage eingebracht, weil Sie dieses Budget 
verdecken wollen mit Ihrer dringlichen 
Anfrage und es nicht selbständig wirken las­
sen wollen auf die Medien. Das ist der einzige 
Grund, der dahintersteht. Das ist sicherlich 
das, was Sie sich in der ÖVP ausgemacht 
haben. (Der Prä s i den t übernimm t den 
Vorsitz.) 

Aber, verehrte Damen und Herren, es ist ja 
nicht verwunderlich. Was hat sich denn in den 
letzten Tagen hier im Haus abgespielt? Man 
hat angefangen die Pensionsgefährdung her­
auszustellen, man hat angefangen Eigentums­
gefährdung darzustellen, und so geht das wei­
ter. Das heißt, das ist eine Politik der Verunsi­
cherung, eine Politik der Schlagworte, eine 
Politik der Unsachlichkeit, die hier von der 
Österreichischen Volkspartei fortgesetzt wird. 
Das, verehrte Damen und Herren, werden wir 
überall aufzeigen, wo uns das möglich ist. 
(Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Heute geht es in dieser Form weiter: 
Steuerdruck, Steuerreform, wieder Schlag­
worte. Da kommt der Herr Abgeordnete Kohl­
maier und sagt: Und hier wird dem Herrn 
Bundeskanzler die Schlüsselfrage gestellt. 
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Schauen Sie sich die Frage an, die er gestellt 
hat. Die lautet nämlich nur: Wann wird die 
Regierung das ÖVP-Steuerpapier verwirkli­
chen? - Niemals! Ich habe Ihnen das schon 
einmal erklärt. 

Da es sich um das ÖVP-Papier handelt, ver­
ehrte Damen und Herren, erübrigt sich näm­
lich die dringliche Anfrage. Denn die Damen 
und Herren der ÖVP dürften vergessen 
haben, daß wir das im September auf Grund 
des Fristsetzungsantrages schon debattiert 
haben. Das war ja schon Gegenstand der Ver­
handlung, und das bestätigt mir ja wieder, 
daß Sie nur wegen der heutigen Budgetrede, 
wegen deren Verschleierung, mit einer dring­
lichen Anfrage kommen und das noch einmal 
behandeln. 

Verehrte Damen und Herren von der Öster­
reichischen Volkspartei. (Abg. Dr. Z i t t­
m a y r: Dürfen wir das nicht oder müssen wir 
fragen?) Aber nein, Sie können das ja x-mal 
machen. Wir werden es Ihnen beweisen und 
der Bevölkerung sagen, daß es Ihnen nur 
darum geht, mit Schlagworten die Verunsi­
cherung der Bevölkerung fortzuführen. 

Wir kommen also jetzt zu der Begründung, 
zur Staats quote. 

Verehrte Damen und Herren! Nehmen Sie 
doch jetzt aus den statistischen Beilagen zur 
Budgetrede die Entwicklung der Steuer- und 
Sozialquote zur Hand. Im Jahre 1981 war die 
Gesamtabgabenquote 41,6, und jetzt haben 
wir 41 Prozent. Das heißt, im Jahr 1980 war 
sie 40,3, und jetzt haben wir 41. Das heißt, 
diese Erhöhung erfolgte nicht in dem' Aus­
maß, wie Sie es dargestellt haben. 

Und insbesondere bei der Steuer, bei den 
Steuereinnahmen, hatten wir im Jahre 1981 
Steuereinnahmen des Bundes - in Prozenten 
zum Bruttoinlandsprodukt dargestellt - von 
15,2, 1984 und 1985 sind es 15 Prozent. Was 
reden Sie denn von einem gestiegenen 
Steuerdruck, was reden Sie denn von Steuer­
erhöhungen? Im Gegenteil, die Steuereinnah­
men des Bundes haben sich im Vergleich zum 
Bruttonationalprodukt verringert. 

Dann steht unter anderem drin in Ihrer 
Begründung, dies ist alles eine Wachstums­
bremse. Verehrte Damen und Herren! 
Schauen Sie sich doch auch hier die Gra­
phik 1 aus den Beilagen an: WirtschaIts­
wachstum Österreichs im Verhältnis zu 
Europa. Wir sind immer besser gelegen als 
der OECD-Durchschnitt. Sagt Ihnen denn das 
gar nichts? Hier ist der klare Beweis, daß 

keine Bedenken da sind von seiten der Steu­
ern. 

Nun, verehrte Damen und Herren, zu 
Ihrem Dreiphasenprogramm, das Sie ja als 
Gegenstand der Frage gestellt haben. Wann 
soll man das verwirklichen? Wir haben Ihnen 
damals schon bei der Fristsetzung gesagt, was 
das kosten würde. Grob geschätzt mehr als 
30 Milliarden Schilling, stellen Sie sich das 
bei den finanziellen Verhältnissen vor, das ist 
ja etwas Undurchführbares. 

Aber andererseits, wie ich da lesen kann, 
verlangen Sie in der ersten Phase, in der Auf­
schwungphase, man möge den Aufschwung 
verstärken, verehrte Damen und Herren der 
Österreichischen Volkspartei. Das haben wir 
getan. Nachzulesen in den statistischen Auf­
zeichnungen, die Ihnen vorgelegt wurden. 
Arbeit schaffen: Sie können sich auch auf 
Grund der Arbeitslosenstatistik anschauen, 
wie sich die Arbeitsmarktsituation in Öster­
reich im Gegensatz zum OECD-Durchschnitt 
wesentlich verbessert hat. 

Und dann: Strukturen verbessern; da sind 
wir dabei, verehrte Damen und Herren. Und 
da haben wir einen großen Erfolg, soweit Sie 
sich nicht immer querlegen. Ich werde darauf 
noch zurückkommen, was Sie unter "Struk­
turverbesserung" verstehen, wenn ich zum 
nächsten Punkt komme. 

Umwelt verbessern. Na, so viel ist für den 
Umweltschutz überhaupt noch nicht getan 
worden wie in letzter Zeit, und die Maßnah­
men, die wir gesetzt haben, sind eindeutig die 
besten, die überhaupt in Europa gesetzt wor­
den sind. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Was will die Österreichische Volkspartei 
mit dieser dringlichen Anfrage? Welchen Weg 
verfolgt l sie? Da kommt mir heute eine 
Umfrage in die Hand, wo man Unterschriften 
sammelt für ein "Ja zur Steuerreform" , gegen 
den Steuerdruck. Da steht unter anderem: 
Beginnend beim sogenannten, wie Sie es hier 
ausführen, Mallorca-Paket, dann steht, was 
den Unternehmer alles trüft, die Mehrwert­
steuererhöhung, die Sparbuchsteuer, die 
KFZ-Steuererhöhung und höhere Sozialversi­
cherung. 

Ich will hier nicht darüber sprechen, daß 
das der Wirtschaftsbund herausgegeben hat, 
der eigentlich wissen müßte, daß die Mehr­
wertsteuer nicht den Unternehmer trüft, son­
dern deri Käufer. Aber das wollen wir lassen. 
Es stimmt ja so vieles nicht, was Sie sagen. 
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Aber wissen Sie, was nicht da steht: daß mit 
dem Maßnahmenpaket die Gewerbesteuer 
gesenkt wurde, daß mit dem Maßnahmenpa­
ket die Steuerfreiheit der nicht entnommenen 
Gewinne erhöht wurde, und es steht nicht 
drinnen, daß die Beiträge zum Insolvenzfonds 
gesenkt wurden: Es steht nicht drinnen, daß 
auch die Beiträge zum EFZG, also zum Ent­
geltfortzahlungsgesetz, gesenkt wurden. Alles 
Erleichterungen für die Selbständigen, von 
dem schreiben Sie nichts. 

Aber jetzt schreibt man vom neuen Papier. 
Was fordert man? Man fordert eine 20prozen­
tige Einkommensteuersenkung. Wunderbare 
Sache, habe ich schon das letzte Mal gesagt. 
Das Gescheiteste ist, wenn man in der Oppo­
sition ist, man verlangt gleich die Abschaf­
fung aller Steuern! Das ist also wirklich 
etwas, das jeder versteht und wo jeder sagen 
wird, das wäre das beste. Aber Sie begnügen 
sich damit, daß ein Fünftel aller Steuern 
gesenkt werden soll, und sagen dann: Erhö­
hung des Investitionsfreibetrages, Erhöhung 
der vorzeitigen AfA, Reform der Getränkebe­
steuerung und Abschaffung der Zinsertrag­
steuer. 

Was wird nicht gesagt? - Daß Sie in die­
sem Papier - und jetzt komme ich zu Ihrem 
Strukturkonzept - auch die Abschaffung der 
~nvestitionsprämien verlangen. Das sagen Sie 
den Unternehmern nicht, steht aber auch in 
Ihrem Papier. Sie sagen nicht, daß Sie auch 
eine Kürzung aller Investitionsbegünstigun­
gen, aller direkten Investitionsbegünstigun­
gen um 10 Prozent verlangen. Das ist Ihre 
Methode. Sie sollen den Leuten deutlich alles 
sagen und dann erst unterschreiben lassen. 

Einerseits sagen Sie, wir wollen das nicht, 
andererseits verlangen der Herr Präsident 
Sallinger und der Herr Präsident Graf, wir 
wollen mehr für den Fremdenverkehr, wie ich 
hier soeben gelesen habe. Das ist eine Doppel­
züngigkeit, und wir werden nicht nachlassen, 
diese Doppelzüngigkeiten der ÖVP überall 
aufzuzeigen und die Bevölkerung darüber zu 
informieren. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Man spricht nicht vom Abgabenänderungs­
gesetz, das wir am 25. Oktober hier im Haus 
im Finanz- und Budgetausschuß in Beratung 
nehmen werden. Verehrte Damen und Her­
ren! Das hätte nämlich auch die dringliche 
Anfrage erspart. Sie wissen ganz genau, daß 
wir uns am 25. Oktober hier im Haus zusam­
mensetzen werden, da haben wir Gelegenheit, 
darüber zu sprechen, auch über Einzelrnaß­
nahmen, die unter Umständen in Ihrem 
Papier stehen. Aber nein, Sie wollen ja einen 

Gag haben. Sie von der ÖVP wollen verunsi­
chern, Sie wollen eine Politik der Schlag­
worte. 

Meine Damen und Herren! Für mich ist 
jedes Abgabenänderungsgesetz eine Steuer­
reform, das müßten Sie auch einsehen. Hier 
geht es durch die Bank um Änderungen bei 
den Steuergesetzen. Hier verschweigen Sie 
aber auch, was da alles drinnensteht, das sind 
nämlich viele Einzelrnaßnahmen. Es sind 
mehr als 40 Punkte, die der Vereinfachung 
dienen. 

Verehrte Damen und Herren! Das ist auch 
eine Reform, das ist ein schrittweiser Beginn 
der Entbürokratisierung auf diesem Gebiet, 
eine Vereinfachung und Hilfestellung für den 
Unternehmer sowie eine Verbesserung für 
jeden Steuerpflichtigen. (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ.) -

Sie haben nicht erwähnt, daß in diesem 
Abgabenänderungsgesetz weitere Begünsti­
gungen bei Investitionen für den Umwelt­
schutz drinnen sind. Das sagen Sie ja alles 
nicht! Bei Ihnen wird nur ein Schlagwort her­
ausgestellt, ein unbegründetes auch noch. 
Hier wird darüber gesprochen, hier wird klar­
gestellt, hier sagt man Ihnen, daß das nicht 
stimmt, aber Sie versuchen trotzdem, weiter­
hin von diesen Schlagworten zu leben. Das 
werden wir Ihnen in nächster Zeit aber sicher 
schwieriger machen. Wir werden konsequent 
aufzeigen, wo Sie innerhalb Ihrer eigenen 
Partei verschiedener Meinung sind und wo 
Sie Unrichtiges sagen. (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ.) 

Verehrte Damen und Herren! Wir haben 
uns entschlossen, laufend jene Maßnahmen 
auf steuerlichem Gebiet zu setzen, die not­
wendig sind, die sich aus der Situation heraus 
ergeben. Das wird eine Steuer reform sein, die 
in einem permanenten Prozeß abgewickelt 
werden wird. (Abg. Graf: Na servas, kann 
ich nur sagen! Das heißt, es geschieht nichts!) 

Da geschieht sehr viel, und der erste Schritt 
dazu ist das Abgabenänderungsgesetz, über 
das wir am 25. Oktober hier im Hause verhan­
deln werden. 

Ich wiederhole jetzt hier wieder, das habe 
ich das letzte Mal schon gesagt bei Ihrem 
Fristsetzungsantrag hinsichtlich Ihres Antra­
ges bezüglich "große Steuerreform": Das 
ergibt eine Belastung von 50 Milliarden Schil­
ling beim Budget. (Abg. G r a f: Jetzt sind es 
schon 50!) Wenn ich die zehn dazurechne, wo 
Sie das Defizit verringern wollten, dann sind 
es schon 50. 
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Verehrte Damen und Herren! Wir werden 
den richtigen Weg gehen, aber nicht den, den 
Sie von der ÖVP gehen wollen. Wir sind 
selbstverständlich bereit, mit Ihnen über an' 
Ihre Vorschläge zu reden und schrittweise 
eine Steuerreform durchzusetzen, die für 
jeden Steuerpflichtigen, für jeden Steuerzah­
ler ErleichterU{l.gen und Vereinfachungen in 
der Gebarung gegenüber dem Finanzamt 
bringt. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 16.24 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Taus. 

16.24 

Abgeordneter Dr. Taus (ÖVP): Herr Präsi­
dent! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Das war jetzt in meinen Augen eine 
etwas verwirrende Darstellung, denn heute 
vormittag hat der Herr Finanzminister in sei­
ner Budgetrede der Steuerreform eigentlich 
eine Absage erteilt. Dann hat der Herr Bun­
deskanzler den Begriff der "permanenten 
Steuerreform" erfunden, und jetzt sagen Sie, 
Herr Kollege Mühlbacher: Wir werden uns 
schon zusammensetzen und über bestimmte 
Maßnahmen reden. Das nenne ich Meinungs­
vielfalt. (Heiterkeit und Beifall bei der ÖVP.) 

Übrigens ist mir etwas aufgefallen: Der 
Herr Bundeskanzler - ich gebe zu, daß mir 
das gefällt - ist eigentlich immer wohltuend 
ruhig, wenn er von der Regierungsbank aus 
spricht. Heute hat er dieses Prinzip verletzt 
und war sehr laut. Da ist mir eine alte 
Geschichte eingefallen. Winston Churchill hat 
ja bekanntlich seine Reden sehr genau vorbe­
reitet, und da hat er einmal eine Rede gehal­
ten, die gibt's noch, im Konzept hat er eine 
Stelle rot unterstrichen und dazugeschrieben: 
Stimme erheben, laut werden, Argumente 
schwach. So in etwa ist mir das auch heute 
bei der Beantwortung der Dringlichen durch 
den Bundeskanzler vorgekommen. (Beifall 
bei der ÖVP. - Abg. Fis t er: Haben Sie 
Kohlmaier zugehört? - Weitere Zwischen­
rufe bei der SPÖ.) Ich habe mich schon unter 
Kontrolle, keine Sorge, Herr Kollege. Machen 
Sie sich um mein Wohlbefinden am Redner­
pult keine Sorgen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Zu den Argumenten des Herrn Bundes­
kanzlers: Wir haben ihn gefragt, was mit der 
Steuerreform, die er ja als einen der Haupt­
punkte in seiner Regierungserklärung ange­
kündigt hat; das ist ja keine Erfindung von 
uns. Das war eine Zentralstelle der Regie­
rungserklärung vom 31. Mai 1983. Ich zitiere: 
"Schließlich bin ich der Meinung, daß unser 
Steuersystem in vielen Bereichen unüber­
sichtlich, unüberschaubar und selbst für 

Fachleute außerordentlich schwierig zu hand­
haben ist. Die Bundesregierung beabsichtigt 
daher, sehr rasch Vorschläge für eine Steuer­
reform vorzulegen." 

Da der Herr Finanzminister heute vormit­
tag diese Steuerreform für tot erklärt hat, 
haben wir gefragt: Herr Bundeskanzler gilt 
das, was in der Regierungserklärung steht: ja 
oder nein? Und nun haben wir gehört: jein. 

Der Finanzminister sagt nein, der Herr 
Bundeskanzler sagt, das sei eine permanente 
Aufgabe, und der Kollege Mühlbacher sagt: 
Wir werden uns zusammensetzen und dar­
über reden. Wir harren also der Dinge, die da 
auf uns zukommen werden. 

Einige Feststellungen zu den Ausführungen 
des Herrn Bundeskanzlers: Ich persönlich bin 
der Auffassung, daß die Regierungsvorlage 
zum Abgabenänderungsgesetz - ich habe sie 
mir durchgeschaut - doch nicht als Reform 
bezeichnet werden kann, der Herr Finanzmi­
nister hat das ja auch nicht getan, der Herr 
Bundeskanzler hat das aber gesagt. 

Was steht denn da drinnen, um die wesent­
lichsten Dinge einmal herauszuheben? Es ist 
von einigen technischen Dingen die Rede, 
aber die entscheidende Frage ist das Problem 
des Investitionsprämiengesetzes, wo man 
Investitionsprämien im Zusammenhang mit 
Umweltschutzinvestitionen erhöhen will. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, 
damit ist dieses Problem nicht zu lösen, es ist 
nicht einmal zu erleichtern. Wir sind aber 
gerne bereit - mein Kollege Graf hat das ja 
immer wieder betont -, über die Frage der 
Investitionsprämie zu reden; wir haben das ja 
einmal gemeinsam verhandelt und haben die 
Einführung einer Investitionsprämie 
beschlossen. Sie erinnern sich an diesen Aus­
schuß, in dem wir zusammengesessen sind 
und gesagt haben: Wir machen die Investi­
tionsprämie. (Abg. Dr. Ve sei s k y : Sie 
waren für das Abschaffen!) 

Zur Zinsertragsteuer. Nach einer wochen­
langen beziehungsweise monatelangen Dis­
kussion über die Zinsertragsteuer hat der 
Herr Finanzminister Purzelbäume geschla­
gen - sicher contre creur - und hat die 
ZEST um ein Drittel ermäßigt. Meine Damen 
und Herren! Jeder weiß, das ist keine Lösung, 
das ist nicht die Frage. In der Bundesrepublik 
wird die Kuponsteuer abgeschafft, in Ame­
rika schaffen sie die Zinsertragsteuer ab. 

Das heißt, wir haben eine Verzerrung unse-
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rer Geldmarkt- und Kapitalmarktverhält­
nisse. Daher ist es ja vernünftig, daß wir 
gesagt haben: Schaffen wir die ZEST ab! Das 
ist keine demagogische Forderung, wie das 
von Ihnen behauptet wird. Der Herr Finanz­
minister weiß natürlich auch, daß das ver­
nünftig ist. 

Ich attestiere dem Finanzminister - so wie 
mein Kollege Graf das macht -, ein guter 
Fachmann zu sein, aber ein guter Fachmann 
ist eine Sache, und etwas politisch verwirkli­
chen ist eine andere Sache. Vranitzky hat 
seine Auffassungen, die er vorher gehabt hat, 
politisch nicht durchgesetzt, es hätten ihm die 
Partei und die Regierung dabei ein bißchen 
helfen müssen. Aber das haben sie offenbar 
nicht getan, und damit ist Vranitzky übrigge­
blieben mit diesem Drittel, damit ein bisserl 
ein Erfolg da ist. Das ist die Situation, meine 
Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) 

Die nächste Frage, weil wir schon bei der 
Steuerreform sind, beim Abgabenänderungs­
gesetz; eine Frage, die der Finanzminister 
nicht als solche bezeichnet hat. Kapitalerhö­
hung aus Gesellschaftsmitteln hat es gehei­
ßen. Meine Damen und Herren! Das ist eine 
bilanzoptische Vorgangsweise, denn es erhöht 
niemand das Kapital einer Gesellschaft, wenn 
er Steuern dafür zahlen muß, wenn er es aus 
den Rücklagen der Firma erhöht; daher wird 
steuerlich entlastet. Das ist eine reine Optik, 
das hat mit Eigenkaprtalbildung und ähnli­
chem überhaupt nichts zu tun. Das geht nicht 
in die Richtung einer Förderung der Risikoka­
pitalbildung. Das ist keine Steuerreform, das 
ist eine Sache der Optik. Aber der Finanzmi­
nister hat auch gar nicht gesagt, daß das eine 
neue Maßnahme wäre im Bereich der Eigen­
kapitalförderung. 

Das heißt, meine Damen und Herren, es 
gibt keine Steuerreform. Die Formulierung 
des Herrn Bundeskanzlers von der "perma­
nenten Steuerreform" ist nichts anderes als 
der Versuch, auszubügeln, daß man vor 
eineinhalb Jahren in der Regierungserklä­
rung gesagt hat, man werde eine Steuerre­
form machen und nichts davon übriggeblie­
ben ist. Die "permanente Steuerreform" ist 
die Todeserklärung für die Steuerreform. 
Wenn etwas für permanent erklärt wird - ob 
das ein Ausschuß ist oder sonst etwas anderes 
-, so wird das immer ein Begräbnis dritter 
Klasse, und wir haben ein Begräbnis dritter 
Klasse in der Frage der Steuerreform. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Ich persönlich glaube, daß im Jahre 1984 
beziehungsweise im Jahre 1985 eine Möglich-

keit bestanden hätte - ich verwende aus­
drücklich den Konjunktiv -, von der Budget­
misere vergangener Jahre wegzukommen. 
Lassen Sie mich ganz kurz begründen, 
warum ich das sage. 

Ich kenne das Ergebnis des Jahres 1984, 
den Budgetvollzug, noch nicht. Der Herr 
Finanzminister hat nur zwei Zahlen genannt, 
er hat aber immerhin in seiner Budgetrede 
geschrieben, daß er ungefähr 17,4 Milliarden 
Schilling an Entlastung des Budgets durch 
seine Maßnahmen bringt; ich kann allerdings 
nicht überprüfen, ob das stimmt. Ich greife 
daher zurück auf die Zahlen des Herrn Dr. 
Salcher. 

Die Pensions reform und alle anderen Maß­
nahmen sind enthalten in einer Unterlage, die 
ich mir nur schnell durchgeschaut habe; ich 
habe sie erst seit heute vormittag. Darin ist zu 
lesen, daß ungefähr 7,7 Milliarden Schilling 
an Enlastung für 1985 da sind. 

Das heißt also, man hat in zwei Jahren - in 
den Jahren 1984 und 1985 - rund 25,1 Milliar­
den Schilling, angegeben von den zuständigen 
Finanzministern, an Budgetentlastungen 
durch Mehrbelastung der Bürger durchgezo­
gen, aber es gelingt bei diesen 25 Milliarden 
Schilling nicht, das Nettodefizit maßgeblich 
zu reduzieren. Das ist die Problematik, meine 
Damen und Herren von den Koalitionspar­
teien, vor der Sie stehen, vor der das ganze 
Land, vor der die Wirtschaft steht, vor der 
jeder Steuerzahler steht. 

In Wahrheit hätten Sie - ohne jegliche 
Schwierigkeiten - mit dem Nettodefizit um 
etwa 10 Milliarden Schilling herunterkommen 
müssen, denn Sie belasten ja mit 25 Milliar­
den Schilling mehr, wenn ich diese Rechnung 
einmal so grob machen darf, da kann man 
jetzt sicher ein bißchen sophistizieren, gar 
keine Frage, aber im Prinzip, in der Grundli­
nie stimmt meine Rechnung. 

Was uns so bedenklich stimmt, ist ja, daß es 
trotz dieser Belastungen nicht gelungen ist, 
mit dem Nettodefizit maßgeblich herunterzu­
kommen. Das ist die Problematik! (Zustim­
mung bei der ÖVP.) Das ist auch die Überle­
gung, aus der heraus ich sage, daß hier eine 
Chance verspielt wurde. 

Jetzt sage ich genauso wie mein Freund 
Robert Graf zum Herrn Finanzminister - ich 
glaube, das versteht er -: Ich schätze ihn als 
Fachmann, ich kenne ihn lange genug in die­
ser Branche, da gibt es überhaupt kein Pro­
blem. Nur: Daß es zur Steuerreform nicht 
wirklich gekommen ist, das ist die erste große 
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strategische und politische Niederlage des 
Experten Vranitzky! (Zustimmung bei der 
ÖVP.) 

Einige wenige Sätze zu den Äußerungen 
des Herrn Bundeskanzlers, damit diese nicht 
unwidersprochen im Raum stehen bleiben. 
Immer wieder wird mit Arbeitsplatzproble­
men argumentiert. Das ist ein großes Anlie­
gen unserer Zeit. Immer wieder rühmt sich 
die Regierung, wie gering die Arbeitslosen­
rate in Österreich ist. Wir sind froh darüber, 
daß sie Gott sei Dank nicht hoch ist, und 
jeder, der ein bißchen etwas in der Wirtschaft 
zu tun hat, bemüht sich, in seinem Rahmen 
etwas zur Sicherung der Arbeitsplätze beizu­
tragen. 

Es geht nun um eine entscheidende Frage, 
und wir sollten uns nicht immer in die Tasche 
lügen. Aus dem Hauptverband der Sozialver­
sicherungsträger kam die Meldung, daß wir 
mit allen vorzeitigen Pensionierungen unge­
fähr eine 6,6prozentige Arbeitslosigkeit hät­
ten. Das ist nicht von mir, das stand in der 
Zeitung, ich habe es nur gelesen, es ist nicht 
dementiert worden. Nicht daß ich die Arbeits­
losigkeit hinaufreden will! Im Gegenteil: 
Wenn wir null Prozent Arbeitslosenrate hät­
ten, wäre es mir persönlich am liebsten. Wir 
haben 100000 Gastarbeiter nach Hause ge­
schickt, wir gehören zum guten Durchschnitt 
der europäischen Industriestaaten, mehr 
nicht. Wir können ja auch nicht zaubern. Es 
ist viel vernünftiger, man spricht ehrlich dar­
über. Die Schweizer haben 250000 Gastarbei­
ter nach Hause geschickt - damit haben sie 
eine sehr geringe Arbeitslosigkeit, eine noch 
wesentlich geringere als wir. Aber sie haben 
es ja auch nicht ganz geschafft, denn man 
kann, wenn man Arbeitslosigkeit exportiert, 
nicht sagen: Ich habe die Vollbeschäftigung 
gesichert. Die Leute, die man wegschickt, sind 
genauso gute oder genauso schlechte, wie wir 
das selber sind. 

Man sollte hier bei der Realität bleiben, 
wobei ich durchaus die Bemühungen der 
Regierung anerkenne, die Arbeitslosigkeit so 
gering wie möglich zu halten. Ich habe dazu 
nie etwas anderes gesagt. Man soll nur nicht 
so tun, als hätten wir den Stein der Weisen 
gefunden. Wir haben ihn leider auch nicht, die 
Regierung hat ihn schon gar nicht, auch wenn 
sie noch so sehr betont, meine Damen und 
Herren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Der Herr Bundeskanzler hat in seiner 
Beantwortung der Dringlichen gesagt, daß im 
Mai dieses J abres eine Steuerreform in einem 
Wochenmagazin angekündigt und von ihm in 

dieser Form nicht akzeptiert wurde. Dann 
sagte er, er verstehe unsere Enttäuschung, 
denn damit sei eine "weitere Möglichkeit 
weggefallen, die Bundesregierung zu attackie­
ren und die Bevölkerung zu verunsichern". 

Was heißt denn das? Verstehen Sie unter 
Steuerreform Steuererhöhungen oder son­
stige Grauslichkeiten? Sonst kann man doch 
nicht so argumentieren. Das habe ich mir 
eigentlich nicht gedacht, auf diese Idee hat 
mich erst der Herr Bundeskanzler gebracht. 

Jetzt sagen Sie, Sie erhöhen die Steuern 
nicht, aber Sie haben sie ja schon erhöht. 
Vom Standpunkt des einzelnen Steuerzahlers, 
des Arbeitnehmers und des Arbeitgebers, des 
Gewerbetreibenden und des Bauern, wer 
immer es sein mag, ist natürlich auch eine 
Erhöhung der Sozialversicherungsbeiträge 
eine Erhöhung. Es ist doch völlig gleichgültig, 
ob eine Steuer oder ein Sozialversicherungs­
beitrag erhöht wird, das ist für ihn eine Art 
öffentliche Abgabe. Daher haben wir jedes 
Jahr eine gewaltige Erhöhung der Belastung. 
Das gibt es in diesem Land, das können Sie 
nicht wegdiskutieren. Die Statistik zeigt das 
auch. 

Meine Damen und Herren! Unsere Überle­
gung wäre: Man sollte einmal versuchen, sich 
hier einzubremsen. Ich bin der letzte, der 
glaubt, daß man in den nächsten Jahren große 
Steuergeschenke machen kann. Das gibt es 
nicht. Das ist meine Meinung; das sage ich 
Ihnen ganz offen. Das werden Sie nicht 
machen können. Aber natürlich wird man vor 
den Wahlen sagen: Jetzt müssen wir wieder 
"Tarifkorrekturen" machen. Dann werden 
Sie den Tarif weiter verzerren mit dieser 
"Korrektur", die dann so geschwind gemacht 
werden muß, damit man noch schnell ein 
Wahlversprechen in der Hand hat. Nachher 
kommt das dicke Ende, nachher muß man 
wieder um das Doppelte erhöhen. Das ist die 
Politik, die Sie seit langem machen. Aber die 
Bevölkerung, so glaube ich, beginnt Sie zu 
durchschauen, meine Damen und Herren von 
der SPÖ. (Beifall bei der ÖVP.) 

I 
Der Herr Bundeskanzler hat gesagt, er 

denke nicht daran, über unsere Vorschläge 
hier zu diskutieren: Die Verwirklichung der 
ÖVP-Vorschläge wird von uns abgelehnt. -
Wir haben ja auch nicht gedacht, daß dieses 
Konzept tatsächlich samt und sonders von der 
Regierung akzeptiert wird; das würde auch 
den Spielregeln widersprechen, das ist ja 
selbstverständlich. 
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Ich würde mich aber nicht hierher stellen 
und sagen: Das wird von uns samt und son­
ders abgelehnt. Niemand von uns hat 
geglaubt, daß dieses Konzept nun Regierungs­
programm der SPÖ werden wird. Das haben 
wir nicht geglaubt. Aber daß man apriori 
sagt: Wir reden gar nicht darüber, das wird 
von uns samt und sonders abgelehnt!, das, 
meine Damen und Herren, würde ich an Ihrer 
Stelle nicht machen, obwohl ich vermeiden 
möchte, Ihnen von dieser Stelle aus Rat­
schläge zu geben. Das tun wir nicht. Da sind 
ein paar Sachen drinnen, über die man durch­
aus reden kann. (Zwischenruf bei der SPÖ.) 

Vieles geht doch auch gegen Ihre langjäh­
rige ideologische Tradition. Das wissen wir 
doch, selbstverständlich. Wir können doch 
nicht das gleiche Konzept machen, das Sie 
machen würden. Der Unterschied macht die 
Bewegung aus, und daher gibt es zwischen 
Ihnen und uns Unterschiede. Die muß es ja 
geben! (Zustimmung bei der ÖVP.) 

Was mir als Grundüberlegung vorschweben 
würde, da werden sicher von Ihrer Seite 
andere Sachen eingebracht, von unserer Seite 
auch. Ein Steuersystem in unserer ökonomi­
schen Situation muß eine Art Katalysator der 
Veränderung sein. Unser jetziges Steuersy­
stem bremst die Änderung aus einer Reihe 
von Gründen, die ich aus Zeitüberlegungen 
nicht mehr anschneiden kann. 

Unsere Frage wäre: Wie dreht man das 
Steuersystem nun in die Richtung, daß es die 
positive Veränderung unterstützt und verhin­
dert, daß sich Menschen aus steuerlichen 
Gründen gewissermaßen in die Erde krallen 
müssen, damit sie nichts verlieren? Das ist ja 
die Problematik unseres Steuersystems, wie 
wir es heute haben. Es ginge so, daß man aus 
dem Steuersystem gewissermaßen einen 
Katalysator der Veränderung macht, in eine 
positive Richtung geht. Das ist nicht leicht. 

Hiezu werden Sie und wir eine andere Auf­
fassung haben, aber irgendwo gibt es einen 
Weg, den man dann doch zu gehen versuchen 
kann. Die einen oder anderen werden dann 
sagen: Na gut, so könnte es auch gehen. 

Das ist es, was wir heute mit der dringli­
chen Anfrage bezwecken wollten, daß man 
einmal nicht sagt: So, die Steuerreform ist 
vom Tisch, die gibt es nicht. Ich bin mit dem 
Begriff "Reform" - das gebe ich zu - sehr 
vorsichtig. Aber was wir tun sollten und wozu 
wir Sie eigentlich ermuntern wollten, ist: 
Reden Sie weiter über Änderungen im Steuer­
recht! Diese sind zum Wohle dieses Landes 

dringend notwendig. (Beifall bei der 
ÖVP.) 16.41 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Haigermoser. 

16.41 

Abgeordneter Haigermoser (FPÖ): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Abgeordneter Kohl­
maier hat in seiner Anfragebegründung wört­
lich ausgeführt: "Eine Anfrage muß, vor allem 
wenn sie in dringlicher Form gestellt wird, 
ihre Berechtigung haben, ihre Sinnhaftigkeit 
von der Klarstellung her, die gewünscht 
wird." 

Es wäre gut gewesen, wenn die Anfrage 
auch dem Inhalt nach diesen Sätzen entspro­
chen hätte. Beim Durchlesen dieser dringli­
chen ÖVP-Anfrage muß auffallen, daß nicht 
nach den Worten Kohlmaiers vorgegangen 
wurde. Den Beweis dafür werd~ ich noch er­
bringen. 

Eingangs darf erwähnt werden, daß mit 
dem Budget 1985 ein weiterer Schritt zur Bud­
getkonsolidierung gesetzt wurde. Das hat der 
Herr Finanzminister heute ja ganz klar und 
deutlich in seiner Rede ausgeführt. 

Zur Erinnerung muß der Opposition jedoch 
neuerlich gesagt werden, daß bereits 1984 das 
Nettodefizit in bezug auf das Bruttoinlands­
produkt niedriger wurde. Das Nettodefizit 
wird im nächsten Jahr wiederum gesenkt 
werden, und zwar von 4,75 Prozent auf zirka 
4,4 Prozent. Das sind Erfolgszahlen, auf die 
wir zweifelsohne stolz sein können. 

Meine Damen und Herren! Das ist der 
erfolgreiche Weg der sozialistisch-freiheitli­
chen Bundesregierung. Und von diesem 
erfolgreichen Weg lassen wir uns durch eine 
zahnlose Haxelbeißerpolitik nicht abbringen. 
Das garantieren wir Ihnen! (Beifall bei FPÖ 
und SPÖ.) 

Der zweite Schritt, den die Regierung nun 
macht und schon lange gemacht hat, ist die 
Verbesserung der wirtschaftlichen Lage. 
Diese Verbesserung ist eindeutig und zwei­
felsfrei gelungen. Der Beweis: Die für das lau­
fende Jahr prognostizierten 0,5 Prozent 
Wachstumssteigerung, die Sie im vergange­
nen Jahr in Ihren zahlreichen Wortmeldun­
gen in Frage stellten, wurden auf 2,5 Prozent 
hinaufgeschraubt. Und dies im laufenden 
Jahr, wie schon erklärt! 

Für 1985 - für 1985, bitte herhören! - wer­
den 3 Prozent reales Wachstum vorausgesagt. 
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Diese Regierung wird alles tun, diese Voraus­
sage noch zu übertreffen. (Beifall bei FPÖ 
und SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! In dieser Auf­
schwungphase - der Herr Kollege Taus hat 
ja zugegeben, daß es einen Aufschwung gibt 
- verlangt nun die ÖVP einen sogenannten 
Kurswechsel. Den erfolgreichen Kurs zu hal­
ten, ist das Gebot der Stunde, meine Damen 
und Herren. Und wir werden diesen erfolgrei­
chen Kurs halten mit den neuen Segeln, die 
gesetzt wurden. 

Wir Freiheitlichen lehnen es ab, einen ÖVP­
Zickzackkurs zu befahren, der diese Republik 
ins Bermudadreieck führen würde. Dagegen 
werden wir uns jedenfalls mit unserer Arbeit 
wehren, Herr Kollege. (Abg. Fa chI e u t­
ne r: Welches Wirtschaftswachstum konnte 
die Landwirtschaft erreichen?) 

Zugegebenermaßen ist etwas Rückenwind 
aus dem Ausland dabei. Der Tüchtige braucht 
natürlich auch etwas Glück, und für dieses 
Glück im Zusammenhang mit der Tüchtigkeit 
dieser Regierung sind wir dankbar. 

Meine Damen und Herren! Die Fakten sind 
ja im WIFO-Bericht vom September 1984 auf­
gelistet. In diesem Bericht heißt es, daß die 
Industrieproduktion gewachsen ist, daß der 
Export die treibende Kraft des Aufschwungs 
ist - der Export und nicht der importierte 
Aufschwung - und daß zunehmend Impulse 
von der Investitionsnachfrage ausgehen. Zum 
Beispiel liegen die realen Ausrüstungsinvesti­
tionen im zweiten Quartal 1984 um 10,4 Pro­
zent über dem Vorjahr. Des weiteren sind 
erstmals seit Jahren die Insolvenzen im klein­
und mittelständischen Bereich zurückgegan­
gen. 

Der Herr Kollege Taus hat den Blick in die 
Bundesrepublik und nach Amerika geworfen. 
Ich darf daraufhin zitieren, was der Kredit­
schutzverband von 1870 in seinem Bericht 
sagt, nämlich daß in der Bundesrepublik in 
diesem Jahr die Insolvenzen der vergangenen 
Jahre sogar noch übertroffen worden sind. 
Und aus den Vereinigten Staaten ist zu 
berichten, daß im heurigen Jahr bereits 
43 Geldinstitute insolvent geworden sind. Im 
vergangenen Jahr mußten 48 vor allem kleine 
Regionalbanken ihre Pforten schließen. Das 
war die höchste Zahl seit 1939. Das ist in 
Österreich nicht unser Vorbild, meine Damen 
und Herren von der ÖVP! 

Die Politik der falschen Behauptungen der 
ÖVP ist weder als Kurswechsel noch als 

Ansage von neuen Ideen zu bezeichnen, son­
dern als eine unverantwortliche Politik der 
verbrannten Erde. Diese Politik, die Sie 
betreiben, ist unverantwortlich. Die Bürger 
erkennen dies in zunehmendem Maße. (Bei­
fall bei FPÖ und SPÖ.) 

Ich möchte auf die Angstmacherparolen, 
auf die von vielen schon als "Krampuspolitik" 
bezeichneten Kohlmaiersehen Worthülsen 
zurückkommen. Die angekündigte Erhöhung 
der Familienbeihilfen ab 1. Jänner 1985, die 
Sie abqualifizieren, soll nun familienfeindlich 
sein. Das glauben Sie doch selber nicht, 
meine Damen und Herren von der ÖVP! Alles, 
was Ihnen dazu eingefallen ist, ist eine Lizita­
tionspolitik und sonst nichts. 

Nun zaubert die ÖVP aus ihrer Trickkiste 
mit doppeltem Boden auch noch den Angstha-, 
sen der höheren Besteuerung des Urlaubs­
und Weihnachtsgeldes, der Überstunden und 
der Abfertigu:ngen. Der Herr Bundeskanzler 
hat eindeutig erklärt, daß dem nicht so ist. 
Wir haben dies schon mehrmals nicht nur von 
der Regierungsbank aus, sondern auch von 
den Rednern der Regierungsparteien gehört. 
Diese Amateurzaubertricks des Herrn Kohl­
maier vollführt die Mock-Partei obwohl sie 
weiß, daß gerade wir Freiheitlichen die 
höhere Besteuerung dieser Bezüge von den 
Unselbständigen abwenden konnten. Daher 
ist es besser, die ÖVP stößt ihre Unkenrufe in 
einem Moorsumpf aus als hier im Parlament. 

Eigentlich müßte man die Hoffnung aufge­
ben - wenn auch· Kollege Taus hier etwas 
anderes signalisiert hat, aber das macht er 
jedesmal in seinen Reden, gehandelt wird 
dann anders - auf die Bereitschaft der ÖVP 
zur konstruktiven Zusammenarbeit. (Zwi­
schenruf des Abg. Dr. BI e n k.) Ich möchte 
aus freiheitlicher Sicht aber trotzdem den 
Versuch unternehmen - man soll ja den Ver­
such nie aufgeben; Herr Kollege Blenk, bei 
Ihnen habe ich keine Hoffnung -, Ihnen 
noch einmal in Erinnerung zu rufen, was bis­
her geschah. Herr Kollege Blenk! Sie sehen ja 
sehr oft fern, wie ich gehört habe, und da wird 
ja auch vor jeder Fortsetzungsserie immer 
eingeschaltet: Was bisher geschah. Das 
mache ich jetzt für Sie. 

Steuerpolitik: Abschaffung der Gewerbeka­
pitalsteuer, Reduktion der Gewerbeertrag­
steuer, Senkung der Vermögensteuer für 
Betriebsvermögen, Erhöhung der Begünsti­
gung für im Betrieb belassene Gewinne, 
Abschaffung der Kreditgebühr bei Umschul­
dungen, et cetera, et cetera. 
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Des weiteren darf ich Ihnen mitteilen, wel­
che steuerlichen Erleichterungen geplant sind 
und kommen werden und wie· der Verwal­
tungsaufwand verringert wird: Verlängerung 
des Verlustvortrages von fünf auf sieben 
Jahre, Erhöhung der vorzeitigen Abschrei­
bung von 60 auf 80 Prozent beziehungsweise 
Einführung einer 12prozentigen Sonderinve­
stitionsprämie für U mweltschutzinvestitio­
nen, steuerfreie Auflösung von Rücklagen 
zugunsten von Eigenkapital, 50prozentige 
Erhöhung des Freibetrages und der Frei­
grenze bei der Lohnsummensteuer - eine 
langjährige Forderung der Freiheitlichen; 
schrittweise und glaubwürdig wird hier vorge­
gangen, meine Damen und Herren , 
Abschaffung der Gebührenpflicht für Fotoko­
pien und amtliche Geschäftsstücke, et cetera. 
Für den Fremdenverkehr: Umsatzsteuerbe­
freiung der Verkehrsvereine. 

Wir haben heute den Herrn Kollegen Graf 
gehört, der offensichtlich jetzt etwas anderes 
zu tun hat, als der Debatte zu folgen. Dazu 
muß ich sagen, es wäre besser gewesen, er 
hätte seinen Auftritt als politischer Socken­
händler nicht hier gehabt und er hätte aus sei­
nem politischen Bauchladen etwas Besseres 
hervorgezaubert, als er mit seinen sogenann­
ten Gags der roten und blauen Socken hier 
zum besten gegeben hat. 

Meine Damen und Herren! Wenn der Sekre­
tariatsleiter der Steuerreformkommission Dr. 
Otto Helige in seiner Dokumentation meint­
ich zitiere wörtlich -: "Die Umgestaltung der 
Steuerrechtsordnung ist ein ununterbroche­
ner Anpassungsprozeß", so habe ich aus frei­
heitlicher Sicht dazu nur anzumerken, daß 
wir zum Unterschied von der ÖVP bereit sind, 
den vorgeschlagenen und praktizierten Weg 
der permanenten Steuerreform mitzugehen, 
auch wenn der Herr Kollege Taus dieses 
Bemühen, dieses flexible Bemühen hier ver­
unglimpfen wollte. Es ist ihm jedenfalls nicht 
gelungen. Dieser Weg ist der erfolgreiche Weg 
der Bundesregierung, meine Damen und Her­
ren! Jedenfalls wird von freiheitlicher Seite 
alles getan werden, um die Budgetansätze auf 
Berechtigung, Folgewirkung und Wirksam­
keit bei der Budgeterstellung und beim Voll­
zug zu prüfen. 

Wenn Sie, meine Damen und Herren von 
der ÖVP, dem unzweifelhaft im nationalen 
und internationalen Vergleich erfolgreichen 
Wirtschaftskurs der Bundesregierung nur 
eine Lizitationspolitik nach dem Motto: 
365mal im Jahr muß das Christkind kommen!, 
entgegensetzen, so mag das Ihre Sache sein. 
Die Bürger dieses Landes erkennen immer 

mehr die Doppelzüngigkeit der Österreichi­
schen Volkspartei. 

Da'3 Wahlergebnis in Kärnten und bei nähe­
rer Beleuchtung auch das in Salzburg ... 
(Zwischenruf der Abg. Helga Wie s er.) 
Wenn Sie das Stichwort Elsbethen bringen, 
Frau Kollegin, möchte ich sagen: Wenn wir 
bei der Landtagswahl in meiner Gemeinde 
von 11 Prozent auf 20 Prozent gekommen 
sind, dann überlasse ich es Ihren mathemati­
schen Kenntnissen, auszurechnen, was ein 
Erfolg und was ein Mißerfolg ist. Ich bin aber 
gerne bereit, Ihnen einmal in Ihrem Gasthaus 
in einem stillen Ecker! das zu erklären, wenn 
Sie Zeit haben. 

Das Wahlergebnis in Kärnten und bei nähe­
rer Beleuchtung auch das in Salzburg zeigt 
eindeutig, daß nicht nur die müden Haufen 
um Herrn Graff ein gerüttelt Maß an Schuld 
an diesen Niederlagen haben, sondern in 
zunehmendem Maße auch die ÖVP-Holzham­
merpolitik von Mock, Graff, Bergmann und 
Co. 

Einen letzten Satz in Ihr Stammbuch aus 
der heutigen "Presse", also vom 19. Oktober 
1984; sicherlich eine Zeitung, die nicht unbe­
dingt den Freiheitlichen nahesteht. Hier heißt 
es wörtlich: "Die Opposition freilich wird gut 
daran tun, nicht gleich alle Ansätze einer 
sparsamen Ausgabenpolitik im Sozial- und 
Subventionsbereich in Grund und Boden zu 
verdammen." 

Sie tun jedoch etwas anderes als das, was 
Ihnen Journalisten, die Ihnen nahestehen, 
raten. Leider Gottes haben diese positiven 
Worte bei Ihnen noch kein Gehör gefunden. 
Ich gebe aber die Hoffnung nicht auf, eines 
Tages werden auch Sie begreifen, wie positiv 
es mit unserer Politik vorwärtsgeht. (Beifall 
bei FPÖ und SPÖ.) 16.54 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Steidl. 

16.54 

Abgeordneter Dr. Steidl (ÖVP): Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Ich war bis 
heute der Meinung, der Chef der Bundesre­
gierung ist für alle Österreicher da. Daß er 
von etwas mehr als der Hälfte dieses Hauses 
Beifall bekommt, mag für den Vorsitzenden 
der Sozialistischen Partei ausreichend sein, 
für den Bundeskanzler der Republik Öster­
reich ist das sicherlich -zu wenig. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Weil Sie meinen, Herr Bundeskanzler, die 
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Betriebsratswahlen als Erfolg Ihrer Politik 
darstellen zu müssen, möchte ich doch berich­
tigen, daß das keine Sinowatz-Wahlen waren, 
sondern Ruhaltinger-Wahlen. (Abg. 
Ruh alt in ger: Ich bin ja auch wer! - Hei­
terkeit.) Das Ergebnis hat deutlich gezeigt, 
wer bei der Auseinandersetzung zwischen 
dem Betriebsratsobmann der VOEST und 
dem Bundeskanzler der Republik Österreich 
Sieger ist, w:er Herr bei der VOEST ist. 

Aber wenn Sie schon, Herr Bundeskanzler, 
auf Wahlergebnisse Bezug nehmen, warum 
nehmen Sie dann nicht die Arbeiterkammer­
wahlen her, wo die Österreichische Volkspar­
tei geradezu einen Erdrutschsieg errungen 
hat? Oder wenn Sie weniger weit zurücklie­
dende Wahlen nehmen wollen, dann empfehle 
ich Ihnen, die Gemeindevertretungswahlen in 
Salz burg zu nehmen, wo von 170 000 Wählern 
mehr Menschen der Österreichischen Volks­
partei ihr Vertrauen geschenkt haben und wo 
die Sozialistische Partei und im ganz besonde­
ren Ausmaß die Freiheitliche Partei ganz ent­
scheidende Prozente verloren haben. (Beifall 
bei der ÖVP. - Abg. Dr. Schwimmer: 
War doch ein Sieg in Salzburg für die FPÖ!) 

Herr Vizekanzler! Ihre Zwischenrufe bestä­
tigen aber wirklich, was die Öffentlichkeit 
immer sagt: Der Vizekanzler ist immer dann 
am besten, wenn er nichts sagt. (Heiterkeit 
und Beifall bei der ÖVP.) 

Die Aussichten auf die weitere wirtschaftli­
che Entwicklung werden sehr unterschiedlich 
beurteilt. Die Unsicherheit besteht nicht 
zuletzt darin, daß man nicht weiß, wie es nach 
den Wahlen in den USA weitergehen wird. Es 
ist doch ein sehr hohes Zinsniveau, der Geld­
abfluß aus Europa ist in mancher Beziehung 
beängstigend, und es gibt Stimmen insbeson­
dere in der Schweiz und in der Bundesrepu­
blik, die meinen, daß der Wirtschaftsauf­
schwung doch einen sehr schweren Ein­
schnitt erfahren wird. Wir wissen aber jetzt, 
daß wir in einem Wirtschafts aufschwung 
sind, der zurzeit großteils noch aus dem Aus­
land stammt. Daher sollten wir doch alles 
dazu beitragen, diesen Wirtschafts auf­
schwung durch innerösterreichische Maßnah­
men entsprechend abzusichern. 

Wenn schon eine Abkopplung von der inter­
nationalen Wirtschaft nicht möglich ist, dann 
sollte durch Schaffung entsprechender wirt­
schaftlicher Rahmenbedingungen dafür 
gesorgt werden, daß die Konjunktur, wenn sie 
international zurückgeht, durch österreichbe­
stimmte Komponenten erhalten bleibt. Als 
solche Rahmenbedingungen möchte ich die 

Verminderung des Steuerdruckes, Anreize für 
Investition und Innovation und eine Stärkung 
des Eigenkapitals bezeichnen. 

Ich weiß, meine Damen und Herren, es gibt 
über die Auswirkung von Steuersenkungen 
unterschiedliche Meinungen. Aber man ist 
sich einhellig darüber im klaren, daß Steuer­
erhöhungen noch nie ein Mittel waren, eine 
Konjunktur anzukurbeln. Steuererhöhungen 
haben immer dazu gedient, eine erhitzte Kon­
junktur abzukühlen, Wirtschaftswachstum 
einzubremsen, aber es nicht anzukurbeln. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Es sollte Ihnen doch zu denken geben, daß 
es in der Bundesrepublik in den nächsten 
Jahren, aufgeteilt auf zwei Branchen, Steuer­
senkungen im Ausmaß von 20 Milliarden 
D-Mark geben wird. Sie sollten, meine Damen 
und Herren von der Sozialistischen Partei, 
nicht unbeachtet lassen, daß Frankreich 
unter dem neuen Ministerpräsidenten bereits 
bei der ersten Ministerratssitzung den 
Beschluß gefaßt hat, Steuersenkungen im 
Ausmaß von 160 Milliarden Schilling vorzu­
nehmen, und auch Schweden will entspre­
chende Steuersenkungen durchführen. 

Ich glaube also, wenn wir von der ÖVP in 
unserem Steuerreformkonzept derartige 
Steuersenkungen vorschlagen und für not­
wendig halten, daß wir damit einen ganz ent­
scheidenden Impuls für die Beibehaltung des 
Wirtschaftswachstums setzen. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Wir wissen, welche Bedeutung Innovation 
und Investition für das Wirtschaftswachstum 
haben. Gerade die Ausrüstung mit Maschi­
nen, die zurzeit noch immer weit unter dem 
Durchschnitt der letzten Jahre ist, wäre ein 
Garant für die Beibehaltung beziehungsweise 
Entwicklung der Konjunktur. Gerade hier 
sollten wir entsprechende steuerliche Anreize 
schaffen, um die Anschaffung von Maschinen 
besonders zu begünstigen. Denn mit Maschi­
nen werden wir konjunkturelle Maßnahmen 
in vermehrtem Ausmaß durchführen und hal­
ten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Genauso wichtig erscheint es mir, durch 
Förderung von Innovation das Potential an 
Kreativität, das gerade den österreichischen 
Menschen auszeichnet, zu aktivieren und 
dazu beizutragen, daß wir mehr als bisher 
unsere schöpferischen Kräfte nutzen. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Was die Eigenkapitalstärkung schließlich 
betrifft, so wissen wir, daß seit 1970 geradezu 
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ein dramatischer Erosionsprozeß beim Eigen- ' Wirtschaftsaufschwunges, zur Erhaltung der 
kapital eingesetzt hat. Lassen Sie mich einen. Kaufkraft unserer Bevölkerung diskutieren. 
Zeugen nennen, von dem ich nicht weiß, wie > kh weiß nicht, ob das von der Bevölkerung, 
suspekt er bei Ihnen zurzeit ist; wir haben an von der Öffentlichkeit wirklich verstanden 
sich immer gewisse Vorbehalte gehabt. In der wird. 
letzten Ausgabe "CA-Exklusiv" vom Oktober 
1984 schreibt Androsch: Die Eigenmittelquote 
der österreichischen Aktiengesellschaften hat 
sich von 1970 bis 1982 von 37,3 auf 16,4 Pro­
zent vermindert; eine Entwicklung, die wirk­
lich bedrohend ist. 

Herr Bundeskanzler! Nun haben Sie in 
Ihrer Regierungserklärung angekündigt, 
rasch eine Steuerreform zu machen. Das war 
keine Absichtserklärung, sondern Sie haben 
dezidiert erklärt, unter gewissen Auspizien 
rasch eine Steuerreform zu machen. (Abg. Dr. 
Mo c k: Richtig!) 

Ich habe es als einen Schlag ins Gesicht 
empfunden, daß Sie nicht einmal ein Jahr 
später, nämlich bereits am 23. Mai 1984, den 
Tritt auf die Bremse getan haben und diese 
Steuerreform, die ein Bestandteil Ihrer Regie­
rungserklärung ist, abgeblasen ha'Qen. 

Meine Damen und Herren! Ich habe bisher 
die Meinung vertreten, daß eine Regierungs­
erklärung die Festlegung des Willens der 
Bundesregierung ist, was sie in den nächsten 
vier Jahren tun will. Wenn man sich nicht ein­
mal ein Jahr auf das Wort des Bundeskanz­
lers, auf das Wort der Minister, die ja auch die 
Regierungserklärung mit beschlossen haben, 
verlassen kann (Abg. Dr. Mo c k: Alles gleich­
gültig!), dann weiß ich nicht, Herr Bundes­
kanzler, was man Ihnen noch glauben kann! 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Die Österreichische Volkspartei hat des­
halb ein eigenes Steuerreformkonzept ausge­
arbeitet, das sowohl bei den Fachleuten als 
auch in der Öffentlichkeit entsprechende 
Beachtung gefunden hat. 

Wir haben es hingenommen, daß Staatsse­
kretär Bauer eine Diskussion darüber abge­
lehnt hat, wiewohl sein Chef, der Finanzmini­
ster Salcher, erklärt hat, über einzelne 
Punkte unseres Konzeptes ließe es sich 
durchaus diskutieren. 

Heute hat sich der Herr Bundeskanzler 
bedauerlicherweise auch von dieser Aussage 
"seines" - unter Anführungszeichen 
Finanzministers distanziert. 

Auch Sie, Herr Bundeskanzler, wollen 
offenbar nicht mehr über diese notwendigen 
steuerlichen Maßnahmen zur Erhaltung des 

Wir haben in den neuen Finanzminister -
das sei unbestritten - Hoffnungen gesetzt. 
Ihre ersten Äußerungen, Herr Finanzmini­
ster , fanden bei uns in der Österreichischen 
Volkspartei positives Interesse. Aber, ich muß 
es sagen: Schon nach wenigen Tagen haben 
Sie uns sehr, sehr enttäuscht, als wir feststel­
len mußten, daß Sie bereits an die rot-blaue 
Parteileine genommen worden sind und seit­
her eigentlich nur Vollzugsorgan der soziali­
stischen Politik der Belastung und Verbüro­
kratisierung sind. (Abg. Dr. BI e n k: Das hat 
der Bundeskanzler angedroht!) 

Ich weiß nicht, ob man zum Vollzugsorgan 
einer solchen Regierung unbedingt einen 
Generaldirektor bestellen muß. Ich glaube, 
Sie hätten wichtigere Aufgaben gehabt, als 
hier auszuführen, was die Partei beschließt. 
(Zustimmung bei der OVP.) 

Weil Sie das Abgabenänderungsgesetz 1984 
als Beginn der Steuerreform, als einen ersten 
Schritt bezeichnen, muß ich sagen: Herr Prä­
sident Mühlbacher, Sie sind sehr bescheiden 
geworden. Auf diesen 99 Seiten (Abg. M ü h 1-
b ach er: Über 40 Punkte!) stehen sehr viele 
Begründungen, über 40 Punkte. Das ist aber 
bei Gott nicht einmal der Beginn einer Steuer­
reform! Wenn hier Schritte gesetzt worden 
sind, dann waren es höchstens solche der 
Schreibmaschine. (Beifall bei der ÖVP.) 

Momentan gibt es eine Reihe von Proble­
men, die hier überhaupt keine Berücksichti­
gung gefunden hat. Ich sage Ihnen eines: Es 
gibt in der Stadt Salzburg 500 Steuerpflichtige 
- Eigentumswohnungsbesitzer und Häusl­
bauer -, die jetzt aufgrund eines Erkenntnis­
ses des Verwaltungsgerichtshofes von der 
Finanzbehörde bedroht sind, bis zu 200000 S 
Grunderwerbsteuer nachzahlen zu müssen. 
Da wäre es doch notwendig, Herr Präsident 
Mühlbacher und Herr Finanzminister, ein 
Abgabenänderungsgesetz in diesem Umfang 
zu erweitern und auch diese Frage entspre­
chend zu regeln. (Beifall bei der ÖVP.) 

Von der ZEST kann ich heute nicht mehr 
reden, weil die Zeit zu weit fortgeschritten ist. 
Aber das eine kann ich Ihnen sagen, Herr 
Bundeskanzler und Herr Finanzminister: Die 
Österreichische Volkspartei wird nicht eher 
ruhen, bevor nicht diese Sparbuchsteuer auf 
Heller und Pfennig abgeschafft ist. (Neuerli­
cher Beifall bei der ÖVP.) 
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Die Fortsetzung des sozialistischen Weges 
ist kein Beitrag zur Belebung der Wirtschaft, 
wie diese sozialistische Politik auch nicht in 
der Lage war, in den Jahren der Hochkon­
junktur die Strukturprobleme zu bewältigen 
und Reserven anzulegen. 

Sie müssen, meine Damen und Herren, 
Abschied nehmen von der Meinung, daß Wirt­
schaft nur über staatliche Maßnahmen mach­
bar ist. Der Staat hat lediglich die Aufgabe, 
akzeptable Rahmenbedingungen zu schaffen. 
Das übrige wird die Wirtschaft allein tun. 

Meine Damen und Herren! Die Zeit drängt. 
Ein stehendes Fahrzeug ist viel schwerer in 
Bewegung zu setzen, als ein in Bewegung 
befindliches zu beschleunigen. Warten wir 
nicht, bis die Konjunktur zum Stillstand 
gekommen ist, setzen wir jetzt jene Maßnah­
men, die notwendig sind, das Wirtschafts­
wachsturn zu erhalten. Diese Dringlichkeit, 
meine Damen und Herren, ist gegeben. 

Die Österreichische Volkspartei bietet 
Ihnen (Abg. Par ni gon i: Eine ÖVP-Regie­
rung!) ein Steuerreformkonzept an, das in 
sozial ausgewogener Weise den übermäßigen 
Steuerdruck mildert, Investitionen anregt und 
Innovationen fördert, das Eigenkapital und 
damit die Risikoprämie und -basis stärkt und 
schließlich die Steuerbürokratie abbaut. 

Meine Damen und Herren! Wir werden an 
diesem Steuerreformkonzept weiterarbeiten 
und es immer den gegebenen wirtschaftlichen 
Verhältnissen anpassen. Für uns ist Steuerre­
form kein statisches Anliegen, für uns ist 
Steuerreform ein dynamischer Prozeß. (Zwi­
schenrufe bei der SPÖ.) Niemand, Herr Präsi­
dent Mühlbacher, wird Sie hindern, einen gro­
ßen Schritt zu tun, anstatt immer nur anzu­
kündigen, kleine Schritte zu machen. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Die Zeit drängt. 
Der Kurswechsel ist zur Bewältigung der 
wirtschaftlichen Probleme notwendig! (Beifall 
bei der ÖVP.) 17.09 

Präsident: Zum Wort kommt die Frau Abge­
ordnete Elfriede Karl. 

17.09 

Abgeordnete Elfriede Karl (SPÖ): Herr Prä­
sident! Meine Damen und Herren! Hohes 
Haus! Die Österreichische Volkspartei will 
mit dieser dringlichen Anfrage eine Diskus­
sion ihrer Anträge zum Steuerrecht erzwin­
gen. Sie will das zu einem Zeitpunkt, zu dem 
diese Diskussion im Finanz- und Budgetaus-

schuß unmittelbar bevorsteht - sie wird 
nächste Woche stattfinden -, eine Diskus­
sion, die dann wahrscheinlich ziemlich rasch 
auch hier im Plenum durchgeführt wird. (Abg. 
Dr. K e im e 1: Das ist die Reform!) 

Mit Gegenstand dieser Diskussion wird ein 
Entwurf zu einem Abgabenänderungsgesetz 
sein, das immerhin einige hundert Millionen 
Schilling an Steuererleichterungen für die 
Wirtschaft, Hilfen im Bereich des Umwelt­
schutzes und administrative Erleichterungen 
bringen wird (neuerlicher Zwischenruf des 
Abg. Dr. K ei m e 1); also durchaus Dinge, die 
auch den Intentionen der Opposition und dem 
entsprechen müßten, was Herr Dr. Taus 
gemeint hat, als er sagte, man müßte auch 
über Änderungen und über Bewegungen in 
diesem Bereich ständig diskutieren. 

Ich kann mich daher, wenn ich mir über­
lege, daß eine dringliche Anfrage ein relativ 
scharfes parlamentarisches Instrument ist, 
über die heutige dringliche Anfrage nur wun­
dern. (Abg. Dr. B 1 e n k: Das tut uns sehr 
weh!) 

Meine Damen und Herren! In der Einlei­
tung Ihrer Anfrage beklagen Sie das Abga­
benniveau als leistungshemmend und eigen­
tumsfeindlich und bezeichnen wirtschaftspoli­
tische Probleme wie die Sicherung der 
Arbeitslosigkeit oder auch die Finanzierung 
von Renten und Pensionen als ungelöst. Es ist 
dies jene undifferenzierte Schwarzmalerei, 
die ich unter wechselnden wirtschaftlichen 
Voraussetzungen eigentlich schon seit 1971 in 
diesem Hohen Haus kenne, und ebensolang, 
meine Damen und Herren, sprechen die Fak­
ten, sprechen die Ergebnisse der Wirtschafts­
und Sozialpolitik dagegen. (Lebhafter Beifall 
bei SPÖ und FPÖ.) 

Sie haben heute oder vielleicht auch schon 
gestern statistische Unterlagen und Graphi­
ken zur Budgetrede erhalten. Ein kurzer 
Blick darauf - ich nehme an, die Quellen, 
nämlich die OECD und das Österreichische 
Wirtschaftsforschungsinstitut, sind Ihnen 
unverdächtig - zeigt Ihnen, daß Österreich 
seit 1970 mit dem Wirtschaftswachstum über 
dem Durchschnitt der europäischen OECD­
Staaten liegt, daß Inflations- und Arbeitslo­
senraten deutlich darunter liegen, und es gibt 
viele Untersuchungen, die zeigen, daß Öster­
reich hinsichtlich seines sozialen Standards 
im europäischen Spitzenfeld liegt. 

Nun, wenn wir auch den Stein der Weisen 
nicht gefunden haben oder nicht besitzen -
da stimme ich mit Herrn Dr. Taus überein, ich 
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glaube, den gibt es gar nicht -, müssen wir 
doch eines sagen: daß wir in einer Zeit, die für 
alle westlichen Industriestaaten außerordent­
lich schwierig ist, die Probleme doch besser 
bewältigt haben als viele andere. Auf Grund 
dieser Tatsache muß auch die Frage erlaubt 
sein: Kann dieses Ergebnis mit einem lei­
stungs- und eigentumsfeindlichen Steuersy­
stem erzielt werden? Kann das mit einer fal­
schen Wirtschaftspolitik erreicht werden, 
oder ist es nicht vielmehr so, daß Wirtschafts-, 
Steuer- und Sozialpolitik den Fleiß, die Ein­
satzbereitschaft, die Initiative, die Kreativität 
der österreichischen Unternehmer und der 
österreichischen Arbeitnehmer unterstützt 
haben und damit dieses Ergebnis erzielt wer­
den konnte? (Lebhafter Beifall bei SPÖ und 
FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Wenn man von 
Abgabenbelastung spricht - und Herr Dr. 
Kohlmaier hat wieder gemeint, erst ab 4. Juni 
arbeitet der österreichische Arbeitnehmer 
oder arbeiten die Erwerbstätigen für ihre 
eigene Tasche; er hat also damit das ganze 
Abgabenniveau gemeint und nicht nur die 
Steuern -, wenn man darüber sachlich disku­
tieren will, dann, glaube ich, muß man schon 
dazusagen, daß mehr als ein Drittel davon 
Sozialversicherung ist. Das heißt, das ist die 
Arbeit für die eigene soziale Sicherheit und 
die der Angehörigen. 

Und man muß etwas anderes auch noch 
dazusagen, abgesehen davon, daß aus einem 
Staatshaushalt Leistungen erbracht werden, 
die dem Bürger zugute kommen: daß den 
Abgaben auch ein hohes Maß an Ausgaben, 
die den Menschen und den Betrieben unmit­
telbar und direkt als Einkommen wieder 
zugute kommen, gegenübersteht. 

Das ist die Wirtschaftsförderung! Das sind 
im Bereich der Sozialpolitik die direkten 
Transfers! Und ich nenne hier nur zwei Bei­
spiele: der Familienlastenausgleichsfonds und 
der Pensionszuschuß. Das allein macht heuer 
oder nächstes Jahr, besser gesagt, fast 70 Mil­
liarden Schilling aus, die den Anspruchsbe­
rechtigten direkt als Einkommensverbesse­
rung zugute kommen. (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Das sind nur 
zwei Beispiele, es gibt noch eine ganze Reihe 
anderer solcher direkter Transfers. Gerade 
die Volkspartei ist ja auch in der Forderung 
nach Ausweitung der bestehenden und auch 
nach Einführung neuer direkter Transfers 
ziemlich erfinderisch. Ich denke hier nur an 
die Diskussion um das Erziehungsgeld. 

Gleichzeitig verlangen Sie Steuersenkun­
gen, von denen, nach Ihren Vorstellungen, die 
beiden ersten Etappen etwa' 12 Milliarden 
Schilling kosten; die Kosten der dritten kön­
nen Sie nicht quantifizieren. Und gleichzeitig 
verlangen Sie eine Reduktion des Budgetdefi­
zits; offensichtlich in dem guten Gefühl, daß 
Sie die Vereinbarkeit widersprechender Ziel­
setzungen nie nachzuweisen brauchen. 

Richtig ist: Steuerrecht ist nichts Stati­
sches. Es muß immer wieder den wirtschafts­
und sozialpolitischen Erfordernissen ange­
paßt werden, und der Steuertarif muß ebenso 
von Zeit zu Zeit der Geldwertentwicklung 
angepaßt werden. Das geschieht auch immer 
wieder. 

Ich erinnere an die Einkommensteuerrefor­
men 1973, 1975 und 1979. Ich erinnere daran, 
daß die zweite Etappe der letzten Steuerre­
form erst 1983 in Kraft getreten ist. Und ich 
erinnere daran, daß das Abgabenänderungs­
gesetz im Vorjahr - auch heuer liegt ja ein 
derartiges vor - für die Wirtschaft eine ganze 
Reihe von Erleichterungen vorsah. 

Es gibt also einen permanenten Prozeß der 
Steuerreform. Für mich, meine Damen und 
Herren, ist Permanenz nichts Totes, wie das 
Herr Abgeordneter Taus gemeint hat, son­
dern etwas sehr Lebendiges. Und Herr Dr. 
Steidl hat sich ja ebenfaiIs zu dieser Perma­
nenz bekannt. Ich glaube, hier wäre bei Ihnen 
dann einmal eine gewisse Sprachregelung 
notwendig. 

Wenn der Herr Abg. Dr. Kohlmaier beklagt, 
daß das Steuersystem unübersichtlich ist, daß 
es Ausnahmeregelungen gibt und daß das zu 
Problemen führt, so stimme ich mit ihm darin 
überein. 

Es ist richtig: Wir haben den Steuertarif. 
Wir haben eine Menge von einkommensteuer­
freien Einkommensbestandteilen. Wir haben 
Absetzmöglichkeiten. Und es ist für manchen 
Steuerpflichtigen schwierig, all diese Möglich­
keiten wahrzunehmen. 

Nur, Herr Dr. Kohlmaier: Ich glaube, man 
muß auch eines dabei sehen: daß das ja etwas 
ist, was historisch gewachsen ist. Das ist 
einerseits entstanden in der Verfolgung allge­
meiner wirtschafts- und sozialpolitischer Ziel­
setzungen, wenn man zum Beispiel die Wohn­
raumbeschaffung oder das Bausparen oder 
Investitionen begünstigen will. Andererseits 
werden auch Probleme und Interessen ver­
schiedener Gruppen von Steuerpflichtigen 
berücksichtigt. Gerade das ist es ja, was die 
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Diskussion um die Vereinfachung und um die 
Änderung so schwierig macht: daß eben diese 
Interessen betroffen sind, daß die Leute in 
ihren Problemen betroffen sind. Wir haben ja 
oft genug erlebt, daß man eine Frage zur Dis­
kussion stellt und damit fast ein Aufheulen 
von Gruppen oder auch von politischen Par­
teien auslöst. 

Ich glaube daher, daß gerade diese Proble­
matik eine sachli~he Diskussion und nicht 
eine polemische Auseinandersetzung erfor­
dert. 

Meine Damen und Herren! Im Personen­
steuerrecht, also in dem Teil des Einkommen­
steuerrechts, das die persönlichen Einkom­
men betrifft, waren im sozialpolitischen Sinn 
in der Vergangenheit zweifellos vor allem 
jene Änderungen von großer Bedeutung, die 
Steuerermäßigungen in direkte Transfers 
übergeführt haben. Ich erinnere hier an die 
direkten Prämien beim Bausparen. Ich erin­
nere hier an die Berücksichtigung der Kinder 
und an die Erhöhungen der direkten Leistun­
gen. 

Die direkten Transferleistungen allein aus 
dem Familienlastenausgleichsfonds sind seit 
1970 auf das Fünffache gestiegen. Das, meine 
Damen und Herren, ist eine Verbesserung 
gerade für die sozial Schwachen, darunter 
natürlich für zahlreiche kinderreiche Fami­
lien. Man muß dabei noch die Hilfe in 
Betracht ziehen, die in besonderen Problem­
fällen, also alleinstehenden Elternteilen, 
Eltern mit behinderten Kindern, oder auch 
nach Lebensphasen der Familie, wie zum Bei­
spiel bei der Geburt der Kinder oder in ihrer 
Schulzeit, gewährt wird. 

Ich kann daher die Auffassung, die in Ihren 
Anträgen vertreten wird, daß es zur Abkoppe­
lung sozial Schwacher und kinderreicher 
Familien von der allgemeinen Wohlstandsent­
wicklung gekommen ist, nicht teilen. Mit 
Steuerpolitik kann man diesen Gruppen näm­
lich relativ wenig helfen, sondern diesen 
Gruppen hat unsere Politik, die nicht nur die 
steuerliche Seite beachtet, sondern vor allem 
auch jene beachtet, die eben von Steuerermä­
ßigungen nichts haben, zweifellos den 
Anschluß an diese Wohlstandsentwicklung 
erst verschafft. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Ich bin daher der Überzeugung, daß man 
Steuerrecht nicht allein betrachten kann, son­
dern daß man es nur im Gesamtzusammen­
hang auch mit anderen einkommenswirksa­
men Leistungen und Fakten betrachten muß, 
und eine weitere Reform - es ist ein perma-

nenter Prozeß - erfordert sachliche Ausein­
andersetzung. Für Polemiken, meine Damen 
und Herren, ist diese Frage zu wichtig. (Bei­
fall bei SPÖ und FPÖ.) 17.21 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Schüssel. 

17.21 

Abgeordneter Dr. Schüssel (ÖVP): Meine 
Damen und Herren! Hohes Haus! Ich darf die 
Frau Abgeordnete Elfriede Karl durchaus 
beruhigen. Wenn die Opposition eine Anfrage 
stellt, noch dazu dringlich, dann möchte sie 
eine Antwort haben. Diese Antwort, was denn 
nun eigentlich mit der versprochenen Steuer­
reform - in der Regierungserklärung ver­
sprochen - sein wird, ist heute gegeben wor­
den, und die Antwort war durchaus klar. Wir 
sind zufrieden. Ob es der Wähler sein wird, ist 
eine zweite Frage; wir werden es dem Wähler 
jedenfalls sagen. 

Sinowatz hat ein beinhartes Jein gesagt, 
wie Taus schon erklärt hat. Er hat die Steuer­
reform als permanent erklärt. 

Damit ist sie für jeden Finanzminister gera­
dezu lebensgefährlich geworden. Es dürfte 
seine Amtszeit dramatisch verkürzen, wenn 
er diese heiße Kartoffel wirklich anpackt, und 
das erklärt natürlich auch das heutige Nein 
des Finanzministers Dr. Vranitzky zur 
Steuerreform. Denn diese Kartoffel wird er 
sich gleich am Beginn seiner Amtszeit nicht 
einhandeln. Und Präsident Mühlbacher wird 
das wahrscheinlich auch noch begreifen, er 
wird hier vorsichtiger werden in Zukunft. 

Wir sind also mit der Anfragebeantwortung 
durchaus zufrieden, wir wissen, was wir dem 
Wähler zu sagen haben: Die Steuerreforn ist 
tot! 

Wir müssen dem Wähler darüber hinaus, 
nach Beobachtung der Arbeit dieses neuen 
Teams in drei wichtigen Fragen: Budget, 
Steuer, soziale Sicherheit, eine überaus trau­
rige Nachric;ht zukommen lassen: Es haben 
sich zwar die Gesichter geändert, der Inhalt 
der Politik jedoch nicht. 

Und damit ist für uns wiederum ein Vorteil 
gegeben. (Abg. Dr. Mo c k: Genau!) Denn 
damit werden die Unterschiede - wesentli­
che Unterschiede - in unseren Positionen zu 
Ihren Positionen als Koalitionsregierung 
durchaus sichtbar. 

Erstens: Die ÖVP will eine große Steuerre­
form rasch und zügig in einem Dreiphasen-
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plan durchziehen. (Beifall bei der ÖVP.) Die 
sozialistische Koalition schiebt dagegen die 
Steuerreform auf die lange Bank und erhöht 
statt dessen die Direkt-Wirtschaftsförderung 
um 4 Milliarden Schilling; ein Weg, den wir 
nicht gehen wollen. 

Zweitens: Herr Finanzminister, Sie haben 
mit dem heute vorgelegten Budget meiner 
Meinung nach eine große Chance vertan. Wir 
haben zwei Jahre Hochkonjunktur, Sie haben 
mit diesem Budget 1985 diese Zweijahres­
chance nicht genützt. Sie haben die Chance 
vergeben, über eine Budgetkonsolidierung 
überhaupt erst die Voraussetzung für eine 
große Steuerreform zu schaffen. 

Meine Damen und Herren! Die sozialisti­
sche Koalition will mit der Steuerreform also 
warten, bis sich das Budget quasi von selbst 
saniert. In Amerika hat man das einmal Woo­
doo-economics genannt. Anders kann man 
das hier auch nicht bezeichnen. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Die Opposition will dagegen eine Steuerre­
form, um wirtschaftliche Anreize zu setzen, 
die wiederum über das Wirtschaftswachstum 
helfen, das Budget zu sanieren. (Zwischenruf 
des Abg. Dr. No wo tny.) 

Meine Damen und Herren! Dieser Finanz­
minister hat ein Budget vorgelegt - ich kann 
es Ihnen nicht ersparen -, das im Grunde, in 
den Grundzügen genausogut von einem 
Finanzminister Salcher hätte vorgelegt wer­
den können. (Abg. Dr. Mo c k: Genau!) Prak­
tisch das gleiche Bruttodefizit, praktisch das 
gleiche Nettodefizit. Die Schwerpunkte sind 
beinahe ähnlich. Man darf nur nicht verges­
sen - und das ist in der Öffentlichkeit bisher 
untergegangen -, daß Finanzminister Vra­
nitzky 12 Milliarden Schilling mehr Einnah­
men zur Verfügung standen als Finanzmini­
ster Salcher. Und der Riesenerfolg ist, daß 
alles gleichgeblieben ist. 

Meine Damen und Herren! Das stimmt 
bedenklich. Denn es läßt den Verdacht auf­
kommen, daß Sie überall nachgegeben haben. 
Und im Detail wird es ja noch nachzuweisen 
sein. Plötzlich eine halbe Milliarde Schilling 
mehr für die Arbeitsmarktförderung, 4 Mil­
liarden - schon erwähnt - mehr für direkte 
Wirtschaftsförderung , und gleichzeitig sinkt 
der Bundesanteil an den Investitionen. Ein 
wirklich falscher Weg, Herr Finanzminister! 
(Zustimmung bei der ÖVP.) 

Dritter Unterschied: Wir wollen Klarheit, 
und bei Ihnen geht die Verunsicherung schon 

wieder weiter. Ich habe heute dankenswerter­
weise in der Budgetrede zur Kenntnis genom­
men, daß es keine neuen Steuern, aber auch 
keine Steuererhöhungen geben wird in dieser 
Legislaturperiode. Ja bitte sehr, am 17. Okto­
ber, vorgestern in "Der Presse", gibt Dallin­
ger, Mitglied der Bundesregierung Sinowatz 
- Steger, der ja auch Vranitzky angehört, der 
heute die Budgetrede gehalten hat, ein Inter­
view, in dem er erklärt, er braucht weitere 
drastische Maßnahmen zur Sicherung des 
sozialen Systems, er braucht die Maschinen­
steuer. Und zwar muß nach seinen Vorstellun­
gen rasch der Sozialbeitrag der Betriebe nicht 
mehr nach Personalstand, sondern nach der 
Produktivität bemessen werden. Da werden 
sich die gesunden Betriebe mit guter Produk­
tivität aber freuen, daß sie durch den Sozial­
minister jetzt neuerlich geschädigt werden! 
Das ist meiner Meinung nach, unserer Mei­
nung nach, wiederum ein völlig falscher Weg. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Uns hätte interessiert, was dazu zu sagen 
wäre. Was stimmt jetzt: Dallinger-Interview 
von vorgestern - Budgetrede von heute? 
Herr Bundeskanzler, wir haben dazu nichts 
gehört. 

Es bleiben weitere Verunsicherungen. 

Es wird gerade für Kleinbetriebe Verschär­
fungen geben. Kündigungsstopps. Es darf nur 
mehr mit Zustimmung des Betriebsrates Kün­
digungen in Klein- und Mittelbetrieben 
geben. 

Ja meine Damen und Herren, haben wir 
noch nicht genug von den bitteren Erfahrun­
gen in manchen Großbetrieben? Soll jetzt das 
gleiche Spiel auch bei den noch gesunden 
Klein- und Mittelbetrieben Platz greifen? 

Verunsicherung, die wir als Opposition 
ablehnen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und es ist natürlich bezeichnend, daß wir 
dazu weder den sozialistischen Spitzenkandi­
daten Mühlbacher vom FWV irgend etwas 
dazu bisher sagen gehört haben, noch ein 
RFW-Abgeordneter, zum Beispiel Eigruber 
oder sonst jemand, einen Ton hervorgebracht 
hätte, oder gar etwa der Anti-Dallinger in der 
Bundesregierung. - Ein falscher Kurs! 

Vierter Unterschied: Ganz klar die Spar­
buchsteuer , die ZESt. 

Meine Damen und Herren, eInIge ganz 
knappe Sätze dazu. Ich kann es Ihnen nicht 
ersparen. 
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Diese Steuer ist gefährlich, wirtschaftspoli­
tisch, psychologisch enorm gefährlich und zu 
einem denkbar ungünstigen Zeitpunkt einge­
führt worden. 

Erinnern wir uns doch: Noch vor drei Jah­
ren sind vom Kapital für Wertpapiere Steuer­
begünstigungen mit 15 Prozent in Kraft gewe­
sen. Dann hat es noch Androsch abgesenkt 
auf 10 Prozent. Unter Salcher wurden sie völ­
lig abgeschafft. Dann kam die Strafsteuer mit 
der ZESt, mit der Sparbuchsteuer, zunächst 
7,5 Prozent und jetzt 5 Prozent auf die Zinsen. 
Innerhalb weniger Jahre! Und gleichzeitig mit 
dem gigantisch gestiegenen Dollarkurs und 
mit den Realverzinsungen in anderen Län­
dern, die unsere natürlich bei weitem schla­
gen! 

Das sind die Gründe für die Austrocknung 
des österreichischen Kapitalmarktes (Beifall 
bei der ÖVP), der praktisch als tot bezeichnet 
werden kann. 

Im ersten Halbjahr 1984 hatten wir 2 Mil­
liarden - 2 Milliarden! - Nettoemissionen. 
Voriges Jahr waren es 22 Milliarden Schilling. 
(Zwischenruf.) Das Industrieclearing hat 
stark zugenommen auf ungefähr 20, 25 Mil­
liarden Schilling. Ist ja auch klar. Man 
erspart sich damit die Zinsertragsteuer, man 
erspart sich die Mindestreserve als Bank, es 
gibt keine Bankensonderabgabe, keine Kre­
ditgebühr. Das macht unter dem Strich eine 
Kreditverbilligung von 1 bis 1,5 Prozent aus. 
Ja da darf man sich doch nicht wundern und 
darf nicht den Kopf in den Sand stecken! 

Und natürlich hat die ZESt verheerende 
wirtschaftliche Auswirkungen gehabt. Eine 
geringe Sparneigung. Der Zuwachs betrug in 
den ersten acht Monaten 1982 - Geldkapital 
- 48 Milliarden, voriges Jahr - da hat die 
Diskussion schon gegriffen - 31 Milliarden 
und heuer 9 Milliarden Schilling. 

Das sind die harten Fakten, meine Damen 
und Herren. (Staatssekretär Dkfm. Bau er: 
In der Bundesrepublik genauso, Herr Kollege 
Schüssel!) Aber bitte sehr, die Bundesrepu­
blik ist überhaupt nicht vergleichbar in die­
sem Punkt. (Staatssekretär Dkfm. Bau er: 0 
ja!) Aber bitte sehr! Da können Sie aber Stati­
stiken nicht lesen! Den Unterschied möchte 
ich Klavier spielen können. (Beifall bei der 
ÖVP. - Staatssekretär Dkfm. Bau er: In der 
Größenordnung schon, aber im Zuwachs 
nicht!) 

Die wirtschaftlichen Abflüsse durch die 
Zinsertagsteuer, durch die Sparbuchsteuer , 

liegen nach Auffassung aller österreichischen 
Banker, ob rot, ob schwarz - ob blau, wenn 
es blaue gibt (Abg. G r a f: Nein, nein, noch 
nicht!); O. K., noch ein Glück, denn dann 
würde dort auch manches Platz greifen, was 
wir ja heute schon in der Fragestunde disku­
tiert haben -, bei 10 bis 15 Milliarden Schil­
ling, und da kommen Sie jetzt mit einer 
Reduktion des Satzes von 7,5 auf 5 und glau­
ben, jetzt wird sich plötzlich alles ändern, die 
Anleger werden sich nicht mehr fürchten, alle 
Irrationalismen werden weg sein, und die 
Anleger werden herbeiströmen. 

Irrtum! Das ist Woo-doo-economics, wenn 
man das wirklich glaubt. (Beifall bei der ÖVP. 
- Staatssekretär Dkfm. Bau er: Was ist 
das?) Das hat irgend etwas mit Zaubern zu 
tun, Herr Staatssekretär. Vielleicht lernen Sie 
das noch. Da hat man kleine Puppen, da sticht 
man Stecknadeln hinein und glaubt, daß dem, 
den es trifft, irgend etwas weh tut. (Zwischen­
ruf.) Ich hoffe, daß Ihnen das einmal nicht 
passiert. (Heiterkeit bei der ÖVP.) 

Der wesentliche Unterschied stellt sich also 
nicht nur bei diesen Punkten, die wir schon 
diskutiert haben, sondern genauso 
abschließend - bei der Frage einer sinnvol­
len Steuerreform. 

Meine Damen und Herren! Ich war eigent­
lich entsetzt von dem Satz des Herrn Finanz­
ministers - vielleicht war er mißverständlich 
wiedergegeben. Er ist eigentlich der Meinung, 
daß die Steuerpolitik keinen wichtigen 
Schlüssel zur Lösung unserer wirtschaftspoli­
tischen Probleme darstellt. Herr Dr. Vra­
nitzky! Wir glauben, daß sehr wohl gerade die 
Steuerpolitik einen entscheidenden Beitrag 
leisten kann (Beifall bei der ÖVP - Abg. Dr. 
Mo c k: Genau!), und ich darf Ihnen, nur ganz 
kurz, erklären, was eine sinnvolle Steuerpoli­
tik, wenige Änderungen alles bewirken kön­
nen. (Abg. M ü h 1 b ach er: Abschaffen!) 
Nicht abschaffen! Sinnvolle Änderungen, 
kleine Eingriffe. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

In den Vereinigten Staaten hat es 1978 
300 000 Betriebsneugründungen gegeben, im 
vorigen Jahr 600 000 - eine Verdopplung. 
Was ist da passiert? - Sehr einfach! Man hat 
zwei Dinge gemacht. Man hat erstmals die 
Capital gain tax, das ist eine Art Kapitaler­
tragsteuer, von 49 Prozent auf 20 Prozent 
reduziert, und der Präsident Reagan hat ein 
gigantisches Investitionsförderungspaket, 
diese Formel 3-3-1, in Bewegung gesetzt mit 
dem Effekt: doppelte Betriebsneugründungs­
zahl und innerhalb von 21 Monaten 6 Millio­
nen neue Arbeitsplätze! 
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Dr. Schüssel 

Ja hat sich das nicht ausgezahlt Ihrer Mei­
nung nach? (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Wir 
glauben, daß das sehr wohl ein wesentlicher 
Beitrag sein könnte. (Beifall bei der ÖVP. -
Zwischenruf des Staatssekretärs Dkfm. 
Bauer.) 

Und genauso macht der englische Finanz­
minister jetzt eine stufenweise Senkung der 
Unternehmensbesteuerung von 52 auf 35 Pro­
zent (Zwischenruf bei der SPÖ), und sogar die 
französischen Sozialisten, meine Damen und 
Herren, versuchen jetzt eine steuerliche Ent­
lastung ihrer Betriebe mit 100 Milliarden. Ler­
nen Sie, wenn schon nicht von unserem Drei­
phasenplan, von anderen erfolgreich regier­
ten Ländern! (Beifall bei der ÖVP. - Zwi­
schenruf bei der SPÖ.) 

Oder, anderer Punkt: Venture capital. Ich 
höre, daß sogar Sozialisten jetzt über die 
Frage Venture capital nachdenken. 

In den Vereinigten Staaten gibt es ungefähr 
- im Jahr 1983 war es so - 40 Milliarden 
Dollar an Eigenmittelzuwachs in den Betrie­
ben. Davon sind ungefähr 10 Prozent, also 
4 Milliarden Dollar - eine gewaltige Summe! 
-, durch Venture capital aufgebracht worden. 
Die Hälfte davon durch private Anleger -
manchmal sehr große -, die andere Hälfte 
aber durch die begrenzte Öffnung der Pen­
sionsfonds. Die können mit 5 bis 10 Prozent 
ihr Geld in solche Venture capital funds ein­
zahlen. 

Was geschieht bei uns, bitte? - Die großen 
Versicherungen betätigen sich als Häuser­
makler, als gigantische Horter von Baugrund 
und von Häusern. Sie sind gesetzlich gehin­
dert, ihr Geld zu einem bestimmten kleinen 
Prozentsatz in solche riskantere, in solche 
Dinge hineinzustellen. 

Ein großer Unterschied und eine sehr 
kleine, aber entscheidende Maßnahme. 

Oder wer je in den Vereinigten Staaten war 
und gesehen hat, was hier an Privatinitiative 
passiert bei der Finanzierung von Museen, 
von Universitäten, von Privatforschung, der 
weiß, daß hier Dinge in Bewegung gesetzt 
werden, von denen wir uns ja gar nichts träu­
men lassen. Natürlich steckt hier auch immer 
ein Beitrag der öffentlichen Hand durch 
Steuerverzicht drinnen. Aber der Eigenbetrag 
ist ungleich höher als der, den die öffentliche 
Hand durch Steuerverzicht leistet. 

Meine Damen und Herren! Es bleibt dabei 
- ein wichtiger Unterschied, den es festzu­
halten gilt -: Sie glauben, das ist kein wichti­
ger Schlüssel für die Bewältigung unserer 
Probleme. Wir glauben, daß es sehr wohl der 
Schlüssel sein könnte. 

Und wir werden von diesem Thema Steuer- . 
reform bis zu den kommenden Wahlen nicht 
mehr heruntersteigen, wir werden nicht lok­
kerlassen. (Beifall bei der ÖVP.) 17.35 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Ich gebe bekannt, daß in der heutigen Sit­
zung die Selbständigen Anträge 111/ Abis 
113/ A eingebracht worden sind. 

Ferner sind die Anfragen 964/J bis 975/J 
eingelangt. 

Die n ä c h s t e Sitzung des Nationalrates, 
die für Mittwoch, den 7. November 1984, 
11 Uhr, in Aussicht genommen ist, wird durch 
schriftliche Benachrichtigung einberufen wer­
den. 

In dieser Sitzung wird keine Fragestunde 
stattfinden. 

Die heutige Sitzung ist g e s chi 0 s sen. 

Schluß der Sitzung: 17 Uhr 37 Minuten 

Österreichische Staatsdruckerei. 0891 4 
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